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Bekanntmachung 

der Neufassung des Vermögensgesetzes 

Vom 4. August 1997 


Auf Grund des Artikels 6 Satz 1 des Wohnraummodernisierungssicherungs¬ 
gesetzes vom 17. Juli 1997 (BGBl. I S. 1823) wird nachstehend der Wortlaut des 
Vermögensgesetzes in der seit 24. Juli 1997 geltenden Fassung bekannt¬ 
gemacht. Die Neufassung berücksichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung des Gesetzes vom 2. Dezember 1994 
(BGBl. I S. 3610), 

2. den am 9. Juli 1995 in Kraft getretenen Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1995 
(BGBl. IS. 895), 

3. den am 24. Juli 1997 in Kraft getretenen Artikel 3 des eingangs genannten 
Gesetzes. 


Bonn, den 4. August 1997 


Der Bundesminister der Justiz 
Schmidt-Jortzig 
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Gesetz 

zur Regelung offener Vermögensfragen 
(Vermögensgesetz - VermG) 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 
§1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt vermögensrechtliche An¬ 
sprüche an Vermögenswerten, die 

a) entschädigungslos enteignet und in Volkseigentum 
überführt wurden; 

b) gegen eine geringere Entschädigung enteignet wur¬ 
den, als sie Bürgern der früheren Deutschen Demokra¬ 
tischen Republik zustand; 

c) durch staatliche Verwalter oder nach Überführung in 
Volkseigentum durch den Verfügungsberechtigten an 
Dritte veräußert wurden; 

d) auf der Grundlage des Beschlusses des Präsidiums 
des Ministerrates vom 9. Februar 1972 und im Zusam¬ 
menhang stehender Regelungen in Volkseigentum 
übergeleitet wurden. 

(2) Dieses Gesetz gilt desweiteren für bebaute Grund¬ 
stücke und Gebäude, die auf Grund nicht kostendecken¬ 
der Mieten und infolgedessen eingetretener oder unmittel¬ 
bar bevorstehender Überschuldung durch Enteignung, 
Eigentumsverzicht, Schenkung oder Erbausschlagung in 
Volkseigentum übernommen wurden. 

(3) Dieses Gesetz betrifft auch Ansprüche an Vermö¬ 
genswerten sowie Nutzungsrechte, die auf Grund un¬ 
lauterer Machenschaften, zum Beispiel durch Machtmiß¬ 
brauch, Korruption, Nötigung oder Täuschung von seiten 
des Erwerbers, staatlicher Stellen oder Dritter, erworben 
wurden. 

(4) Dieses Gesetz regelt ferner die Aufhebung der 

- staatlichen Treuhandverwaltung über Vermögenswerte 
von Bürgern, die das Gebiet der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik ohne die zum damaligen Zeitpunkt 
erforderliche Genehmigung verlassen haben; 

- vorläufigen Verwaltung über Vermögenswerte von Bür¬ 
gern der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
sowie von juristischen Personen mit Sitz in der Bundes¬ 
republik Deutschland oder Berlin (West), die Staats¬ 
organen der Deutschen Demokratischen Republik 
durch Rechtsvorschrift übertragen wurde; 

- Verwaltung des ausländischen Vermögens, die der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
übertragen wurde 

(im folgenden staatliche Verwaltung genannt) und die 
damit im Zusammenhang stehenden Ansprüche der 
Eigentümer und Berechtigten. 

(5) Dieses Gesetz schließt die Behandlung von Forde¬ 
rungen und anderen Rechten in bezug auf Vermögens¬ 
werte gemäß den Absätzen 1 bis 4 ein. 


(6) Dieses Gesetz ist entsprechend auf vermögens¬ 
rechtliche Ansprüche von Bürgern und Vereinigungen 
anzuwenden, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 aus rassischen, politischen, religiösen oder 
weltanschaulichen Gründen verfolgt wurden und deshalb 
ihr Vermögen infolge von Zwangsverkäufen, Enteignun¬ 
gen oder auf andere Weise verloren haben. Zugunsten des 
Berechtigten wird ein verfolgungsbedingter Vermögens¬ 
verlust nach Maßgabe des II. Abschnitts der Anordnung 
BK/0 (49) 180 der Alliierten Kommandantur Berlin vom 
26. Juli 1949 (VOBI. für Groß-Berlin IS. 221) vermutet. 

(7) Dieses Gesetz gilt entsprechend für die Rückgabe 
von Vermögenswerten, die im Zusammenhang mit der 
nach anderen Vorschriften erfolgten Aufhebung rechts¬ 
staatswidriger straf-, ordnungsstraf- oder verwaltungs¬ 
rechtlicher Entscheidungen steht. 

(8) Dieses Gesetz gilt vorbehaltlich seiner Bestimmun¬ 
gen über Zuständigkeiten und Verfahren nicht für 

a) Enteignungen von Vermögenswerten auf besatzungs¬ 
rechtlicher oder besatzungshoheitlicher Grundlage; 
Ansprüche nach den Absätzen 6 und 7 bleiben unbe¬ 
rührt; 

b) vermögensrechtliche Ansprüche, die seitens der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik durch zwischenstaat¬ 
liche Vereinbarungen geregelt wurden; 

c) Anteilrechte an der Altguthabenablösungsanleihe; 

d) Ansprüche von Gebietskörperschaften des beitreten¬ 
den Gebiets gemäß Artikel 3 des Einigungsvertrages, 
soweit sie vom Kommunalvermögensgesetz vom 
6. Juli 1990 (GBl. I Nr. 42 S. 660) erfaßt sind. 

§2 

Begriffsbestimmung 

(1) Berechtigte im Sinne dieses Gesetzes sind natürliche 
und juristische Personen sowie Personenhandelsgesell¬ 
schaften, deren Vermögenswerte von Maßnahmen gemäß 
§ 1 betroffen sind, sowie ihre Rechtsnachfolger. Rechts¬ 
nachfolger einer jüdischen juristischen Person oder nicht 
rechtsfähigen jüdischen Personenvereinigung ist in den 
Fällen des § 1 Abs. 6 auch, wer auf Grund des Befehls 
Nr. 82 des Obersten Chefs der sowjetischen Militärverwal¬ 
tung vom 29. April 1948 (Regierungsblatt für Mecklenburg 
S. 76) Eigentum an dem entzogenen Vermögenswert 
erlangt und dieses bis zum 2. Oktober 1990 innegehalten 
hat. Soweit Ansprüche von jüdischen Berechtigten im 
Sinne des § 1 Abs. 6 oder deren Rechtsnachfolgern nicht 
geltend gemacht werden, gelten in Ansehung der An¬ 
sprüche nach dem Vermögensgesetz die Nachfolgeorga¬ 
nisationen des Rückerstattungsrechts und, soweit diese 
keine Ansprüche anmelden, die Conference on Jewish 
Material Claims against Germany, Inc. als Rechtsnachfol¬ 
ger. Dasselbe gilt, soweit der Staat Erbe oder Erbeserbe 
eines jüdischen Verfolgten im Sinne des § 1 Abs. 6 ist oder 
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soweit eine jüdische juristische Person oder eine nicht 
rechtsfähige jüdische Personenvereinigung aus den Grün¬ 
den des § 1 Abs. 6 aufgelöst oder zur Selbstauflösung 
gezwungen wurde. Im übrigen gelten in den Fällen des § 1 
Abs. 6 als Rechtsnachfolger von aufgelösten oder zur 
Selbstauflösung gezwungenen Vereinigungen die Nach¬ 
folgeorganisationen, die diesen Vereinigungen nach ihren 
Organisationsstatuten entsprechen und deren Funktionen 
oder Aufgaben wahrnehmen oder deren satzungsmäßige 
Zwecke verfolgen; als Rechtsnachfolger gelten insbeson¬ 
dere die Organisationen, die auf Grund des Rückerstat¬ 
tungsrechts als Nachfolgeorganisationen anerkannt wor¬ 
den sind. 

(1 a) Die Conference on Jewish Material Claims against 
Germany, Inc. kann ihre Rechte auf die Conference on 
Jewish Material Claims against Germany GmbH übertra¬ 
gen. Die Übertragung bedarf der Schriftform. § 4 Abs. 5 
des Investitionsvorranggesetzes findet keine Anwendung. 

(2) Vermögenswerte im Sinne dieses Gesetzes sind 
bebaute und unbebaute Grundstücke sowie rechtlich 
selbständige Gebäude und Baulichkeiten (im folgenden 
Grundstücke und Gebäude genannt), Nutzungsrechte und 
dingliche Rechte an Grundstücken oder Gebäuden, 
bewegliche Sachen sowie gewerbliche Schutzrechte, 
Urheberrechte und verwandte Schutzrechte. Vermögens¬ 
werte im Sinne dieses Gesetzes sind auch Kontoguthaben 
und sonstige auf Geldzahlungen gerichtete Forderungen 
sowie Eigentum/Beteiligungen an Unternehmen oder an 
Betriebsstätten/Zweigniederlassungen von Unternehmen 
mit Sitz außerhalb der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik. 

(3) Verfügungsberechtigter im Sinne dieses Gesetzes ist 
bei der Rückgabe von Unternehmen derjenige, in dessen 
Eigentum oder Verfügungsmacht das entzogene Unter¬ 
nehmen ganz oder teilweise steht, sowie bei Kapitalgesell¬ 
schaften deren unmittelbare oder mittelbare Anteilseigner 
und bei der Rückübertragung von anderen Vermögens¬ 
werten diejenige Person, in deren Eigentum oder Ver¬ 
fügungsmacht der Vermögenswert steht. Als Verfügungs¬ 
berechtigter gilt auch der staatliche Verwalter. Stehen der 
Treuhandanstalt die Anteilsrechte an Verfügungsberech¬ 
tigten nach Satz 1 unmittelbar oder mittelbar allein zu, so 
vertritt sie diese allein. 

(4) Unter Schädigung im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
Maßnahme gemäß § 1 zu verstehen. 

§2a 

Erbengemeinschaft 

(1) Ist Rechtsnachfolger des von Maßnahmen nach § 1 
Betroffenen eine Erbengemeinschaft, deren Mitglieder 
nicht sämtlich namentlich bekannt sind, so ist der Ver¬ 
mögenswert der Erbengemeinschaft nach dem zu be¬ 
zeichnenden Erblasser als solcher zurückzuübertragen. 
Die Erbengemeinschaft ist nach Maßgabe von § 34 im 
Grundbuch als Eigentümerin einzutragen. 

(1 a) Ist eine Erbengemeinschaft Rechtsnachfolger eines 
jüdischen Berechtigten im Sinne des § 1 Abs. 6, so tritt die 
in § 2 Abs. 1 Satz 3 bestimmte Nachfolgeorganisation 
oder, wenn diese keine Ansprüche auf den Vermögens¬ 
wert angemeldet hat, die Conference on Jewish Material 
Claims against Germany, Inc. an die Stelle der namentlich 
nicht bekannten Miterben. Sie ist zusammen mit den 
bekannten Miterben nach Maßgabe des § 34 in ungeteilter 


Erbengemeinschaft als Eigentümerin im Grundbuch ein¬ 
zutragen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
der Aufenthalt eines namentlich bekannten Miterben, der 
an der Stellung des Antrags nach § 30 nicht mitgewirkt 
hat, unbekannt ist. § 2 Abs. 1a bleibt unberührt. 

(2) Eine bereits erfolgte Auseinandersetzung über den 
Nachlaß des Betroffenen gilt als gegenständlich be¬ 
schränkte Teilauseinandersetzung. 

(3) Ein an der Stellung des Antrags nach § 30 nicht betei¬ 
ligter Miterbe gilt in Ansehung des Vermögenswertes nicht 
als Erbe, wenn er innerhalb der in Satz 2 bezeichneten 
Frist gegenüber der für die Entscheidung zuständigen 
Behörde schriftlich auf seine Rechte aus dem Antrag ver¬ 
zichtet hat. Die Erklärung des Verzichts nach Satz 1 muß 
sechs Wochen von der Erlangung der Kenntnis von dem 
Verfahren nach diesem Gesetz, spätestens sechs Wochen 
von der Bekanntgabe der Entscheidung an, eingegangen 
sein; lebt der Miterbe im Ausland, beträgt die Frist sechs 
Monate. 

(4) Diese Vorschriften gelten entsprechend, wenn eine 
Erbengemeinschaft als solche von Maßnahmen nach § 1 
betroffen ist. 


Abschnitt II 

Rückübertragung von Vermögenswerten 
§3 

Grundsatz 

(1) Vermögenswerte, die den Maßnahmen im Sinne des 
§ 1 unterlagen und in Volkseigentum überführt oder an 
Dritte veräußert wurden, sind auf Antrag an die Berechtig¬ 
ten zurückzuübertragen, soweit dies nicht nach diesem 
Gesetz ausgeschlossen ist. Der Anspruch auf Rücküber¬ 
tragung, Rückgabe oder Entschädigung kann abgetreten, 
verpfändet oder gepfändet werden; die Abtretung ist 
unwirksam, wenn sie unter einer Bedingung oder Zeitbe¬ 
stimmung erfolgt; sie und die Verpflichtung hierzu bedür¬ 
fen der notariellen Beurkundung, wenn der Anspruch auf 
Rückübertragung eines Grundstücks, Gebäudes oder 
Unternehmens gerichtet ist; eine ohne Beachtung dieser 
Form eingegangene Verpflichtung oder Abtretung wird 
ihrem ganzen Inhalte nach gültig, wenn das Eigentum an 
dem Grundstück, Gebäude oder Unternehmen gemäß 
§ 34 oder sonst wirksam auf den Erwerber des Anspruchs 
übertragen wird. Ein Berechtigter, der einen Antrag auf 
Rückgabe eines Unternehmens stellt oder stellen könnte, 
kann seinen Antrag nicht auf die Rückgabe einzelner Ver¬ 
mögensgegenstände beschränken, die sich im Zeitpunkt 
der Schädigung in seinem Eigentum befanden; § 6 Abs. 6a 
Satz 1 bleibt unberührt. Gehören Vermögensgegenstän¬ 
de, die mit einem nach § 1 Abs. 6 in Verbindung mit § 6 
zurückzugebenden oder einem nach diesem oder einem 
anderen nach dem 8. Mai 1945 ergangenen Gesetz 
bereits zurückgegebenen Unternehmen entzogen oder 
von ihm später angeschafft worden sind, aus irgendwel¬ 
chen Gründen nicht mehr zum Vermögen des Unterneh¬ 
mens, so kann der Berechtigte verlangen, daß ihm an die¬ 
sen Gegenständen im Wege der Einzelrestitution in Höhe 
der ihm entzogenen Beteiligung Bruchteilseigentum ein¬ 
geräumt wird; dieser Anspruch besteht auch, wenn eine 
unmittelbare oder mittelbare Beteiligung an einem Unter¬ 
nehmen Gegenstand der Schädigung nach § 1 Abs. 6 ist 
und das Unternehmen zum Zeitpunkt der Schädigung 
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nicht von Maßnahmen nach § 1 betroffen war; in Fällen der 
mittelbaren Beteiligung gilt dies nur, wenn das Beteili¬ 
gungsunternehmen jeweils mehr als den fünften Teil der 
Anteile, auf deren Berechnung § 16 Abs. 2 und 4 des Ak¬ 
tiengesetzes anzuwenden ist, am gezeichneten Kapital 
eines Unternehmens besaß; als Zeitpunkt der Schädigung 
gilt der Zeitpunkt der Entziehung des Unternehmens oder 
der Beteiligung. Berechtigter im Sinne des Satzes 4 ist der 
geschädigte Gesellschafter und nicht das in § 6 Abs. 1a 
bezeichnete Unternehmen. Es wird vermutet, daß Gegen¬ 
stände, die von einem dieser Unternehmen bis zum 8. Mai 
1945 angeschafft worden sind, mit Mitteln des Unterneh¬ 
mens erworben wurden. Dem Verfügungsberechtigten ist 
auf seinen Antrag zu gestatten, den Anspruch des Berech¬ 
tigten auf Einräumung von Bruchteilseigentum mit dem 
anteiligen Verkehrswert abzufinden. Ist der Anspruch auf 
Vermögenswerte gerichtet, die zu einem selbständigen 
Unternehmen zusammengefaßt sind oder ohne erhebliche 
wirtschaftliche Nachteile für den Berechtigten zu einem 
Unternehmen zusammengefaßt werden können, so ist der 
Berechtigte auf Antrag des Verfügungsberechtigten an 
dem Unternehmen entsprechend zu beteiligen; gehören 
solche Vermögenswerte zu einem Unternehmen, das 
auch anderes Vermögen besitzt, so ist auf Antrag des Ver¬ 
fügungsberechtigten dem Berechtigten eine entsprechen¬ 
de Beteiligung an dem die Vermögenswerte besitzenden 
Unternehmen einzuräumen, wenn dies nicht zu erheb¬ 
lichen wirtschaftlichen Nachteilen für den Berechtigten 
führt. Der Berechtigte hat dem Verfügungsberechtigten 
die nach dem 2. Oktober 1990 aufgewendeten Kosten für 
vor der Konkretisierung des Antrags auf Rückübertragung 
(§ 11 Abs. 1 Grundstücksverkehrsordnung) in bezug auf 
den Vermögenswert durchgeführte oder begonnene 
Bebauungs-, Modernisierungs- oder Instandsetzungs¬ 
maßnahmen anteilig zu erstatten, sobald über die Einräu¬ 
mung von Bruchteilseigentum bestandskräftig entschie¬ 
den wurde, soweit diese Kosten nicht mit Entgelten im 
Sinne des § 7 Abs. 7 Satz 2 und 4 oder entsprechend der 
Finanzierung mit künftigen Entgelten dieser Art verrechen- 
bar sind; im Streitfall entscheiden die ordentlichen Gerich¬ 
te. Die Sätze 4 bis 9 sind entsprechend auf Vermögens¬ 
werte anzuwenden, die nach § 1 Abs. 6 in Verbindung mit 
§ 6 Abs. 6a Satz 1 zurückzuübertragen sind, auch wenn 
sie schon vor der Stillegung nicht mehr zum Vermögen 
des Unternehmens gehörten; § 6 Abs. 1a, Abs. 6a Satz 2 
gilt nicht. Die Sätze 4 bis 10 sind nicht anzuwenden, wenn 
für den Wohnungsbau bestimmte Vermögenswerte ent¬ 
sprechend dem überwiegenden Unternehmenszweck 
eines Entwicklungs-, Siedlungs- oder Wohnungsbauun¬ 
ternehmens, wie er vor der Schädigung bestanden hat, bis 
zum 8. Mai 1945 an natürliche Personen veräußert wur¬ 
den, es sei denn, die Veräußerung ist nicht zu einem für 
das Unternehmen üblichen Preis erfolgt. 

(1a) Die Rückübertragung von dinglichen Rechten an 
einem Grundstück oder Gebäude erfolgt dadurch, daß 
das Amt zur Regelung offener Vermögensfragen diese an 
rangbereiter Stelle in dem Umfang begründet, in dem sie 
nach § 16 zu übernehmen wären. Auf Geldleistung gerich¬ 
tete Rechte können nur in Deutscher Mark begründet wer¬ 
den. Eine Haftung für Zinsen kann höchstens in Höhe von 
13 vom Hundert ab dem Tag der Entscheidung über die 
Rückübertragung begründet werden. Kann das frühere 
Recht nach den seit dem 3. Oktober 1990 geltenden Vor¬ 
schriften nicht wiederbegründet werden, ist dasjenige 
Recht zu begründen, das dem früheren Recht entspricht 
oder am ehesten entspricht. Bei Grundpfandrechten ist 


die Erteilung eines Briefes ausgeschlossen. Hypotheken 
und Aufbauhypotheken nach dem Zivilgesetzbuch der 
Deutschen Demokratischen Republik sind als Hypotheken 
zu begründen. Eine Wiederbegründung erfolgt nicht, 
wenn der Eigentümer des Grundstücks das zu begrün¬ 
dende Grundpfandrecht oder eine dadurch gesicherte 
Forderung ablöst. Eine Wiederbegründung erfolgt ferner 
nicht, wenn die Belastung mit dem Recht für den Eigen¬ 
tümer des Grundstücks mit Nachteilen verbunden ist, wel¬ 
che den beim Berechtigten durch die Nichtbegründung 
des Rechts entstehenden Schaden erheblich überwiegen 
und der Eigentümer des Grundstücks dem Berechtigten 
die durch die Nichtbegründung des Rechts entstehenden 
Vermögensnachteile ausgleicht. 

(2) Werden von mehreren Personen Ansprüche auf 
Rückübertragung desselben Vermögenswertes geltend 
gemacht, so gilt derjenige als Berechtigter, der von einer 
Maßnahme gemäß des § 1 als Erster betroffen war. 

(3) Liegt ein Antrag nach § 30 vor, so ist der Verfügungs¬ 
berechtigte verpflichtet, den Abschluß dinglicher Rechts¬ 
geschäfte oder die Eingehung langfristiger vertraglicher 
Verpflichtungen ohne Zustimmung des Berechtigten zu 
unterlassen. Ausgenommen sind solche Rechtsgeschäfte, 
die 

a) zur Erfüllung von Rechtspflichten des Eigentümers, 
insbesondere bei Anordnung eines Modernisierungs¬ 
und Instandsetzungsgebots nach § 177 des Bauge¬ 
setzbuchs zur Beseitigung der Mißstände und zur 
Behebung der Mängel oder 

b) zur Erhaltung und Bewirtschaftung des Vermögens¬ 
werts 

erforderlich sind. Ausgenommen sind, soweit sie nicht 
bereits nach den Sätzen 2 und 5.ohne Zustimmung des 
Berechtigten zulässig sind, ferner Instandsetzungsmaß¬ 
nahmen, wenn die hierfür aufzuwendenden Kosten den 
Verfügungsberechtigten als Vermieter nach Rechtsvor¬ 
schriften zu einer Erhöhung der jährlichen Miete berechti¬ 
gen. Der Berechtigte ist verpflichtet, dem Verfügungsbe¬ 
rechtigten die aufgewendeten Kosten, soweit diese durch 
eine instandsetzungsbedingte Mieterhöhung nicht bereits 
ausgeglichen sind, zu erstatten, sobald über die Rück¬ 
übertragung des Eigentums bestandskräftig entschieden 
ist. Satz 2 gilt entsprechend für Maßnahmen der in Satz 2 
Buchstabe a bezeichneten Art, die ohne eine Anordnung 
nach § 177 des Baugesetzbuchs vorgenommen werden, 
wenn die Kosten der Maßnahmen von der Gemeinde oder 
einer anderen Stelle nach Maßgabe des § 177 Abs. 4 und 
5 des Baugesetzbuchs erstattet werden. Der Verfügungs¬ 
berechtigte hat diese Rechtsgeschäfte so zu führen, wie 
das Interesse des Berechtigten mit Rücksicht auf dessen 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen es erfordert, soweit 
dem nicht das Gesamtinteresse des von dem Verfügungs¬ 
berechtigten geführten Unternehmens entgegensteht; 
§ 678 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend 
anzuwenden, jedoch bleiben die Befugnisse als gegen¬ 
wärtig Verfügungsberechtigter in den Fällen des § 177 des 
Baugesetzbuchs und der Sätze 3 und 5 sowie nach dem 
Investitionsgesetz von diesem Satz unberührt. Der Verfü¬ 
gungsberechtigte ist zur Liquidation berechtigt und zur 
Abwendung der Gesamtvollstreckung*) nicht verpflichtet, 
wenn der Berechtigte trotz Aufforderung innerhalb eines 


’) Gemäß Artikel 101 Nr. 1 in Verbindung mit Artikel 110 Abs. 1 des Ein¬ 
führungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2911) werden ab 1. Januar 1999 die Worte „der Gesamtvoll¬ 
streckung“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 
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Monats einen Antrag auf vorläufige Einweisung nach § 6a 
nicht stellt oder ein solcher Antrag abgelehnt worden ist. 
Dies gilt auch bei verspäteter Anmeldung. Die Treuhand¬ 
anstalt ist zur Abwendung der Gesamtvollstreckung*) 
nicht verpflichtet, wenn der Berechtigte bis zum 1. Sep¬ 
tember 1992 keinen Antrag nach § 6a zur vorläufigen Ein¬ 
weisung gestellt hat oder wenn über einen gestellten 
Antrag bis zum 1. Dezember 1992 nicht entschieden 
worden ist. 

(4) Wird die Anmeldefrist (§ 3 der Anmeldeverordnung) 
versäumt und liegt keine verspätete Anmeldung vor, kann 
der Verfügungsberechtigte über das Eigentum verfügen 
oder schuldrechtliche oder dingliche Verpflichtungen ein- 
gehen. Ist über das Eigentum noch nicht verfügt worden, 
so kann der Berechtigte den Anspruch auf Rückübertra¬ 
gung noch geltend machen. Anderenfalls steht ihm nur 
noch ein Anspruch auf den Erlös zu. 

(5) Der Verfügungsberechtigte hat sich vor einer Ver¬ 
fügung bei dem Amt zur Regelung offener Vermögens¬ 
fragen, in dessen Bezirk der Vermögenswert belegen ist, 
und, soweit ein Unternehmen betroffen ist, bei dem Lan¬ 
desamt zur Regelung offener Vermögensfragen, in dessen 
Bezirk das Unternehmen seinen Sitz (Hauptniederlassung) 
hat, zu vergewissern, daß keine Anmeldung im Sinne des 
Absatzes 3 hinsichtlich des Vermögenswertes vorliegt. 

§ 3a 

(weggefallen) 

§ 3b 

Gesamtvollstreckungsverfahren, 

Zwangsversteigerungsverfahren 

(1) Der Anspruch nach § 3 Abs. 1 Satz 1 wird durch die 
Eröffnung der Gesamtvollstreckung*) über das Vermögen 
des Verfügungsberechtigten nicht berührt. Dies gilt, außer 
in den Fällen des § 6 Abs. 6a, nicht, wenn ein Unterneh¬ 
men Gegenstand eines Rückübertragungsanspruchs 
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 ist. 

(2) Beschlüsse, durch die die Zwangsversteigerung 
eines Grundstücks oder Gebäudes angeordnet wird, 
sowie Ladungen zu Terminen in einem Zwangsversteige¬ 
rungsverfahren sind dem Berechtigten zuzustellen. 

(3) Soll ein Grundstück oder ein Gebäude, für das ein 
Antrag nach § 30 vorliegt, im Wege der von einem Ver¬ 
fügungsberechtigten (§ 2 Abs. 3) beantragten Teilungsver- 
steigerung nach § 180 des Gesetzes über die Zwangsver¬ 
steigerung und die Zwangsverwaltung versteigert werden, 
ist das Zwangsversteigerungsverfahren auf Antrag des 
Berechtigten (§ 2 Abs. 1) bis zum Eintritt der Bestandskraft 
der Entscheidung über den Rückübertragungsantrag 
einstweilen einzustellen. Die einstweilige Einstellung ist zu 
versagen, wenn im Falle einer rechtsgeschäftlichen Ver¬ 
äußerung eine Grundstücksverkehrsgenehmigung nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 oder 3 der Grundstücksverkehrs¬ 
ordnung nicht erforderlich wäre. Sie kann versagt werden, 
wenn eine Grundstücksverkehrsgenehmigung nach § 1 
Abs. 2 Satz 2 der Grundstücksverkehrsordnung erteilt 
werden könnte. 

(4) Ist die Rückübertragung eines Grundstücks oder 
Gebäudes nicht mehr möglich, weil es im Wege der 

*) Gemäß Artikel 101 Nr. 1 in Verbindung mit Artikel 110 Abs. 1 des Ein¬ 
führungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 

S. 2911) werden ab 1. Januar 1999 die Worte „der Gesamtvoll¬ 
streckung'' durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 


Zwangsversteigerung veräußert wurde, kann der Berech¬ 
tigte vom bisherigen Verfügungsberechtigten die Zahlung 
eines Geldbetrages in Höhe des Versteigerungserlöses 
verlangen. Der bisherige Verfügungsberechtigte kann mit 
Ansprüchen nach § 7 Abs. 2 und § 7a Abs. 2 aufrechnen. 
Die Zahlung nach Satz 1 steht dem Erlös aus einer Ver¬ 
äußerung des Grundstücks gleich. Dies gilt auch in Anse¬ 
hung von Ansprüchen des Entschädigungsfonds nach 
§7aAbs. 2 Satz 4. 

§ 3c 

Erlaubte Veräußerungen 

(1) § 3 Abs. 3 gilt für die Veräußerung von Vermögens¬ 
werten der Treuhandanstalt oder eines Unternehmens, 
dessen sämtliche Anteile sich mittelbar oder unmittelbar in 
der Hand der Treuhandanstalt befinden, nicht, wenn sich 
der Erwerber zur Duldung der Rückübertragung des Ver¬ 
mögenswertes auf den Berechtigten nach Maßgabe die¬ 
ses Abschnitts verpflichtet. Steht der Vermöpenswert im 
Eigentum eines anderen Verfügungsberechtigten, gilt 
Satz 1 nur, wenn der Erwerber ein Antragsteller nach § 30 
Abs. 1 ist oder wenn der Erwerber eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts, eine von einer solchen Person 
beherrschte juristische Person des Privatrechts oder eine 
Genossenschaft und anzunehmen ist, daß der Anspruch 
nach § 5 ausgeschlossen ist. 

(2) Die Rückübertragung kann in den Fällen des Absat¬ 
zes 1 auch nach Wirksamwerden der Veräußerung erfol¬ 
gen. Bis zur Bestandskraft der Entscheidung über die 
Rückübertragung unterliegt der Erwerber vorbehaltlich 
der Bestimmungen des Investitionsvorranggesetzes den 
Beschränkungen des § 3 Abs. 3. 

§4 

Ausschluß der Rückübertragung 

(1) Eine Rückübertragung des Eigentumsrechtes oder 
sonstiger Rechte an Vermögenswerten ist ausgeschlos¬ 
sen, wenn dies von der Natur der Sache her nicht mehr 
möglich ist. Die Rückgabe von Unternehmen ist ausge¬ 
schlossen, wenn und soweit der Geschäftsbetrieb einge¬ 
stellt worden ist und die tatsächlichen Voraussetzungen 
für die Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebs nach ver¬ 
nünftiger kaufmännischer Beurteilung fehlen. Die Rück¬ 
gabe des Unternehmens ist auch ausgeschlossen, wenn 
und soweit ein Unternehmen auf Grund folgender Vor¬ 
schriften veräußert wurde: 

a) Verordnung über die Gründung und Tätigkeit von 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung in der 
DDR vom 25. Januar 1990 (GBl. I Nr. 4 S. 16), 

b) Beschluß zur Gründung der Anstalt zur treuhände¬ 
rischen Verwaltung des Volkseigentums (Treuhand¬ 
anstalt) vom 1. März 1990 (GBl. I Nr. 14 S. 107), 

c) Treuhandgesetz vom 17. Juni 1990 (GBl. I Nr. 33 
S. 300), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 
zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisie¬ 
rung von Unternehmen und zur Förderung von Investi¬ 
tionen vom 22. März 1991 (BGBl. IS. 766), 

d) Gesetz über die Gründung und Tätigkeit privater Unter¬ 
nehmen und über Unternehmensbeteiligungen vom 
7. März 1990 (GBl. I Nr. 17 S. 141). 

Dies gilt nicht, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 
vorliegen. 
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(2) Die Rückübertragung ist ferner ausgeschlossen, 
wenn natürliche Personen, Religionsgemeinschaften oder 
gemeinnützige Stiftungen nach dem 8. Mai 1945 in red¬ 
licher Weise an dem Vermögenswert Eigentum oder ding¬ 
liche Nutzungsrechte erworben haben. Dies gilt bei der 
Veräußerung von Grundstücken und Gebäuden nicht, 
sofern das dem Erwerb zugrundeliegende Rechtsgeschäft 
nach dem 18. Oktober 1989 ohne Zustimmung des 
Berechtigten geschlossen worden ist, es sei denn, daß 

a) der Erwerb vor dem 19. Oktober 1989 schriftlich bean¬ 
tragt oder sonst aktenkundig angebahnt worden ist, 

b) der Erwerb auf der Grundlage des § 1 des Gesetzes 
über den Verkauf volkseigener Gebäude vom 7. März 
1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157) erfolgte oder 

c) der Erwerber vor dem 19. Oktober 1989 in einem 
wesentlichen Umfang werterhöhende oder substanz¬ 
erhaltende Investitionen vorgenommen hat. 

(3) Als unredlich ist der Rechtserwerb in der Regel dann 
anzusehen, wenn er 

a) nicht in Einklang mit den zum Zeitpunkt des Erwerbs in 
der Deutschen Demokratischen Republik geltenden 
allgemeinen Rechtsvorschriften, Verfahrensgrundsät¬ 
zen und einer ordnungsgemäßen Verwaltungspraxis 
stand und der Erwerber dies wußte oder hätte wissen 
müssen oder 

b) darauf beruhte, daß der Erwerber durch Korruption 
oder Ausnutzung einer persönlichen Machtstellung auf 
den Zeitpunkt oder die Bedingungen des Erwerbs oder 
auf die Auswahl des Erwerbsgegenstandes eingewirkt 
hat, oder 

c) davon beeinflußt war, daß sich der Erwerber eine von 
ihm selbst oder von dritter Seite herbeigeführte 
Zwangslage oder Täuschung des ehemaligen Eigen¬ 
tümers zu Nutze gemacht hat. 

§5 

Ausschluß der 

Rückübertragung von Eigentums¬ 
rechten an Grundstücken und Gebäuden 

(1) Eine Rückübertragung von Eigentumsrechten an 
Grundstücken und Gebäuden ist gemäß § 4 Abs. 1 insbe¬ 
sondere auch dann ausgeschlossen, wenn Grundstücke 
und Gebäude 

a) mit erheblichem baulichen Aufwand in ihrer Nutzungs¬ 
art oder Zweckbestimmung verändert wurden und ein 
öffentliches Interesse an dieser Nutzung besteht, 

b) dem Gemeingebrauch gewidmet wurden, 

c) im komplexen Wohnungsbau oder Siedlungsbau ver¬ 
wendet wurden, 

d) der gewerblichen Nutzung zugeführt oder in eine 
Unternehmenseinheit einbezogen wurden und nicht 
ohne erhebliche Beeinträchtigung des Unternehmens 
zurückgegeben werden können. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a und d ist 
die Rückübertragung von Eigentumsrechten nur dann 
ausgeschlossen, wenn die maßgeblichen tatsächlichen 
Umstände am 29. September 1990 Vorgelegen haben. 


§6 

Rückübertragung von Unternehmen 

(1) Ein Unternehmen ist auf Antrag an den Berechtigten 
zurückzugeben, wenn es unter Berücksichtigung des 
technischen Fortschritts und der allgemeinen wirtschaft¬ 
lichen Entwicklung mit dem enteigneten Unternehmen im 
Zeitpunkt der Enteignung vergleichbar ist; der Anspruch 
auf Rückgabe von Anteils- oder Mitgliedschaftsrechten 
richtet sich gegen die in § 2 Abs. 3 bezeichneten Inhaber 
dieser Rechte, der Anspruch auf Rückgabe des Unterneh¬ 
mens gegen den dort bezeichneten Verfügungsberechtig¬ 
ten. Im Zeitpunkt der Rückgabe festzustellende wesent¬ 
liche Verschlechterungen oder wesentliche Verbesserun¬ 
gen der Vermögens- oder Ertragslage sind auszugleichen; 
Schuldner bei wesentlicher Verschlechterung oder Gläu¬ 
biger bei wesentlicher Verbesserung ist die Treuhandan¬ 
stalt oder eine andere in § 24 Abs. 1 Satz 1 des D-Mark- 
bilanzgesetzes bezeichnete Stelle, wenn sie unmittelbar 
oder mittelbar an dem Verfügungsberechtigten beteiligt 
ist. Das Unternehmen ist mit dem enteigneten Unterneh¬ 
men vergleichbar, wenn das Produkt- oder Leistungs¬ 
angebot des Unternehmens unter Berücksichtigung des 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritts im Grund¬ 
satz unverändert geblieben ist oder frühere Produkte oder 
Leistungen durch andere ersetzt worden sind. Ist das 
Unternehmen mit einem oder mehreren anderen Unter¬ 
nehmen zusammengefaßt worden, so kommt es für die 
Vergleichbarkeit nur auf diesen Unternehmensteil an. 

(1a) Berechtigter bei der Rückgabe oder Rückführung 
eines Unternehmens nach den §§ 6 und 12 ist derjenige, 
dessen Vermögenswerte von Maßnahmen gemäß § 1 
betroffen sind. Dieser besteht unter seiner Firma, die vor 
der Schädigung im Register eingetragen war, als in Auf¬ 
lösung befindlich fort, wenn die im Zeitpunkt der Schädi¬ 
gung vorhandenen Gesellschafter oder Mitglieder oder 
Rechtsnachfolger dieser Personen, die mehr als 50 vom 
Hundert der Anteile oder Mitgliedschaftsrechte auf sich 
vereinen und namentlich bekannt sind, einen Anspruch 
auf Rückgabe des Unternehmens oder von Anteilen oder 
Mitgliedschaftsrechten des Rückgabeberechtigten ange¬ 
meldet haben. Kommt das erforderliche Quorum für das 
Fortbestehen eines Rückgabeberechtigten unter seiner 
alten Firma nicht zustande, kann das Unternehmen nicht 
zurückgefordert werden. Satz 2 gilt nicht für Gesellschaf¬ 
ten, die ihr im Beitrittsgebiet belegenes Vermögen verlo¬ 
ren haben und hinsichtlich des außerhalb dieses Gebiets 
belegenen Vermögens als Gesellschaft oder Stiftung wer¬ 
bend tätig sind; in diesem Falle ist Berechtigter nur die 
Gesellschaft oder Stiftung. 

(2) Eine wesentliche Verschlechterung der Vermögens¬ 
lage liegt vor, wenn sich bei der Aufstellung der Eröff¬ 
nungsbilanz zum 1. Juli 1990 nach dem D-Markbilanzge- 
setz oder der für die Rückgabe aufgestellten Schlußbilanz 
eine Überschuldung oder eine Unterdeckung des für die 
Rechtsform gesetzlich vorgeschriebenen Mindestkapitals 
ergibt. In diesem Falle stehen dem Unternehmen die 
Ansprüche nach den §§ 24, 26 Abs. 3 und § 28 des 
D-Markbilanzgesetzes zu; diese Ansprüche dürfen nicht 
abgelehnt werden. Im Falle des § 28 des D-Markbilanzge¬ 
setzes ist das Kapitalentwertungskonto vom Verpflichte¬ 
ten zu tilgen. Der Anspruch nach Satz 2 entfällt, soweit 
nachgewiesen wird, daß die Eigenkapitalverhältnisse im 
Zeitpunkt der Enteignung nicht günstiger waren. Der Ver¬ 
fügungsberechtigte kann den Anspruch nach Satz 2 auch 
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dadurch erfüllen, daß er das erforderliche Eigenkapital 
durch Erlaß oder Übernahme von Schulden schafft. Die 
D-Markeröffnungsbilanz ist zu berichtigen, wenn sich die 
Ansprüche nach den §§ 24, 26 Abs. 3, § 28 des D-Mark- 
bilanzgesetzes auf Grund des Vermögensgesetzes der 
Höhe nach ändern. 

(3) Eine wesentliche Verbesserung der Vermögenslage 
liegt vor, wenn sich bei der Aufstellung der D-Markeröff- 
nungsbilanz nach dem D-Markbilanzgesetz oder der für 
die Rückgabe aufgestellten Schlußbilanz eine Ausgleichs¬ 
verbindlichkeit nach § 25 des D-Markbilanzgesetzes 
ergibt und nachgewiesen wird, daß das Unternehmen im 
Zeitpunkt der Enteignung im Verhältnis zur Bilanzsumme 
ein geringeres Eigenkapital hatte; bei der Berechnung der 
Ausgleichsverbindlichkeit sind dem Berechtigten, seinen 
Gesellschaftern oder Mitgliedern entzogene Vermögens¬ 
gegenstände höchstens mit dem Wert anzusetzen, der 
ihnen ausgehend vom Zeitwert im Zeitpunkt der Schädi¬ 
gung unter Berücksichtigung der Wertabschläge nach 
dem D-Markbilanzgesetz zukommt. Ein geringeres Eigen¬ 
kapital braucht nicht nachgewiesen zu werden, soweit die 
Ausgleichsverbindlichkeit dem Wertansatz von Grund und 
Boden oder Bauten, die zu keinem Zeitpunkt im Eigentum 
des Berechtigten, seiner Gesellschafter oder Mitglieder 
standen, entspricht. Eine nach § 25 Abs. 1 des D-Mark- 
bilanzgesetzes entstandene Ausgleichsverbindlichkeit 
entfällt, soweit eine wesentliche Verbesserung nicht aus¬ 
zugleichen ist. Die Ausgleichsverbindlichkeit ist zu erlas¬ 
sen oder in eine Verbindlichkeit nach § 16 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgesetzes umzuwandeln, soweit das Unter¬ 
nehmen sonst nicht kreditwürdig ist. Die D-Markeröff¬ 
nungsbilanz ist zu berichtigen, wenn sich die Ausgleichs¬ 
verbindlichkeit auf Grund dieses Gesetzes der Höhe nach 
ändert. 

(4) Eine wesentliche Veränderung der Ertragslage liegt 
vor, wenn die für das nach dem am 1. Juli 1990 beginnen¬ 
de Geschäftsjahr zu erwartenden Umsätze in Einheiten 
der voraussichtlich absetzbaren Produkte oder Leistun¬ 
gen unter Berücksichtigung der allgemeinen wirtschaft¬ 
lichen Entwicklung wesentlich höher oder niedriger als im 
Zeitpunkt der Enteignung sind. Müssen neue Produkte 
entwickelt werden, um einen vergleichbaren Umsatz zu 
erzielen, so besteht in Höhe der notwendigen Entwick¬ 
lungskosten ein Erstattungsanspruch, es sei denn, das 
Unternehmen ist nicht sanierungsfähig. Ist der Umsatz 
wesentlich höher als im Zeitpunkt der Enteignung, insbe¬ 
sondere wegen der Entwicklung neuer Produkte, so ent¬ 
steht in Höhe der dafür notwendigen Entwicklungskosten, 
soweit diese im Falle ihrer Aktivierung noch nicht abge¬ 
schrieben wären, eine Ausgleichsverbindlichkeit, es sei 
denn, daß dadurch eine wesentliche Verschlechterung der 
Vermögenslage nach Absatz 2 eintreten würde. 

(5) Die Rückgabe der enteigneten Unternehmen an die 
Berechtigten erfolgt durch Übertragung der Rechte, die 
dem Eigentümer nach der jeweiligen Rechtsform zuste¬ 
hen. Ist das zurückzugebende Unternehmen mit einem 
oder mehreren anderen Unternehmen zu einer neuen 
Unternehmenseinheit zusammengefaßt worden, so sind, 
wenn das Unternehmen nicht entflochten wird, Anteile in 
dem Wert auf den Berechtigten zu übertragen, der in ent¬ 
sprechender Anwendung der Absätze 1 bis 4 im Falle 
einer Entflechtung dem Verhältnis des Buchwertes des 
zurückzugebenden Unternehmens zum Buchwert des 
Gesamtunternehmens entspricht. Die Entflechtung kann 
nicht verlangt werden, wenn diese unter Berücksichtigung 


der Interessen aller Betroffenen einschließlich der Berech¬ 
tigten wirtschaftlich nicht vertretbar ist; dies ist insbeson¬ 
dere der Fall, wenn durch die Entflechtung Arbeitsplätze in 
erheblichem Umfang verlorengehen würden. Verbleiben 
Anteile bei der Treuhandanstalt, insbesondere zum Aus¬ 
gleich wesentlicher Werterhöhungen, so können diese 
von den Anteilseignern erworben werden, denen Anteils¬ 
rechte nach diesem Gesetz übertragen worden sind. 

(5a) Zur Erfüllung des Anspruchs auf Rückgabe kann die 
Behörde anordnen, daß 

a) Anteile oder Mitgliedschaftsrechte an dem Verfügungs¬ 
berechtigten auf den Berechtigten übertragen werden 
oder 

b) das gesamte Vermögen einschließlich der Verbindlich¬ 
keiten oder eine Betriebsstätte des Verfügungsberech¬ 
tigten auf den Berechtigten einzeln oder im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge übertragen werden oder 

c) Anteile oder Mitgliedschaftsrechte an dem Verfü¬ 
gungsberechtigten auf die Gesellschafter oder Mitglie¬ 
der des Berechtigten oder deren Rechtsnachfolger im 
Verhältnis ihrer Anteile oder Mitgliedschaftsrechte 
übertragen werden. 

Wird der Anspruch auf Rückgabe nach Satz 1 Buch¬ 
stabe c erfüllt, so haftet jeder Gesellschafter oder jedes 
Mitglied des Berechtigten oder deren Rechtsnachfolger 
für vor der Rückgabe entstandene Verbindlichkeiten des 
Berechtigten bis zur Höhe des Wertes seines Anteils oder 
Mitgliedschaftsrechts; im Verhältnis zueinander sind die 
Gesellschafter oder Mitglieder zur Ausgleichung nach 
dem Verhältnis des Umfangs ihrer Anteile oder Mitglied¬ 
schaftsrechte verpflichtet. 

(5b) Zur Erfüllung des Anspruchs eines Gesellschafters 
oder Mitglieds eines Berechtigten oder ihrer Rechtsnach¬ 
folger auf Rückgabe entzogener Anteile oder auf Wieder¬ 
herstellung einer Mitgliedschaft können diese verlangen, 
daß die Anteile an sie übertragen werden und ihre Mit¬ 
gliedschaft wiederhergestellt wird; das Handels- oder 
Genossenschaftsregister ist durch Löschung eines 
Löschungsvermerks oder Wiederherstellung der Eintra¬ 
gung zu berichtigen. Mit der Rückgabe des Unternehmens 
in einer der vorbezeichneten Formen sind auch die 
Ansprüche der Gesellschafter oder Mitglieder des Berech¬ 
tigten und ihrer Rechtsnachfolger wegen mittelbarer 
Schädigung erfüllt. 

(5c) Hat ein Berechtigter staatlichen Stellen eine Beteili¬ 
gung, insbesondere wegen Kreditverweigerung oder der 
Erhebung von Steuern oder Abgaben mit enteignendem 
Charakter, eingeräumt, so steht diese den Gesellschaftern 
des Berechtigten oder deren Rechtsnachfolgern zu, es sei 
denn, daß die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 nicht vorlie¬ 
gen. Die Gesellschafter oder deren Rechtsnachfolger kön¬ 
nen verlangen, daß die staatliche Beteiligung gelöscht 
oder auf sie übertragen wird. Die beim Erwerb der Beteili¬ 
gung erbrachte Einlage oder Vergütung ist im Verhältnis 
zwei Mark der Deutschen Demokratischen Republik zu 
einer Deutschen Mark umzurechnen und von den Gesell¬ 
schaftern oder deren Rechtsnachfolgern an den Ver¬ 
fügungsberechtigten (§ 2 Abs. 3) zurückzuzahlen, soweit 
dieser Betrag den Wert der Beteiligung nach § 11 Abs. 1 
Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes nicht übersteigt; bei 
Unternehmen, deren Anteile sich ausschließlich bei der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
befinden oder befunden haben, ist die Bundesanstalt für 
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vereinigungsbedingte Sonderaufgaben stets Verfügungs¬ 
berechtigter. Nach früherem Recht gebildete Fonds, die 
weder auf Einzahlungen zurückzuführen noch Rückstel¬ 
lungen im Sinne des § 249 Abs. 1 des Handelsgesetz¬ 
buchs sind, werden, soweit noch vorhanden, dem Eigen¬ 
kapital des zurückzugebenden Unternehmens zugerech¬ 
net. Ist eine Beteiligung im Sinne des Satzes 1 zurückge¬ 
kauft worden, so kann der Berechtigte vom Kaufvertrag 
zurücktreten und die Löschung oder Rückübertragung 
nach den Sätzen 1 bis 4 verlangen. 

(6) Der Antrag auf Rückgabe eines Unternehmens kann 
von jedem Gesellschafter, Mitglied oder einem Rechts¬ 
nachfolger und dem Rückgabeberechtigten gestellt wer¬ 
den. Der Antrag des Berechtigten gilt als zugunsten aller 
Berechtigten, denen der gleiche Anspruch zusteht, erho¬ 
ben. Statt der Rückgabe kann die Entschädigung gewählt 
werden, wenn kein Berechtigter einen Antrag auf Rück¬ 
gabe stellt. Sind Anteile oder Mitgliedschaftsrechte schon 
vor dem Zeitpunkt der Schädigung des Berechtigten ent¬ 
zogen worden, so gilt der Antrag des ehemaligen Inhabers 
der Anteile oder der Mitgliedschaftsrechte oder seines 
Rechtsnachfolgers auf Rückgabe seiner Anteile oder Mit¬ 
gliedschaftsrechte gleichzeitig als Antrag auf Rückgabe 
des Unternehmens und gilt sein Antrag auf Rückgabe des 
Unternehmens gleichzeitig als Antrag auf Rückgabe der 
Anteile oder Mitgliedschaftsrechte. 

(6a) Ist die Rückgabe nach § 4 Abs. 1 Satz 2 ganz oder 
teilweise ausgeschlossen, so kann der Berechtigte die 
Rückgabe derjenigen Vermögensgegenstände verlangen, 
die sich im Zeitpunkt der Schädigung in seinem Eigentum 
befanden oder an deren Stelle getreten sind, soweit die 
Vermögensgegenstände im Zeitpunkt der Stillegung des 
enteigneten Unternehmens zu dessen Vermögen gehör¬ 
ten und das Unternehmen zu diesem Zeitpunkt im Sinne 
des § 6 Abs. 1 Satz 1 vergleichbar war; eine damals einem 
Gesellschafter oder Mitglied des geschädigten Unterneh¬ 
mens wegen der Schädigung tatsächlich zugeflossene 
Geldleistung ist im Verhältnis zwei Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik zu einer Deutschen Mark umzu¬ 
rechnen und von diesem oder seinem Rechtsnachfolger 
an den Verfügungsberechtigten zurückzuzahlen, soweit 
dieser Betrag den Wert der Beteiligung des Gesellschaf¬ 
ters oder des Mitglieds nach § 11 Abs. 1 Satz 1 oder 4 des 
D-Markbilanzgesetzes abzüglich von nach Satz 2 zu über¬ 
nehmenden Schulden nicht übersteigt. Die Rückgabe 
erfolgt gegen Zahlung eines Betrages in Höhe der dem 
Vermögensgegenstand direkt zurechenbaren Verbindlich¬ 
keiten des Verfügungsberechtigten, zu dessen Vermögen 
der Vermögensgegenstand ab 1. Juli 1990 gehört oder 
gehört hat, sowie eines Teiles der übrigen Verbindlichkei¬ 
ten dieses Verfügungsberechtigten; dieser Teil bestimmt 
sich im Wege der quotalen Zurechnung nach dem Anteil 
des Wertes des herauszugebenden Vermögensgegen¬ 
standes am Gesamtwert des Vermögens dieses Ver¬ 
fügungsberechtigten; ist oder war der Vermögensgegen¬ 
stand einem Betriebsteil dieses Verfügungsberechtigten 
zuzuordnen, sind für die quotale Zurechnung die Verhält¬ 
nisse zum Zeitpunkt der Stillegung dieses Betriebsteils 
maßgeblich; die Zahlungsverpflichtung gilt auch in den 
Fällen, in denen das enteignete Unternehmen vor dem 
1. Juli 1990 stillgelegt worden ist; Verbindlichkeiten, die 
am 29. März 1991 unmittelbar oder mittelbar dem Bund, 
Ländern oder Gemeinden oder einer anderen juristischen 
Person des öffentlichen Rechts zustanden, bleiben außer 
Betracht. § 9 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn 


ein Grundstück nicht zurückgegeben werden kann. Ist 
dem Verfügungsberechtigten die Rückgabe nicht mög¬ 
lich, weil er das Unternehmen oder nach Satz 1 zurückzu¬ 
gebende Vermögensgegenstände ganz oder teilweise 
veräußert hat oder das Unternehmen nach Absatz 1a 
Satz 3 nicht zurückgefordert werden kann, so können die 
Berechtigten vom Verfügungsberechtigten die Zahlung 
eines Geldbetrages in Höhe des ihrem Anteil entsprechen¬ 
den Erlöses aus der Veräußerung verlangen, sofern sie 
sich nicht für die Entschädigung nach Absatz 7 entschei¬ 
den. Ist ein Erlös nicht erzielt worden oder unterschreitet 
dieser den Verkehrswert, den das Unternehmen oder nach 
Satz 1 zurückzugebende Vermögensgegenstände im Zeit¬ 
punkt der Veräußerung hatten, so können die Berechtig¬ 
ten Zahlung des Verkehrswertes verlangen; übernimmt 
die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga¬ 
ben die Verpflichtung nach Satz 4 und dem vorstehenden 
Halbsatz, bedarf die Schuldübernahme nicht der Geneh¬ 
migung des Berechtigten nach § 415 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Für Streitigkeiten nach Satz 5 ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. Ist die Gesamtvoll¬ 
streckung*) eines Unternehmens entgegen § 3 Abs. 3 
Satz 6 und 7 nicht abgewendet worden, so können die 
Berechtigten Zahlung des Verkehrswerts der einzelnen 
Vermögensgegenstände abzüglich der nach Satz 2 zu 
berücksichtigenden Schulden in Höhe des ihrem Anteil 
entsprechenden Betrags verlangen. 

(7) Ist die Rückgabe nach Absatz 1 Satz 1 nicht möglich 
oder entscheidet sich der Berechtigte innerhalb der in § 8 
Abs. 1 bestimmten Frist für eine Entschädigung, so 
besteht ein Anspruch auf Entschädigung nach Maßgabe 
des Entschädigungsgesetzes. Ein damals erhaltener 
Kaufpreis oder Ablösungsbetrag ist im Verhältnis zwei 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik zu einer 
Deutschen Mark umzurechnen und vom Betrag der Ent¬ 
schädigung abzusetzen. Leistungen nach Absatz 6a wer¬ 
den auf einen verbleibenden Entschädigungsanspruch 
voll angerechnet. 

(8) Ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Buchstabe d die 
Rückgabe im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset¬ 
zes bereits erfolgt, so kann der Berechtigte verlangen, daß 
die Rückgabe nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
überprüft und an dessen Bedingungen angepaßt wird. 

(9) Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Bundesminister für Wirtschaft durch Rechtsverord¬ 
nung mit Zustimmung des Bundesrates das Verfahren und 
die Zuständigkeit der Behörden oder Stellen für die Durch¬ 
führung der Rückgabe und Entschädigung von Unterneh¬ 
men und Beteiligungen zu regeln sowie Vorschriften über 
die Berechnung der Veränderungen der Vermögens- und 
Ertragslage der Unternehmen und deren Bewertung zu 
erlassen. 

(10) Das Gericht am Sitz des Rückgabeberechtigten hat 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1a Satz 2 auf 
Antrag Abwickler zu bestellen. Vor der Eintragung der Auf¬ 
lösung des Rückgabeberechtigten und seiner Abwickler 
ist ein im Register zu dem Berechtigten eingetragener 
Löschungsvermerk von Amts wegen zu löschen. Sind 
Registereintragungen zu dem Berechtigten nicht mehr 
vorhanden, so haben die Abwickler ihn, wenn er nach 


') Gemäß Artikel 101 Nr. 2 in Verbindung mit Artikel 110 Abs. 1 des Ein¬ 
führungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2911) werden ab 1. Januar 1999 die Worte „die Gesamtvollstreckung" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren über das Vermögen“ ersetzt. 
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Absatz 1 a Satz 2 fortbesteht, als in Auflösung befindlich 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Im 
übrigen ist für die Abwicklung das jeweils für den Berech¬ 
tigten geltende Recht anzuwenden. Die Fortsetzung des 
Berechtigten kann beschlossen werden, solange noch 
nicht mit der Verteilung des zurückzugebenden Vermö¬ 
gens an die Gesellschafter oder Mitglieder begonnen ist. 
Einer Eintragung oder Löschung im Register bedarf es 
nicht, wenn die zur Stellung des Antrags berechtigten Per¬ 
sonen beschließen, daß der Berechtigte nicht fortgesetzt 
und daß in Erfüllung des Rückgabeanspruchs unmittelbar 
an die Gesellschafter des Berechtigten oder deren 
Rechtsnachfolger geleistet wird. 

§ 6a 

Vorläufige Einweisung 

(1) Die Behörde hat Berechtigte nach § 6 auf Antrag vor¬ 
läufig in den Besitz des zurückzugebenden Unternehmens 
einzuweisen, wenn die Berechtigung nachgewiesen ist 
und kein anderer Berechtigter nach § 3 Abs. 2 Vorrang hat. 
Wird die Berechtigung nur glaubhaft gemacht, erfolgt die 
vorläufige Einweisung, wenn 

1. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Berech¬ 
tigten oder die zur Leitung des Unternehmens bestell¬ 
ten Personen die Geschäftsführung nicht ordnungs¬ 
gemäß ausführen werden, und 

2. im Falle der Sanierungsbedürftigkeit die Berechtigten 
über einen erfolgversprechenden Plan verfügen. 

(2) Die nach § 25 zuständige Behörde entscheidet über 
die Einweisung durch Bescheid nach § 33 Abs. 4 innerhalb 
von drei Monaten. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 gilt 
die Einweisung nach Ablauf der Genehmigungsfrist als 
bewilligt. Die Anfechtungsklage gegen eine Entscheidung 
der Behörde hat keine aufschiebende Wirkung. Auf das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Berechtigten und dem 
Verfügungsberechtigten sind die Vorschriften über den 
Pachtvertrag entsprechend anzuwenden, sofern sich der 
Berechtigte im Falle des Absatzes 1 Satz 1 nicht für einen 
Kauf entscheidet. Die Behörde hat auf Antrag für den Fall, 
daß dem Antrag der Berechtigten auf Rückgabe des 
entzogenen Unternehmens nicht stattgegeben wird, den 
Pachtzins oder den Kaufpreis zu bestimmen. Der Pacht¬ 
zins oder der Kaufpreis bleiben bis zur bestandskräftigen 
Entscheidung über die Rückgabe gestundet; sie entfallen, 
wenn das Unternehmen an den Berechtigten zurücküber¬ 
tragen wird. Der Berechtigte hat dafür einzustehen, daß er 
und die zur Leitung des Unternehmens bestellten Perso¬ 
nen bei der Führung der Geschäfte die Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters an¬ 
wenden. 

(3) Der Berechtigte hat Anspruch darauf, daß eine 
wesentliche Verschlechterung nach § 6 Abs. 2 und 4 
bereits im Zeitpunkt der vorläufigen Einweisung ausge¬ 
glichen wird, soweit das Unternehmen sonst nicht fortge¬ 
führt werden könnte. Der Verpflichtete kann die Fort¬ 
führung des Unternehmens auch in anderer Form, ins¬ 
besondere durch Bürgschaft, gewährleisten. 

(4) Einer Entscheidung der Behörde bedarf es nicht, 
wenn der Berechtigte und der Verfügungsberechtigte eine 
vorläufige Nutzung des zurückzugebenden Unterneh¬ 
mens vereinbaren. Die Vereinbarung ist der Behörde mit¬ 
zuteilen. 


§6b 

Entflechtung 

(1) Ein Unternehmen kann zur Erfüllung eines oder meh¬ 
rerer Ansprüche auf Rückgabe nach § 6 in rechtlich selb¬ 
ständige Unternehmen oder in Vermögensmassen (Be¬ 
triebsstätten) ganz oder teilweise entflochten werden. § 6 
Abs. 1 bis 4 ist auf jede so gebildete Vermögensmasse 
gesondert anzuwenden. Über die Entflechtung entschei¬ 
det die zuständige Behörde auf Antrag der Berechtigten 
oder des Verfügungsberechtigten durch Bescheid nach 
§ 33 Abs. 4. Der Antragsteller hat der Behörde nachzuwei¬ 
sen, daß er den Antrag auf Entflechtung auch dem zustän¬ 
digen Betriebsrat des zu entflechtenden Unternehmens 
zur Unterrichtung zugeleitet hat. 

(2) Die Entflechtung eines Unternehmens ist antrags¬ 
gemäß zu verfügen, wenn dem Verfügungsberechtigten 
die Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte allein zustehen 
und die Berechtigten zustimmen. Bei der Entflechtung von 
Genossenschaften ist antragsgemäß zu entscheiden, 
wenn deren Abwickler oder, falls solche nicht bestellt sind, 
die Generalversammlung mit der für die Auflösung der 
Genossenschaft erforderlichen Mehrheit der Entflechtung 
zustimmen. In allen anderen Fällen entscheidet die Behör¬ 
de nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Der Behörde ist auf Verlangen die Schlußbilanz des 
zu entflechtenden Unternehmens einschließlich des dazu 
gehörenden Inventars für einen Zeitpunkt vorzulegen, der 
nicht länger als drei Monate zurückliegt. In der Schluß¬ 
bilanz und im Inventar sind die Beträge aus der D-Mark- 
eröffnungsbilanz und dem dazu gehörenden Inventar 
jeweils anzugeben. 

(4) Das Übergabeprotokoll nach § 33 Abs. 5 muß minde¬ 
stens folgende Angaben enthalten: 

1. den Namen oder die Firma und den Sitz des zu ent¬ 
flechtenden Unternehmens und der Personen, auf 
welche die durch die Entflechtung entstehenden 
Unternehmen, die hinsichtlich ihrer Betriebe und Be¬ 
triebsteile sowie der Zuordnung der Arbeitsverhält¬ 
nisse genau zu beschreiben sind, übergehen, sowie 
deren gesetzliche Vertreter; 

2. den Zeitpunkt, von dem an neu geschaffene Anteile 
oder eine neu geschaffene Mitgliedschaft einen An¬ 
spruch auf einen Anteil an dem Bilanzgewinn ge¬ 
währen, sowie alle Besonderheiten in bezug auf diesen 
Anspruch; 

3. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen des über¬ 
tragenden Unternehmens als für Rechnung jeder der 
übernehmenden Personen vorgenommen gelten; 

4. die genaue Beschreibung und Aufteilung der Gegen¬ 
stände des Aktiv- und Passivvermögens des zu ent¬ 
flechtenden Unternehmens auf die verschiedenen 
Unternehmen oder Vermögensmassen. Soweit für die 
Übertragung von Gegenständen im Falle der Einzel¬ 
rechtsnachfolge in den allgemeinen Vorschriften eine 
besondere Art der Bezeichnung bestimmt ist, sind 
diese Regelungen auch hier anzuwenden. Bei Grund¬ 
stücken ist § 28 der Grundbuchordnung zu beachten. 
Im übrigen kann auf Urkunden wie Bilanzen und Inven- 
tare Bezug genommen werden, deren Inhalt eine 
Zuweisung des einzelnen Gegenstands ermöglicht; 

5. die Ausgleichsforderung, Ausgleichsverbindlichkeit 
oder Garantien, die jeder einzelnen Vermögensmasse 
zugeordnet werden sollen. 
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(5) Muß für die Zwecke der Rückgabe ein neues Unter¬ 
nehmen errichtet werden, so sind die für die jeweilige 
Rechtsform maßgeblichen Gründungsvorschriften ent¬ 
sprechend anzuwenden. Einer Gründungsprüfung bedarf 
es nicht; die Prüfungsaufgaben des Registergerichts 
obliegen insoweit der zuständigen Behörde. Die D-Mark- 
eröffnungsbilanz des zu entflechtenden Unternehmens ist 
entsprechend der Bildung der neuen Vermögensmassen 
aufzuteilen; sie gilt mit dem Wirksamwerden der Entflech¬ 
tung im Sinne der Aufteilung als berichtigt. 

(6) Kann ein Gläubiger des übertragenden Unterneh¬ 
mens von der Person, der die Verbindlichkeit im Rahmen 
der Vermögensaufteilung zugewiesen worden ist, keine 
Befriedigung erlangen, so haften auch die anderen an der 
Entflechtung beteiligten Personen für diese Verbindlich¬ 
keit als Gesamtschuldner. Ist eine Verbindlichkeit keiner 
der neuen Vermögensmassen zugewiesen worden und 
läßt sich die Zuweisung auch nicht durch Auslegung 
ermitteln, so haften die an der Entflechtung beteiligten 
Personen als Gesamtschuldner. Eine Haftung tritt nicht 
ein, wenn die Behörde festgelegt hat, daß für die Erfüllung 
von Verbindlichkeiten nur bestimmte Personen, auf die 
Unternehmen oder Betriebsstätten übertragen worden 
sind, oder die Treuhandanstalt einzustehen hat. Die Treu¬ 
handanstalt haftet nur bis zu dem Betrag, den die Gläubi¬ 
ger erhalten hätten, wenn die Entflechtung nicht durch¬ 
geführt worden wäre. 

(7) Mit der Unanfechtbarkeit des Bescheids nach § 33 
Abs. 4 gehen je nach Entscheidung der Behörde die im 
Übergabeprotokoll bezeichneten Gegenstände entspre¬ 
chend der dort vorgesehenen Aufteilung entweder einzeln 
oder jeweils als Gesamtheit auf die bezeichneten Perso¬ 
nen über. Gleichzeitig gehen die Anteilsrechte auf die im 
Bescheid bezeichneten Personen über. Das übertragende 
Unternehmen erlischt, sofern es nach dem Bescheid nicht 
fortbestehen soll. Stellt sich nachträglich heraus, daß 
Gegenstände oder Verbindlichkeiten nicht übertragen 
worden sind, so sind sie von der Behörde den im Bescheid 
bezeichneten Personen nach denselben Grundsätzen 
zuzuteilen, die bei der Entflechtung angewendet worden 
sind, soweit sich aus der Natur der Sache keine andere 
Zuordnung ergibt. 

(8) Die Behörde ersucht die für die im Entflechtungs¬ 
bescheid bezeichneten Personen zuständigen Register¬ 
gerichte und die für die bezeichneten Grundstücke 
zuständigen Grundbuchämter um Berichtigung der Regi¬ 
ster und Bücher und, soweit erforderlich, um Eintragung. 

(9) Im Falle der Entflechtung bleibt der Betriebsrat im 
Amt und führt die Geschäfte für die ihm bislang zugeord¬ 
neten Betriebsteile weiter, soweit sie über die in § 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes genannte Arbeitnehmerzahl 
verfügen und nicht in einen Betrieb eingegliedert werden, 
in dem ein Betriebsrat besteht. Das Übergangsmandat 
endet, sobald in den Betriebsteilen ein neuer Betriebsrat 
gewählt und das Wahlergebnis bekanntgegeben ist, spä¬ 
testens jedoch drei Monate nach Wirksamwerden der Ent¬ 
flechtung des Unternehmens. Werden Betriebsteile, die 
bislang verschiedenen Betrieben zugeordnet waren, zu 
einem Betrieb zusammengefaßt, so nimmt der Betriebs¬ 
rat, dem der nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeit¬ 
nehmer größte Betriebsteil zugeordnet war, das Über¬ 
gangsmandat wahr. Satz 3 gilt entsprechend, wenn 
Betriebe zu einem neuen Betrieb zusammengefaßt wer¬ 
den. Stehen die an der Entflechtung beteiligten Unterneh¬ 
men im Wettbewerb zueinander, so sind die Vorschriften 


über die Beteiligungsrechte des Betriebsrats nicht anzu¬ 
wenden, soweit sie Angelegenheiten betreffen, die den 
Wettbewerb zwischen diesen Unternehmen beeinflussen 
können. 

§7 

Wertausgleich 

(1) Der Berechtigte hat, außer in den Fällen des Ab¬ 
satzes 2, die Kosten für vom Verfügungsberechtigten bis 
zum 2. Oktober 1990 durchgeführte Maßnahmen für 
eine Bebauung, Modernisierung oder Instandsetzung 
des Vermögenswerts zu ersetzen, soweit die Zuordnung 
der Kosten der Maßnahmen zum Vermögenswert durch 
den gegenwärtig Verfügungsberechtigten nachgewiesen 
ist und diese Kosten im Kalenderjahr im Durchschnitt 
10 000 Mark der DDR je Einheit im Sinne des § 18 Abs. 2 
Satz 3 überschritten haben. Kann eine Zuordnung der 
Kosten nach Satz 1 nicht nachgewiesen werden, ist 
jedoch eine Schätzung der Kosten und ihre Zuordnung 
zum Vermögenswert möglich, sind die Kosten und 
ihre Zuordnung nach Maßgabe des § 31 Abs. 1 Satz 2 
und 3 unter Berücksichtigung der bei der Rückgabe des 
Vermögenswertes noch feststellbaren Maßnahmen zu 
schätzen. Von dem nach Satz 1 oder Satz 2 ermittelten 
Betrag, bei Gebäuden der 10 000 Mark der DDR im Durch¬ 
schnitt je Einheit überschreitende Betrag, sind jährliche 
Abschläge von 8 vom Hundert bis zur Entscheidung über 
die Rückgabe vorzunehmen. Mark der DDR, Reichs- oder 
Goldmark sind im Verhältnis 2 zu 1 auf Deutsche Mark 
umzurechnen. Das Eigentum an dem zurückzuüber¬ 
tragenden Vermögenswert geht außer in den Fällen des 
Satzes 6 auf den Berechtigten erst dann über, wenn die 
Entscheidung über die Rückübertragung unanfechtbar 
und der Wertausgleich nach den Sätzen 1 bis 4 entrichtet 
ist. Auf Antrag des Berechtigten wird über die Rück¬ 
übertragung des Vermögenswerts gesondert vorab ent¬ 
schieden, wenn der Berechtigte für einen von dem Amt zur 
Regelung offener Vermögensfragen festzusetzenden 
Betrag in Höhe der voraussichtlich zu ersetzenden Kosten 
Sicherheit geleistet hat. 

(2) Werterhöhungen, die eine natürliche Person, Reli¬ 
gionsgemeinschaft oder gemeinnützige Stiftung als 
gegenwärtig Verfügungsberechtigter bis zum 2. Oktober 
1990 an dem Vermögenswert herbeigeführt hat, sind vom 
Berechtigten mit dem objektiven Wert zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über die Rückübertragung des Eigentums 
auszugleichen. Dies gilt entsprechend, wenn der Ver¬ 
fügungsberechtigte das Eigentum an einem Gebäude 
gemäß § 16 Abs. 3 Satz 2 und 3 verliert. 

(3) Soweit Grundpfandrechte zur Finanzierung von Bau¬ 
maßnahmen im Sinne des § 16 Abs. 5 und 7 zu überneh¬ 
men oder Zahlungen mit Rücksicht auf Grundpfandrechte 
der in § 18 Abs. 2 genannten Art zu leisten sind, entsteht 
ein Ersatzanspruch nach den Absätzen 1 und 2 nicht. Ist 
an den Berechtigten ein Grundstück zurückzuübertragen 
und von diesem Ersatz für ein früher auf Grund eines Nut¬ 
zungsrechts am Grundstück entstandenes Gebäude¬ 
eigentum zu leisten, so entsteht mit Aufhebung des Nut¬ 
zungsrechts eine Sicherungshypothek am Grundstück in 
Höhe des Anspruchs nach den Absätzen 1 und 2 und im 
Range des bisherigen Nutzungsrechts. 

(4) Die Haftung des Berechtigten beschränkt sich auf 
den zurückzuübertragenden Vermögenswert. Für die 
Geltendmachung der Haftungsbeschränkung finden die 
§§ 1990 und 1991 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent¬ 
sprechende Anwendung. 



1984 


Bundesgesetzblatt Jahrgang 1997 Teil I Nr. 56, ausgegeben zu Bonn am 8. August 1997 


(5) Ist eine öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaft 
oder die Treuhandanstait gegenwärtig Verfügungsberech¬ 
tigter, so steht der Ersatzanspruch dem Entschädigungs¬ 
fonds, in den übrigen Fällen dem gegenwärtig Ver¬ 
fügungsberechtigten zu. § 3 Abs. 3 Satz 4 bleibt 
unberührt. Wird dem gegenwärtig Verfügungsberechtig¬ 
ten ein gezahlter Kaufpreis gemäß § 7a Abs. 1 erstattet, 
so steht der Ersatzanspruch nach Absatz 1 in Ansehung 
von Verwendungen des früheren Verfügungsberechtigten 
dem Entschädigungsfonds zu. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung auf 
Rückübertragungsansprüche nach § 6 oder wenn es sich 
um Verwendungen handelt, mit denen gegen die Be¬ 
schränkungen des § 3 Abs. 3 verstoßen worden ist. 

(7) Der Berechtigte hat gegen den Verfügungsberech¬ 
tigten, sofern nichts anderes vereinbart ist, keinen An¬ 
spruch auf Herausgabe der bis zur Rückübertragung des 
Eigentums gezogenen Nutzungen. Dies gilt nicht für Ent¬ 
gelte, die dem Verfügungsberechtigten ab dem 1. Juli 
1994 aus einem Miet-, Pacht- oder sonstigen Nutzungs¬ 
verhältnis zustehen. Der Herausgabeanspruch nach 
Satz 2 entsteht mit Bestandskraft des Bescheides über 
die Rückübertragung des Eigentums. Macht der Berech¬ 
tigte den Anspruch geltend, so kann der bisherige Verfü¬ 
gungsberechtigte die seit dem 1. Juli 1994 entstandenen 

1. Betriebskosten im Sinne der Anlage zu § 1 Abs. 5 der 
Betriebskosten-Umlageverordnung vom 17. Juni 1991 
(BGBl. I S. 1270), die zuletzt durch das Gesetz vom 
27. Juli 1992 (BGBl. I S. 1415) geändert worden ist, 
soweit ihm diese nicht von den Mietern, Pächtern, son¬ 
stigen Nutzungsberechtigten oder Dritten erstattet 
worden sind; 

2. Kosten auf Grund von Rechtsgeschäften zur Erhaltung 
des Vermögenswertes im Sinne des § 3 Abs. 3; 

3. Verwaltungskosten in Höhe der in § 26 Abs. 2 und 3 der 
Zweiten Berechnungsverordnung in der jeweils gelten¬ 
den Fassung bezeichneten Höchstbeträge je Woh¬ 
nung, gewerblich genutzte Einheit oder gewerblich 
genutzte Fläche; bei land- und forstwirtschaftlich 
genutzten Grundstücken in Höhe von 20 Deutsche 
Mark je Hektar und Jahr 

aufrechnen. § 16 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Investitionsvor- 
ranggesetzes bleibt unberührt. 

(7a) Macht der Berechtigte den Anspruch nach Absatz 7 
Satz 2 geltend, ist der nach Absatz 1 oder 2 geschuldete 
Betrag ab dem 9. Juli 1995 mit vier vom Hundert für das 
Jahr zu verzinsen. Die Summe der Zinsbeträge ist auf die 
Höhe des nach Absatz 7 Satz 2 und 4 Erlangten be¬ 
schränkt. 

(8) Ansprüche nach den Absätzen 2 und 7 sind nicht im 
Verfahren nach Abschnitt VI geltend zu machen. Für Strei¬ 
tigkeiten sind die ordentlichen Gerichte zuständig, in 
deren Bezirk sich der Vermögenswert ganz oder überwie¬ 
gend befindet. 

§ 7a 

Gegenleistung 

(1) Ein vom Verfügungsberechtigten im Zusammenhang 
mit dem Erwerb des Eigentums an dem zurückzuüber¬ 
tragenden Vermögenswert an eine staatliche Steile der 
Deutschen Demokratischen Republik oder an einen Drit¬ 
ten gezahlter Kaufpreis ist ihm, außer in den Fällen des 


Absatzes 2, auf Antrag aus dem Entschädigungsfonds zu 
erstatten. In Mark der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik gezahlte Beträge sind im Verhältnis 2 zu 1 auf Deut¬ 
sche Mark umzustellen. Der Erstattungsbetrag wird im 
Rückübertragungsbescheid gemäß § 33 Abs. 4 fest¬ 
gesetzt. Auf Antrag des Berechtigten erläßt das Amt zur 
Regelung offener Vermögensfragen hierüber einen geson¬ 
derten Bescheid. 

(2) Ist dem Berechtigten aus Anlaß des Vermögensver¬ 
lustes eine Gegenleistung oder eine Entschädigung tat¬ 
sächlich zugeflossen, so hat er diese nach Rücküber¬ 
tragung des Eigentums an den Verfügungsberechtigten 
herauszugeben. Ist demjenigen, der auf der in § 2 Abs. 1 
Satz 2 genannten Grundlage Eigentum an dem Vermö¬ 
genswert erlangt hat, für den anschließenden Verlust oder 
die anschließende Veräußerung des Vermögenswertes 
eine Gegenleistung oder Entschädigung tatsächlich zuge¬ 
flossen, hat der Berechtigte, der Rechtsnachfolger nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 3 ist, auch diese an den Verfügungs¬ 
berechtigten herauszugeben. Geldbeträge in Reichsmark 
sind im Verhältnis 20 zu 1, Geldbeträge in Mark der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik sind im Verhältnis 2 zu 1 
auf Deutsche Mark umzustellen. Wurde die Gegenleistung 
oder die Entschädigung aus dem Staatshaushalt der 
Deutschen Demokratischen Republik, aus einem öffent¬ 
lichen Haushalt der Bundesrepublik Deutschland oder 
dem Kreditabwicklungsfonds erbracht, so steht sie dem 
Entschädigungsfonds zu. Erfüllungshalber begründete 
Schuldbuchforderungen erlöschen, soweit sie noch nicht 
getilgt worden sind. 

(3) Bis zur Befriedigung des Anspruchs nach Absatz 2 
Satz 1 steht dem Verfügungsberechtigten gegenüber dem 
Herausgabeanspruch des Berechtigten ein Recht zum 
Besitz zu. Ist an den Berechtigten ein Grundstück oder 
Gebäude herauszugeben, so begründet das Amt zur 
Regelung offener Vermögensfragen zugunsten des Ver¬ 
fügungsberechtigten auf dessen Antrag eine Sicherungs¬ 
hypothek in Höhe des gemäß Absatz 2 Satz 2 umgestell¬ 
ten Betrages nebst vier vom Hundert Zinsen hieraus seit 
dem Tag der Unanfechtbarkeit der Entscheidung über die 
Rückübertragung des Eigentums an rangbereiter Stelle, 
sofern die Forderung nicht vorher durch den Berechtigten 
erfüllt wird. 

(3a) Macht der Berechtigte den Anspruch nach § 7 
Abs. 7 Satz 2 geltend, ist der nach Absatz 2 geschuldete 
Betrag ab dem 9. Juli 1995 mit vier vom Hundert für das 
Jahr zu verzinsen. Die Summe der Zinsbeträge ist auf die 
Höhe des nach § 7 Abs. 7 Satz 2 und 4 Erlangten be¬ 
schränkt. 

(3b) In den Fällen des § 1 Abs. 6 kann der Verfügungsbe¬ 
rechtigte anstelle des Anspruchs nach Absatz 2 Entschä¬ 
digung nach dem Entschädigungsgesetz wählen. Dies gilt 
nicht, wenn der Verfügungsberechtigte oder derjenige, 
von dem er seine Rechte ableitet, gegen die Grundsätze 
der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen, in 
schwerwiegendem Maße seine Stellung zum eigenen Vor¬ 
teil oder zum Nachteil anderer mißbraucht oder dem 
nationalsozialistischen oder dem kommunistischen 
System in der sowjetisch besetzten Zone oder in der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik erheblich Vorschub 
geleistet hat. Der Antrag ist bei dem für die Entscheidung 
in der Hauptsache zuständigen Amt oder Landesamt zur 
Regelung offener Vermögensfragen zu stellen. Er ist vor¬ 
behaltlich des Satzes 5 nur bis zum Ablauf des sechsten 
Monats nach Eintritt der Bestandskraft der Entscheidung 
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nach Absatz 2 zulässig (Ausschlußfrist). Die Antragsfrist 
endet frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 1995. 
Wählt der Verfügungsberechtigte Entschädigung, geht 
der Anspruch nach Absatz 2 auf den Entschädigungs¬ 
fonds über. 

(3c) Eine Entschädigung nach dem Entschädigungs¬ 
gesetz steht auch demjenigen zu, der nach § 3 Abs. 2 
wegen eines Anspruchs nach § 1 Abs. 6 von der Rück¬ 
übertragung ausgeschlossen ist. Absatz 3b Satz 2 bis 6 
gilt entsprechend. 

(4) Diese Vorschriften sind auf Rückübertragungsan¬ 
sprüche nach § 6 nicht anzuwenden. 

§8 

Wahlrecht 

(1) Soweit inländischen Berechtigten ein Anspruch 
auf Rückübertragung gemäß § 3 zusteht, können sie bis 
zum Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten des 
Entschädigungsgesetzes statt dessen Entschädigung 
wählen; hat der Berechtigte seinen Sitz oder Wohnsitz 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland, verlängert 
sich die Frist auf drei Jahre. Ausgenommen sind Be¬ 
rechtigte, deren Grundstücke durch Eigentumsverzicht, 
Schenkung oder Erbausschlagung in Volkseigentum 
übernommen wurden. 

(2) Liegt die Berechtigung bei einer Personenmehrheit, 
kann das Wahlrecht nur gemeinschaftlich ausgeübt wer¬ 
den. 

§9 

Grundsätze der Entschädigung 

Kann ein Grundstück aus den Gründen des § 4 Abs. 2 
nicht zurückübertragen werden, kann die Entschädigung 
durch Übereignung von Grundstücken mit möglichst ver¬ 
gleichbarem Wert erfolgen. Ist dies nicht möglich, wird 
nach Maßgabe des Entschädigungsgesetzes entschädigt. 
Für die Bereitstellung von Ersatzgrundstücken gilt § 21 
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 entsprechend. 

§10 

Bewegliche Sachen 

(1) Wurden bewegliche Sachen verkauft und können sie 
nach § 3 Abs. 4 oder § 4 Abs. 2 nicht zurückgegeben wer¬ 
den, steht dem Berechtigten ein Anspruch in Höhe des 
erzielten Erlöses gegen den Entschädigungsfonds zu, 
sofern ihm der Erlös nicht bereits auf einem Konto gut¬ 
geschrieben oder ausgezahit wurde. 

(2) Wurde bei der Verwertung einer beweglichen Sache 
kein Erlös erzielt, hat der Berechtigte keinen Anspruch auf 
Entschädigung. 

Abschnitt III 

Aufhebung der staatlichen Verwaltung 

§11 

Grundsatz 

(1) Die staatliche Verwaltung über Vermögenswerte wird 
auf Antrag des Berechtigten durch Entscheidung der 
Behörde aufgehoben. Der Berechtigte kann statt dessen 
unter Verzicht auf sein Eigentum Entschädigung nach 


dem Entschädigungsgesetz wählen. In diesem Fall steht 
das Aneignungsrecht dem Entschädigungsfonds zu. Mit 
dem Wirksamwerden des Verzichts wird der Berechtigte 
von allen Verpflichtungen frei, die auf den Zustand des 
Vermögenswertes seit Anordnung der staatlichen Verwal¬ 
tung zurückzuführen sind. 

(2) Hat der Berechtigte seinen Anspruch bis zum Ablauf 
der Anmeldefrist (§ 3 der Anmeldeverordnung) nicht ange¬ 
meldet, ist der staatliche Verwalter berechtigt, über den 
verwalteten Vermögenswert zu verfügen. Die Verfügung 
über den Vermögenswert ist nicht mehr zulässig, wenn 
der Berechtigte seinen Anspruch am verwalteten Ver¬ 
mögen nach Ablauf der Frist angemeldet hat. 

(3) Der Verwalter hat sich vor einer Verfügung zu verge¬ 
wissern, daß keine Anmeldung im Sinne der Anmelde¬ 
verordnung vorliegt. 

(4) Dem Berechtigten steht im Falle der Verfügung der 
Verkaufserlös zu. Wird von dem Berechtigten kein An¬ 
spruch angemeldet, ist der Verkaufserlös an die für den 
Entschädigungsfonds zuständige Behörde zur Verwal¬ 
tung abzuführen. 

(5) Soweit staatlich verwaltete Geldvermögen auf Grund 
von Vorschriften diskriminierenden oder sonst benach¬ 
teiligenden Charakters gemindert wurden, wird ein Aus¬ 
gleich nach § 5 Abs. 1 Satz 6 des Entschädigungsgeset¬ 
zes gewährt. 

(6) Ist für Kontoguthaben oder sonstige privatrechtliche 
geldwerte Ansprüche, die unter staatlicher Verwaltung 
standen und zum 1. Juli 1990 auf Deutsche Mark um¬ 
gestellt worden sind, Hauptentschädigung nach dem 
Lastenausgleichsgesetz gezahlt worden, gehen diese 
Ansprüche insoweit auf den Entschädigungsfonds über; 
die Ausgleichsverwaltung teilt der auszahlenden Stelle die 
Höhe der Hauptentschädigung mit. Ist das Kontogut¬ 
haben schon an den Berechtigten ausgezahlt worden, 
wird die gewährte Hauptentschädigung nach den Vor¬ 
schriften des Lastenausgleichsgesetzes durch die Aus¬ 
gleichsverwaltung zurückgefordert. Die auszahlende Stel¬ 
le teilt dem Bundesamt zur Regelung offener Vermögens¬ 
fragen und der Ausgleichsverwaltung den an den Berech¬ 
tigten ausgezahlten Betrag ohne besondere Aufforderung 
mit (Kontrollmitteilung); die übermittelten Daten dürfen nur 
für die gesetzlichen Aufgaben der Ausgleichsverwaltung 
verwendet werden. 

§ 11a 

Beendigung der staatlichen Verwaltung 

(1) Die staatliche Verwaltung über Vermögenswerte 
endet auch ohne Antrag des Berechtigten mit Ablauf des 
31. Dezember 1992. Das Wahlrecht nach § 11 Abs. 1 
Satz 2 muß bis zum Ablauf zweier Monate nach Inkraft¬ 
treten des Entschädigungsgesetzes ausgeübt werden. Ist 
der Vermögenswert ein Grundstück oder ein Gebäude, so 
gilt der bisherige staatliche Verwalter weiterhin als befugt, 
eine Verfügung vorzunehmen, zu deren Vornahme er sich 
wirksam verpflichtet hat, wenn vor dem 1. Januar 1993 die 
Eintragung des Rechts oder die Eintragung einer Vormer¬ 
kung zur Sicherung des Anspruchs bei dem Grundbuch¬ 
amt beantragt worden ist. 

(2) Ist in dem Grundbuch eines bisher staatlich verwalte¬ 
ten Grundstücks oder Gebäudes ein Vermerk über die 
Anordnung der staatlichen Verwaltung eingetragen, so 
wird dieser mit Ablauf des 31. Dezember 1992 gegen- 
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standslos. Er ist von dem Grundbuchamt auf Antrag des 
Eigentümers oder des bisherigen staatlichen Verwalters 
zu löschen. 

(3) Von dem Ende der staatlichen Verwaltung an treffen 
den bisherigen staatlichen Verwalter, bei Unklarheit über 
seine Person den Landkreis oder die kreisfreie Stadt, in 
dessen oder deren Bezirk der Vermögenswert liegt, die 
den Beauftragten nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch bei 
Beendigung seines Auftrags obliegenden Pflichten. Der 
Verwalter kann die Erfüllung der in Satz 1 genannten 
Pflichten längstens bis zum 30. Juni 1993 ablehnen, wenn 
und soweit ihm die Erfüllung aus organisatorischen Grün¬ 
den nicht möglich ist. 

(4) Mit der Aufhebung der staatlichen Verwaltung gehen 
Nutzungsverhältnisse an einem Grundstück oder Ge¬ 
bäude auf den Eigentümer über. 

§ ilb 

Vertreter des Eigentümers 

(1) Ist der Eigentümer eines ehemals staatlich verwalte¬ 
ten Vermögenswertes oder sein Aufenthalt nicht festzu¬ 
stellen und besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des 
Eigentümers sicherzustellen, so bestellt der Landkreis 
oder die kreisfreie Stadt, in dessen oder deren Bezirk sich 
der Vermögenswert befindet, auf Antrag der Gemeinde 
oder eines anderen, der ein berechtigtes Interesse daran 
hat, einen gesetzlichen Vertreter des Eigentümers, der 
auch eine juristische Person sein kann. Sind von mehreren 
Eigentümern nicht alle bekannt oder ist der Aufenthalt ein¬ 
zelner nicht bekannt, so wird einer der bekannten Eigen¬ 
tümer zum gesetzlichen Vertreter bestellt. Er ist von den 
Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs befreit. § 16 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensge¬ 
setzes findet Anwendung. Im übrigen gelten die §§ 1785, 
1786, 1821 und 1837 sowie die Vorschriften des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs über den Auftrag sinngemäß. 

(2) Ist der Gläubiger einer staatlich verwalteten Forde¬ 
rung oder sein Aufenthalt nicht festzustellen, so ist die 
Staatsbank Berlin gesetzlicher Vertreter. 

(3) Der gesetzliche Vertreter wird auf Antrag des 
Eigentümers abberufen. Sind mehrere Personen Eigen¬ 
tümer, so erfolgt die Abberufung nur, wenn die Vertretung 
gesichert ist. 

§ 11c 

Genehmigungsvorbehalt 

Über Vermögenswerte, die Gegenstand der in § 1 Abs. 8 
Buchstabe b bezeichneten Vereinbarungen sind, darf nur 
mit Zustimmung des Bundesamts zur Regelung offener 
Vermögensfragen verfügt werden. Für Grundstücke, 
Gebäude und Grundpfandrechte gilt dies nur, wenn im 
Grundbuch ein Zustimmungsvorbehalt unter Angabe die¬ 
ser Vorschrift eingetragen ist. Das Grundbuchamt trägt 
den Zustimmungsvorbehalt nur auf Ersuchen des Bun¬ 
desamts zur Regelung offener Vermögensfragen ein. 
Gegen das Ersuchen können der eingetragene Eigen¬ 
tümer oder seine Erben Widerspruch erheben, der nur 
darauf gestützt werden kann, daß die Voraussetzungen 
des Satzes 1 nicht vorliegen. In Fällen, in denen nach Arti¬ 
kel 3 Abs. 9 Satz 2 des Abkommens vom 13. Mai 1992 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Regelung bestimmter Vermögensansprüche in 


Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes zu diesem Abkom¬ 
men vom 21. Dezember 1992 (BGBl. II S. 1222) der 
Rechtstitel auf den Bund übergeht und gleichzeitig die 
staatliche Verwaltung endet, gelten die vorstehenden Vor¬ 
schriften entsprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des Bundesamts zur Regelung offener Vermögensfragen 
die für die Verwaltung des betreffenden Vermögens¬ 
gegenstandes zuständige Bundesbehörde tritt. 

§12 

Staatlich verwaltete 

Unternehmen und Untemehmensbeteiligungen 

Die Modalitäten der Rückführung staatlich verwalteter 
Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen richten 
sich nach § 6. Anstelle des Zeitpunktes der Enteignung gilt 
der Zeitpunkt der Inverwaltungnahme. 

§13 

Haftung des staatlichen Verwalters 

(1) Ist dem Berechtigten des staatlich verwalteten Ver¬ 
mögenswertes durch eine gröbliche Verletzung der Pflich¬ 
ten, die sich aus einer ordnungsgemäßen Wirtschafts¬ 
führung ergeben, durch den staatlichen Verwalter oder 
infolge Verletzung anderer dem staatlichen Verwalter 
obliegenden Pflichten während der Zeit der staatlichen 
Verwaltung rechtswidrig ein materieller Nachteil entstan¬ 
den, ist ihm dieser Schaden zu ersetzen. 

(2) Der Schadensersatz ist auf der Grundlage der 
gesetzlichen Regelungen der Staatshaftung festzustellen 
und aus dem Entschädigungsfonds zu zahlen. 

(3) Dem Entschädigungsfonds steht gegenüber dem 
staatlichen Verwalter oder der ihm übergeordneten Kom¬ 
munalverwaltung ein Ausgleichsanspruch zu. 

§14 

(1) Dem Berechtigten stehen keine Schadensersatz¬ 
ansprüche zu, wenn Vermögenswerte nicht in staatliche 
Verwaltung genommen wurden, weil das zuständige 
Staatsorgan keine Kenntnis vom Bestehen der sachlichen 
Voraussetzungen für die Begründung der staatlichen Ver¬ 
waltung oder vom Vorhandensein des Vermögenswertes 
hatte und unter Berücksichtigung der konkreten Um¬ 
stände nicht erlangen konnte. 

(2) Ein Anspruch auf Schadensersatz besteht auch dann 
nicht, wenn dem Berechtigten bekannt war, daß die staat¬ 
liche Verwaltung über den Vermögenswert nicht ausgeübt 
wird oder er diese Kenntnis in zumutbarer Weise hätte 
erlangen können. 

§ 14a 

Werterhöhungen 
durch den staatlichen Verwalter 

Für Werterhöhungen, die der staatliche Verwalter aus 
volkseigenen Mitteln finanziert hat, gilt § 7 entsprechend. 

§15 

Befugnisse des staatlichen Verwalters 

(1) Bis zur Aufhebung der staatlichen Verwaltung ist die 
Sicherung und ordnungsgemäße Verwaltung des Ver¬ 
mögenswertes durch den staatlichen Verwalter wahrzu¬ 
nehmen. 
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(2) Der staatliche Verwalter ist bis zur Aufhebung der 
staatlichen Verwaltung nicht berechtigt, ohne Zustim¬ 
mung des Eigentümers langfristige vertragliche Verpflich¬ 
tungen einzugehen oder dingliche Rechtsgeschäfte abzu¬ 
schließen. § 3 Abs. 3 Satz 2 und 5 gilt entsprechend. 

(3) Die Beschränkung gemäß Absatz 2 entfällt nach 
Ablauf der Anmeldefrist (§ 3 der Anmeldeverordnung), 
solange der Eigentümer seinen Anspruch auf den staatlich 
verwalteten Vermögenswert nicht angemeldet hat. 

(4) Der staatliche Verwalter hat sich vor einer Verfügung 
zu vergewissern, daß keine Anmeldung im Sinne des 
Absatzes 3 vorliegt. 

Abschnitt IV 

Rechtsverhältnisse 
zwischen Berechtigten und Dritten 

§16 

Übernahme von Rechten und Pflichten 

(1) Mit der Rückübertragung von Eigentumsrechten 
oder der Aufhebung der staatlichen Verwaltung sind die 
Rechte und Pflichten, die sich aus dem Eigentum am Ver¬ 
mögenswert ergeben, durch den Berechtigten selbst oder 
durch einen vom Berechtigten zu bestimmenden Verwal¬ 
ter wahrzunehmen. 

(2) Mit der Rückübertragung von Eigentumsrechten 
oder der Aufhebung der staatlichen Verwaltung oder mit 
der vorläufigen Einweisung nach § 6a tritt der Berechtigte 
in alle in bezug auf den jeweiligen Vermögenswert beste¬ 
henden Rechtsverhältnisse ein. Dies gilt für vom staat¬ 
lichen Verwalter geschlossene Kreditverträge nur inso¬ 
weit, als die darauf beruhenden Verbindlichkeiten im Falle 
ihrer dinglichen Sicherung gemäß Absatz 9 Satz 2 
gegenüber dem Berechtigten, dem staatlichen Verwalter 
sowie deren Rechtsnachfolgern fortbestünden. Absatz 9 
Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Dingliche Nutzungsrechte sind mit dem Bescheid 
gemäß § 33 Abs. 4 aufzuheben, wenn der Nutzungsbe¬ 
rechtigte bei Begründung des Nutzungsrechts nicht red¬ 
lich im Sinne des § 4 Abs. 3 gewesen ist. Mit der Aufhe¬ 
bung des Nutzungsrechts erlischt das Gebäudeeigentum 
nach § 288 Abs. 4 oder § 292 Abs. 3 des Zivilgesetzbuchs 
der Deutschen Demokratischen Republik. Das Gebäude 
wird Bestandteil des Grundstücks. Grundpfandrechte an 
einem auf Grund des Nutzungsrechts errichteten Ge¬ 
bäude werden Pfandrechte an den in den §§ 7 und 7a 
bezeichneten Ansprüchen sowie an dinglichen Rechten, 
die zu deren Sicherung begründet werden. Verliert der 
Nutzungsberechtigte durch die Aufhebung des Nutzungs¬ 
rechts das Recht zum Besitz seiner Wohnung, so treten 
die Wirkungen des Satzes 1 sechs Monate nach Unan¬ 
fechtbarkeit der Entscheidung ein. 

(4) Fortbestehende Rechtsverhältnisse können nur auf 
der Grundlage der jeweils geltenden Rechtsvorschriften 
geändert oder beendet werden. 

(5) Eingetragene Aufbauhypotheken und vergleichbare 
Grundpfandrechte zur Sicherung von Baukrediten, die 
durch den staatlichen Verwalter bestellt wurden, sind in 
dem sich aus § 18 Abs. 2 ergebenden Umfang zu über¬ 
nehmen. Von dem so ermittelten Betrag sind diejenigen 
Tilgungsleistungen abzuziehen, die nachweislich auf das 
Recht oder eine durch das Recht gesicherte Forderung 


erbracht worden sind. Im Rahmen einer Einigung zwi¬ 
schen dem Gläubiger des Rechts, dem Eigentümer und 
dem Amt zur Regelung offener Vermögensfragen als Ver¬ 
treter der Interessen des Entschädigungsfonds kann 
etwas Abweichendes vereinbart werden. Weist der Be¬ 
rechtigte nach, daß eine der Kreditaufnahme entspre¬ 
chende Baumaßnahme an dem Grundstück nicht durch¬ 
geführt wurde, ist das Recht nicht zu übernehmen. 

(6) Das Amt zur Regelung offener Vermögensfragen 
bestimmt mit der Entscheidung über die Aufhebung der 
staatlichen Verwaltung den zu übernehmenden Teil des 
Grundpfandrechts, wenn nicht der aus dem Grundpfand¬ 
recht Begünstigte oder der Berechtigte beantragt, vorab 
über die Aufhebung der staatlichen Verwaltung zu ent¬ 
scheiden. In diesem Fall ersucht das Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen die das Grundbuch führende 
Stelle um Eintragung eines Widerspruchs gegen die Rich¬ 
tigkeit des Grundbuchs zugunsten des Berechtigten. Wird 
die staatliche Verwaltung ohne eine Entscheidung des 
Amtes zur Regelung offener Vermögensfragen beendet, 
so hat auf Antrag des aus dem Grundpfandrecht Begün¬ 
stigten oder des Berechtigten das Amt zur Regelung offe¬ 
ner Vermögensfragen, in dessen Bereich das belastete 
Grundstück belegen ist, den zu übernehmenden Teil der 
Grundpfandrechte durch Bescheid zu bestimmen. Wird 
der Antrag nach Satz 3 innerhalb der in § 30a Abs. 3 Satz 1 
bestimmten Frist nicht gestellt, bleibt der Eigentümer im 
Umfang der Eintragung aus dem Grundpfandrecht ver¬ 
pflichtet, soweit die gesicherte Forderung nicht durch Til¬ 
gung erloschen ist. Auf die Beschränkungen der Über¬ 
nahmepflicht nach Absatz 5 Satz 1 und 4 kann er sich in 
diesem Falle nur berufen, wenn er diese Absicht dem 
Gläubiger oder der Sparkasse, in deren Geschäftsgebiet 
das Grundstück belegen ist, bis zum 31. März 1995 
schriftlich mitgeteilt hat. Ist die Sparkasse nicht Gläubige¬ 
rin, ist sie lediglich zur Bestätigung des Eingangs dieser 
Mitteilung verpflichtet. Der Bescheid ergeht gemeinsam 
für sämtliche auf dem Grundstück lastenden Rechte 
gemäß Absatz 5. 

(7) Die Absätze 5 und 6 gelten für eingetragene sonstige 
Grundpfandrechte, die auf staatliche Veranlassung vor 
dem 8. Mai 1945 oder nach Eintritt des Eigentums¬ 
verlustes oder durch den staatlichen Verwalter bestellt 
wurden, entsprechend, es sei denn, das Grundpfandrecht 
dient der Sicherung einer Verpflichtung des Berechtigten, 
die keinen diskriminierenden oder sonst benachteiligen¬ 
den Charakter hat. 

(8) Der Bescheid über den zu übernehmenden Teil der 
Rechte gemäß den Absätzen 5 bis 7 ist für den Berechtig¬ 
ten und den Gläubiger des Grundpfandrechts selbständig 
anfechtbar. 

(9) Soweit eine Aufbauhypothek oder ein vergleichbares 
Grundpfandrecht gemäß Absatz 5 oder ein sonstiges 
Grundpfandrecht gemäß Absatz 7 nicht zu übernehmen 
ist, gilt das Grundpfandrecht als erloschen. Satz 1 gilt 
gegenüber dem Berechtigten, dem staatlichen Verwalter 
sowie deren Rechtsnachfolgern für eine dem Grundpfand¬ 
recht zugrundeliegende Forderung entsprechend. Han¬ 
delt es sich um eine Forderung aus einem Darlehen, für 
das keine staatlichen Mittel eingesetzt worden sind, so ist 
der Gläubiger vorbehaltlich einer abweichenden Regelung 
angemessen zu entschädigen. 

(10) Die Absätze 5 bis 9 finden keine Anwendung, wenn 
das Grundstück nach § 6 zurückübertragen wird. Die 
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Absätze 5 bis 9 gelten ferner nicht, wenn das Grundpfand¬ 
recht nach dem 30. Juni 1990 bestellt worden ist. In die¬ 
sem Fall hat der Berechtigte gegen denjenigen, der das 
Grundpfandrecht bestellt hat, einen Anspruch auf Befrei¬ 
ung von dem Grundpfandrecht in dem Umfang, in dem es 
gemäß den Absätzen 5 bis 9 nicht zu übernehmen wäre. 
Der aus dem Grundpfandrecht Begünstigte ist insoweit 
verpflichtet, die Löschung des Grundpfandrechtes gegen 
Ablösung der gesicherten Forderung und gegen Ersatz 
eines aus der vorzeitigen Ablösung entstehenden Scha¬ 
dens zu bewilligen. 

§17 

Miet- und Nutzungsrechte 

Durch die Rückübertragung von Grundstücken und 
Gebäuden oder die Aufhebung der staatlichen Verwaltung 
werden bestehende Miet- oder Nutzungsrechtsverhältnis¬ 
se nicht berührt. War der Mieter oder Nutzer bei Abschluß 
des Vertrages nicht redlich im Sinne des § 4 Abs. 3, so ist 
das Rechtsverhältnis mit dem Bescheid gemäß § 33 
Abs. 4 aufzuheben. Dies gilt auch in den Fällen des § 11a 
Abs. 4. § 16 Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend. Ist ein redlich 
begründetes Miet- oder Nutzungsverhältnis durch Eigen¬ 
tumserwerb erloschen, so lebt es mit Bestandskraft des 
Rückübertragungsbescheides mit dem Inhalt, den es 
ohne die Eigentumsübertragung seit dem 3. Oktober 1990 
gehabt hätte, unbefristet wieder auf. 

§18 

Grundstücksbelastungen 

(1) Bei der Rückübertragung von Eigentumsrechten an 
Grundstücken, die nicht nach § 6 erfolgt, hat der Berech¬ 
tigte für die bei Überführung des Grundstücks in Volks¬ 
eigentum untergegangenen dinglichen Rechte einen in 
dem Bescheid über die Rückübertragung festzusetzen¬ 
den Ablösebetrag zu hinterlegen. Der Ablösebetrag 
bestimmt sich nach der Summe der für die jeweiligen 
Rechte nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu bestimmen¬ 
den und danach in Deutsche Mark umzurechnenden Ein¬ 
zelbeträge, die in dem Bescheid gesondert auszuweisen 
sind. Andere als die in den Absätzen 2 bis 4a genannten 
Rechte werden bei der Ermittlung des Ablösebetrages 
nicht berücksichtigt. Im übrigen können auch solche 
Rechte unberücksichtigt bleiben, die nachweislich zwi¬ 
schen dem Berechtigten und dem Gläubiger einvernehm¬ 
lich bereinigt sind. 

. (2) Aufbauhypotheken und vergleichbare Grundpfand¬ 
rechte zur Sicherung von Baukrediten, die durch den 
staatlichen Verwalter bestellt wurden, sind mit folgenden 
Abschlägen von dem zunächst auf Mark der DDR umzu¬ 
rechnenden Nennbetrag des Grundpfandrechtes zu 
berücksichtigen. Der Abschlag beträgt jährlich für ein 
Grundpfandrecht 

1. bei Gebäuden mit ein oder zwei Einheiten 

bis zu 10 000 Mark der DDR 4,0 vom Hundert, 
bis zu 30 000 Mark der DDR 3,0 vom Hundert, 
über 30 000 Mark der DDR 2,0 vom Hundert; 

2. bei Gebäuden mit drei oder vier Einheiten 

bis zu 10 000 Mark der DDR 4,5 vom Hundert, 
bis zu 30 000 Mark der DDR 3,5 vom Hundert, 
über 30 000 Mark der DDR 2,5 vom Hundert; 


3. bei Gebäuden mit fünf bis acht Einheiten 

bis zu 20 000 Mark der DDR 5,0 vom Hundert, 
bis zu 50 000 Mark der DDR 4,0 vom Hundert, 
über 50 000 Mark der DDR 2,5 vom Hundert; 

4. bei Gebäuden mit neun und mehr Einheiten 

bis zu 40 000 Mark der DDR 5,0 vom Hundert, 

bis zu 80 000 Mark der DDR 4,0 vom Hundert, 

über 80 000 Mark der DDR 2,5 vom Hundert. 

Als Einheit im Sinne des Satzes 2 gelten zum Zeitpunkt der 
Entscheidung in dem Gebäude vorhandene in sich abge¬ 
schlossene oder selbständig vermietbare Wohnungen 
oder Geschäftsräume. Von dem so ermittelten Betrag 
können diejenigen Tilgungsleistungen abgezogen wer¬ 
den, die unstreitig auf das Recht oder eine durch das 
Recht gesicherte Forderung erbracht worden sind. Soweit 
der Berechtigte nachweist, daß eine der Kreditaufnahme 
entsprechende Baumaßnahme an dem Grundstück nicht 
durchgeführt wurde, ist das Recht nicht zu berück¬ 
sichtigen. Die Sätze 1 bis 5 gelten für sonstige Grund¬ 
pfandrechte, die auf staatliche Veranlassung vor dem 
8. Mai 1945 oder nach Eintritt des Eigentumsverlustes 
oder durch den staatlichen Verwalter bestellt wurden, ent¬ 
sprechend, es sei denn, das Grundpfandrecht diente 
der Sicherung einer Verpflichtung des Berechtigten, die 
keinen diskriminierenden oder sonst benachteiligenden 
Charakter hat. 

(3) Bei anderen als den in Absatz 2 genannten Grund¬ 
pfandrechten ist zur Berechnung des Ablösebetrages von 
dem Nennbetrag des früheren Rechts auszugehen. 
Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) Rechte, die auf die Erbringung wiederkehrender Lei¬ 
stungen aus dem Grundstück gerichtet sind, sind bei der 
Berechnung des Ablösebetrages mit ihrem kapitalisierten 
Wert anzusetzen. 

(4a) Bei der Berechnung des Ablösebetrages sind auch 
Forderungen aus Hauszinssteuerabgeltungsdarlehen zu 
berücksichtigen. Absatz 3 gilt sinngemäß. War die Forde¬ 
rung durch eine Abgeltungslast gesichert, tritt an die Stelle 
der Hypothek die Gutschrift nach § 3 Abs. 2 oder der 
Abgeltungsauftrag des Finanzamts nach § 4 der Verord¬ 
nung zur Durchführung der Verordnung über die Auf¬ 
hebung der Gebäudeentschuldungssteuer vom 31. Juli 
1942 (RGBl. IS. 503). 

(5) Bei der Berechnung der für den Ablösebetrag zu 
berücksichtigenden Einzelbeträge sind Ausgleichsleistun¬ 
gen auf das Recht oder eine dem Recht zugrundeliegende 
Forderung oder eine Entschädigung, die der frühere Gläu¬ 
biger des Rechts vom Staat erhalten hat, nicht in Abzug zu 
bringen. Dies gilt entsprechend, soweit dem Schuldner die 
durch das Recht gesicherte Forderung von staatlichen 
Stellen der Deutschen Demokratischen Republik erlassen 
worden ist. 

(6) Macht der Berechtigte den Anspruch nach § 7 Abs. 7 
Satz 2 geltend, ist der nach den Absätzen 1 bis 5 fest¬ 
zusetzende Ablösebetrag ab dem 9. Juli 1995 mit vier vom 
Hundert für das Jahr zu verzinsen. Die Summe der Zins¬ 
beträge ist auf die Höhe des nach § 7 Abs. 7 Satz 2 und 4 
Erlangten beschränkt. 
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§ 18a 

Rückübertragung des Grundstücks 

Das Eigentum an dem Grundstück geht auf den Berech¬ 
tigten über, wenn die Entscheidung über die Rücküber¬ 
tragung unanfechtbar und der Ablösebetrag bei der Hin¬ 
terlegungsstelle (§ 1 der Hinterlegungsordnung) unter Ver¬ 
zicht auf die Rücknahme hinterlegt worden ist, in deren 
Bezirk das entscheidende Amt zur Regelung offener Ver¬ 
mögensfragen seinen Sitz hat. Das Eigentum geht auf den 
Berechtigten auch über, wenn der Bescheid über die 
Rückübertragung des Eigentums an dem Grundstück 
lediglich in Ansehung der Feststellung des Ablösebetra¬ 
ges nicht unanfechtbar geworden ist und der Berechtigte 
für den Ablösebetrag Sicherheit geleistet hat. 

§ 18b 

Herausgabe des Ablösebetrages 

(1) Der Gläubiger eines früheren dinglichen Rechts an 
dem Grundstück oder sein Rechtsnachfolger (Begünstig¬ 
ter) kann von der Hinterlegungsstelle die Herausgabe des¬ 
jenigen Teils des Ablösebetrages, mit dem sein früheres 
Recht bei der Ermittlung des unanfechtbar festgestellten 
Ablösebetrages berücksichtigt worden ist, verlangen, 
soweit dieser nicht an den Entschädigungsfonds oder den 
Berechtigten herauszugeben ist. Der Anspruch des Be¬ 
günstigten geht auf den Entschädigungsfonds über, 
soweit der Begünstigte für den Verlust seines Rechts Aus¬ 
gleichszahlungen oder eine Entschädigung vom Staat 
erhalten hat, oder dem Schuldner die dem Recht zugrun¬ 
deliegende Forderung von staatlichen Stellen der Deut¬ 
schen Demokratischen Republik erlassen worden ist. Der 
Berechtigte kann den auf ein früheres dingliches Recht 
entfallenden Teil des Ablösebetrages insoweit herausver¬ 
langen, als bei der Festsetzung des Ablösebetrages nicht 
berücksichtigte Tilgungsleistungen auf das Recht er¬ 
bracht wurden oder er einer Inanspruchnahme aus dem 
Recht hätte entgegenhalten können, dieses sei nicht ent¬ 
standen, erloschen oder auf ihn zu übertragen gewesen. 
Der Herausgabeanspruch kann nur innerhalb von vier 
Jahren seit der Hinterlegung geltend gemacht werden. Ist 
Gläubiger der Entschädigungsfonds, so erfolgt die Her¬ 
ausgabe auf Grund eines Auszahlungsbescheides des 
Entschädigungsfonds. 

(2) Für das Hinterlegungsverfahren gelten die Vorschrif¬ 
ten der Hinterlegungsordnung. Der zum Zeitpunkt der 
Überführung des Grundstücks in Volkseigentum im 
Grundbuch eingetragene Gläubiger eines dinglichen 
Rechts oder dessen Rechtsnachfolger gilt als Begünstig¬ 
ter, solange nicht vernünftige Zweifel an seiner Berech¬ 
tigung bestehen. 

(3) Eine durch das frühere Recht gesicherte Forderung 
erlischt insoweit, als der darauf entfallende Teil des Ab¬ 
lösebetrages an den Begünstigten oder den Entschädi¬ 
gungsfonds herauszugeben ist. In den Fällen des § 18 
Abs. 2 gilt die Forderung gegenüber dem Berechtigten, 
dem staatlichen Verwalter sowie deren Rechtsnachfol¬ 
gern auch hinsichtlich des Restbetrages als erloschen. 
Handelt es sich um eine Forderung aus einem Darlehen, 
für das keine staatlichen Mittel eingesetzt worden sind, so 
ist der Gläubiger vorbehaltlich einer abweichenden Rege¬ 
lung angemessen zu entschädigen. 


(4) Der nach Ablauf von fünf Jahren von der Hinter¬ 
legung an nicht ausgezahlte Teil des Ablösebetrages ist, 
soweit nicht ein Rechtsstreit über den Betrag oder Teile 
hiervon anhängig ist, an den Entschädigungsfonds her¬ 
auszugeben. 

(5) Soweit der Begünstigte vom Staat bereits befriedigt 
worden ist, geht die zugrundeliegende Forderung auf den 
Entschädigungsfonds über. 

§19 

(weggefallen) 

§20 

Vorkaufsrecht von Mietern und Nutzem 

(1) Mietern und Nutzern von Ein- und Zweifamilienhäu¬ 
sern sowie von Grundstücken für Erholungszwecke, die 
der staatlichen Verwaltung im Sinne des § 1 Abs. 4 unter¬ 
lagen oder auf die ein Anspruch auf Rückübertragung 
besteht, wird auf Antrag ein Vorkaufsrecht am Grundstück 
eingeräumt, wenn das Miet- oder Nutzungsverhältnis am 
29. September 1990 bestanden hat und im Zeitpunkt der 
Entscheidung über den Antrag fortbesteht. Ein Anspruch 
nach Satz 1 besteht nicht, wenn das Grundstück oder 
Gebäude durch den Mieter oder Nutzer nicht vertrags¬ 
gemäß genutzt wird. 

(2) In bezug auf einzelne Miteigentumsanteile an Grund¬ 
stücken oder Gebäuden, die staatlich verwaltet waren 
oder zurückzuübertragen sind, besteht ein Anspruch nach 
Absatz 1 auf Einräumung eines Vorkaufsrechts nur dann, 
wenn auch die übrigen Miteigentumsanteile der staat¬ 
lichen Verwaltung im Sinne des § 1 Abs. 4 unterlagen oder 
zurückzuübertragen sind. Es bezieht sich sowohl auf den 
Verkauf einzelner Miteigentumsanteile als auch auf den 
Verkauf des Grundstücks. Die Ausübung des Vorkaufs¬ 
rechts an einem Miteigentumsanteil ist bei dem Verkauf an 
einen Miteigentümer ausgeschlossen. 

(3) Erstreckt sich das Miet- oder Nutzungsverhältnis auf 
eine Teilfläche eines Grundstücks, so besteht der 
Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 nur dann, wenn der 
Anteil der Teilfläche mehr als 50 vom Hundert der Gesamt¬ 
fläche beträgt. In diesem Falle kann das Vorkaufsrecht nur 
am Gesamtgrundstück eingeräumt werden. Zur Ermitt¬ 
lung des nach Satz 1 maßgeblichen Anteils sind mehrere 
an verschiedene Mieter oder Nutzer überlassene Teil¬ 
flächen zusammenzurechnen. 

(4) Mehreren Anspruchsberechtigten in bezug auf ein 
Grundstück oder einen Miteigentumsanteil steht das Vor¬ 
kaufsrecht gemeinschaftlich zu. Jeder Anspruchsberech¬ 
tigte kann den Antrag auf Einräumung des Vorkaufsrechts 
allein stellen. Der Antrag wirkt auch für die übrigen 
Anspruchsberechtigten. 

(5) Anträge auf Einräumung des Vorkaufsrechts sind im 
Rahmen des Verfahrens nach Abschnitt VI bei dem Amt 
zur Regelung offener Vermögensfragen zu stellen, das 
über den Anspruch auf Rückübertragung entscheidet. In 
den Fällen des § 11 a ist das Amt zur Regelung offener Ver¬ 
mögensfragen zuständig, in dessen Bezirk das Grund¬ 
stück belegen ist. 

(6) Das Vorkaufsrecht entsteht, wenn der Bescheid, mit 
dem dem Antrag nach den Absätzen 1 oder 2 stattgege¬ 
ben wird, unanfechtbar geworden und die Eintragung im 
Grundbuch erfolgt ist. Es gilt nur für den Fall des ersten 
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Verkaufs. Ist im Zeitpunkt des Abschlusses des Kauf¬ 
vertrages eine Entscheidung über einen gestellten Antrag 
nach den Absätzen 1 oder 2 noch nicht ergangen, er¬ 
streckt sich das Vorkaufsrecht auf den nächstfolgenden 
Verkauf. § 892 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt im 
übrigen unberührt. 

(7) Das Vorkaufsrecht ist nicht übertragbar und geht 
nicht auf die Erben des Vorkaufsberechtigten über. Es 
erlischt mit der Beendigung des Miet- oder Nutzungsver¬ 
hältnisses. Dies gilt auch für bereits bestehende Vorkaufs¬ 
rechte. § 569a Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buches bleibt unberührt. 

(8) Im übrigen sind die §§ 504 bis 513, 875,1098 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 sowie die §§ 1099 bis 1102,1103 Abs. 2 
und § 1104 des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend 
anzuwenden. 

§20a 

Vorkaufsrecht des Berechtigten 

Bei Grundstücken, die nicht zurückübertragen werden 
können, weil Dritte an ihnen Eigentums- oder dingliche 
Nutzungsrechte erworben haben, wird dem Berechtigten 
auf Antrag ein Vorkaufsrecht am Grundstück eingeräumt. 
Dies gilt nicht, wenn das Grundstück nach den Vorschrif¬ 
ten des Investitionsvorranggesetzes erworben worden ist. 
Für die Entscheidung über den Antrag ist das Amt zur 
Regelung offener Vermögensfragen zuständig, das über 
den Anspruch auf Rückübertragung des Eigentums zu 
entscheiden hat. Als Vorkaufsfall gilt nicht der Erwerb des 
Grundstücks durch den Inhaber eines dinglichen Nut¬ 
zungsrechts. Im übrigen ist § 20 Abs. 2 und 4, Abs. 5 
Satz 1, Abs. 6, Abs. 7 Satz 1 und Abs. 8 sinngemäß anzu¬ 
wenden. 

§21 

Ersatzgrundstück 

(1) Mieter oder Nutzer von Einfamilienhäusern und 
Grundstücken für Erholungszwecke, die staatlich verwal¬ 
tet sind oder auf die ein rechtlich begründeter Anspruch 
auf Rückübertragung geltend gemacht wurde, können 
beantragen, daß dem Berechtigten ein Ersatzgrundstück 
zur Verfügung gestellt wird, wenn sie bereit sind, das 
Grundstück zu kaufen. Der Berechtigte ist nicht verpflich¬ 
tet, ein Ersatzgrundstück in Anspruch zu nehmen. 

(2) Anträgen nach § 9 ist vorrangig zu entsprechen. 

(3) Dem Antrag nach Absatz 1 Satz 1 ist zu entsprechen, 
wenn der Berechtigte einverstanden ist, ein in kommuna¬ 
lem Eigentum stehendes Grundstück im gleichen Stadt¬ 
oder Gemeindegebiet zur Verfügung steht und einer 
Eigentumsübertragung keine berechtigten Interessen ent¬ 
gegenstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Mieter und 
Nutzer erhebliche Aufwendungen zur Werterhöhung oder 
Werterhaltung des Objektes getätigt haben. 

(4) Wertdifferenzen zwischen dem Wert des Ersatz¬ 
grundstückes und dem Wert des Grundstückes zum Zeit¬ 
punkt der Inverwaltungnahme oder des Entzuges des 
Eigentumsrechtes sind auszugleichen. 

(5) Wurde dem Berechtigten eines staatlich verwalteten 
Grundstückes ein Ersatzgrundstück übertragen, ist der 
staatliche Verwalter berechtigt, das Grundstück an den 
Mieter oder Nutzer zu verkaufen. 


Abschnitt V 
Organisation 

§22 

Durchführung der 

Regelung offener Vermögensfragen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sowie die Aufgaben in 
bezug auf den zu bildenden Entschädigungsfonds werden 
vorbehaltlich des § 29 Abs. 2 von den Ländern Mecklen¬ 
burg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt, Thüringen und Berlin durchgeführt. Bei Ent¬ 
scheidungen über 

1. die Entschädigung, 

2. die Gewährung eines Ersatzgrundstückes, 

3. einen Schadensersatzanspruch nach § 13, 

4. Wertausgleichs- und Erstattunasansprüche nach § 7, 
§ 7a und § 14a, 

5. zu übernehmende Grundpfandrechte nach § 16 Abs. 5 
bis 9, Ablösebeträge nach § 18 und Sicherheitsleistun¬ 
gen nach § 18a sowie 

6. die dem Entschädigungsfonds zustehenden Anteile 
bei der Erlösauskehr nach § 16 Abs. 1 des Investitions¬ 
vorranggesetzes 

geschieht dies im Auftrag des Bundes. Für das Verfahren 
der Abführung von Verkaufserlösen nach § 11 Abs. 4 gilt 
Satz 2 entsprechend. Die Abwicklung von Vermögens¬ 
angelegenheiten, die dem früheren Amt für den Rechts¬ 
schutz des Vermögens der Deutschen Demokratischen 
Republik übertragen waren, obliegt dem Bundesamt zur 
Regelung offener Vermögensfragen. Dazu gehören insbe¬ 
sondere ausländische Vermögenswerte außer Unterneh¬ 
men und Betrieben, Gewinnkonten von 1972 verstaatlich¬ 
ten Unternehmen, an die Stelle von staatlich verwalteten 
Vermögenswerten getretene Einzelschuldbuchforderun¬ 
gen sowie in diesem Zusammenhang erbrachte Entschä¬ 
digungsleistungen. Das Bundesamt entscheidet insoweit 
auch über einen etwaigen Widerspruch innerhalb des Ver¬ 
waltungsverfahrens abschließend. 

§23 

Landesbehörden 

Die Länder errichten Ämter und Landesämter zur Rege¬ 
lung offener Vermögensfragen. 

§24 

Untere Landesbehörden 

Für jeden Landkreis, jede kreisfreie Stadt und für Berlin 
wird ein Amt zur Regelung offener Vermögensfragen als 
untere Landesbehörde eingerichtet. Im Bedarfsfall kann 
ein solches Amt für mehrere Kreise als untere Landes¬ 
behörde gebildet werden. 

§25 

Obere Landesbehörden 

(1) Für jedes Land wird ein Landesamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen gebildet. Für Entscheidungen 
über Anträge nach den §§ 6, 6a, 6b und über Grund und 
Höhe der Entschädigung nach § 6 Abs. 7 ist das Landes¬ 
amt zuständig. Das Landesamt kann Verfahren, die bei 
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einem ihm nachgeordneten Amt zur Regelung offener Ver¬ 
mögensfragen anhängig sind, an sich ziehen. Es teilt dies 
dem Amt mit, das mit Zugang der Mitteilung für das Ver¬ 
fahren nicht mehr zuständig ist und vorhandene Vorgänge 
an das Landesamt abgibt. Nach Satz 2 zuständige Lan¬ 
desämter können bei Sachzusammenhang vereinbaren, 
daß die Verfahren bei einem Landesamt zusammengefaßt 
und von diesem entschieden werden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, die 
Zuständigkeit nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung auf 
das jeweils örtlich zuständige Amt zur Regelung offener 
Vermögensfragen für die Fälle zu übertragen, in denen das 
zurückzugebende Unternehmen im Zeitpunkt der Schädi¬ 
gung nach Art und Umfang einen in kaufmännischer 
Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erforderte 
oder den Betrieb eines handwerklichen oder sonstigen 
gewerblichen Unternehmens oder den der Land- und 
Forstwirtschaft zum Gegenstand hatte. 

§26 

Widerspruchsausschüsse 

(1) Bei jedem Landesamt zur Regelung offener Vermö¬ 
gensfragen wird ein Widerspruchsausschuß gebildet; bei 
Bedarf können mehrere Widerspruchsausschüsse gebil¬ 
det werden. Der Ausschuß besteht aus einem Vorsitzen¬ 
den und zwei Beisitzern. 

(2) Der Widerspruchsausschuß entscheidet weisungs¬ 
unabhängig mit Stimmenmehrheit über den Widerspruch. 

§27 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Alle Behörden und Gerichte haben den in diesem 
Abschnitt genannten Behörden unentgeltlich Amts- und 
Rechtshilfe zu leisten. Insbesondere sind die Finanz¬ 
behörden in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet verpflichtet, Auskünfte zu erteilen oder 
Einsicht in die Akten zu gewähren, soweit es zur Durch¬ 
führung dieses Gesetzes erforderlich ist. 

(2) Liegt dem Amt, Landesamt oder Bundesamt zur 
Regelung offener Vermögensfragen eine Mitteilung nach 
§317 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes vor, unter¬ 
richtet es die Ausgleichsverwaltung über ein durchgeführ¬ 
tes oder anhängiges Verfahren nach diesem Gesetz. Die 
Unterrichtung umfaßt die zur Rückforderung des gewähr¬ 
ten Lastenausgleichs erforderlichen Angaben, insbeson¬ 
dere die zur Zuordnung des Einzelfalls notwendigen 
Daten, und die Art der ergangenen Entscheidung. Im Ein¬ 
zelfall sind auf Ersuchen der Ausgleichsverwaltung weite¬ 
re zur Rückforderung von Ausgleichsleistungen erforder¬ 
liche Angaben insbesondere über die Art und Höhe der 
Leistungen sowie über den Namen und die Anschrift der 
jeweiligen Berechtigten zu übermitteln. Liegen Anhalts¬ 
punkte dafür vor, daß die geforderten Angaben zur Durch¬ 
führung des Lastenausgleichsgesetzes nicht erforderlich 
sind, unterbleibt die Unterrichtung. Die Ausgleichsverwal¬ 
tung darf die übermittelten Daten nur für diesen Zweck 
verwenden. 

(3) Liegen dem Amt, Landesamt oder Bundesamt zur 
Regelung offener Vermögensfragen Anhaltspunkte dafür 
vor, daß für einen Vermögenswert rückerstattungsrecht¬ 
liche Leistungen gewährt worden sind, unterrichtet es die 
für die Durchführung des Bundesrückerstattungsgesetzes 


zuständigen Behörden. über ein durchgeführtes oder 
anhängiges Verfahren nach diesem Gesetz. Absatz 2 
Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. 

§28 

Übergangsregelungen 

(1) Bis zur Errichtung der unteren Landesbehörden wer¬ 
den die Aufgaben dieses Gesetzes von den Landrats¬ 
ämtern oder Stadtverwaltungen der kreisfreien Städte 
wahrgenommen. Die auf der Grundlage der Anmeldever¬ 
ordnung eingereichten Anmeldungen sind durch die 
Ämter zur Regelung offener Vermögensfragen nach deren 
Bildung von den Landratsämtern oder Stadtverwaltungen 
der kreisfreien Städte zur weiteren Bearbeitung zu über¬ 
nehmen. 

(2) Die Länder können die Aufgaben der unteren Lan¬ 
desbehörden auch auf Dauer durch die Landratsämter 
oder die Stadtverwaltungen der kreisfreien Städte wahr¬ 
nehmen lassen. 

§29 

Bundesamt zur 

Regelung offener Vermögensfragen 

(1) Zur Unterstützung der Gewährleistung einer einheit¬ 
lichen Durchführung dieses Gesetzes wird ein Bundesamt 
zur Regelung offener Vermögensfragen gebildet. Beim 
Bundesamt ist ein Beirat zu bilden, der aus je einem Ver¬ 
treter der in § 22 bezeichneten Länder, vier Vertretern der 
Interessenverbände und aus vier Sachverständigen 
besteht. 

(2) Das Bundesamt zur Regelung offener Vermögens¬ 
fragen entscheidet über Anträge auf Rückübertragung von 
Vermögenswerten, die der treuhänderischen Verwaltung 
nach § 20b des Parteiengesetzes der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik vom 21. Februar 1990 (GBl. I Nr. 9 
S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 1990 
(GBl. I Nr. 49 S. 904), der nach Anlage II Kapitel II Sachge¬ 
biet A Abschnitt III des Einigungsvertrages vom 31. Au¬ 
gust 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885,1150) mit Maß¬ 
gaben fortgilt, unterliegen. Das Bundesamt nimmt diese 
Aufgabe im Einvernehmen mit der Unabhängigen Kom¬ 
mission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und 
Massenorganisationen der Deutschen Demokratischen 
Republik wahr. Über Widersprüche entscheidet das Bun¬ 
desamt im Einvernehmen mit der Kommission. Im übrigen 
bleiben die Aufgaben der Treuhandanstalt und der Kom¬ 
mission nach den §§ 20a und 20b des Parteiengesetzes 
der Deutschen Demokratischen Republik und den Maß¬ 
gaben des Einigungsvertrages unberührt. 

Abschnitt VI 
Verfahrensregelungen 

§30 

Antrag 

(1) Ansprüche nach diesem Gesetz sind bei der zustän¬ 
digen Behörde mittels Antrag geltend zu machen. Über 
den Antrag entscheidet die Behörde, wenn und soweit die 
Rückgabe zwischen dem Verfügungsberechtigten und 
dem Berechtigten nicht einvemehmlich zustande kommt. 
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Der Antrag auf Rückgabe kann jederzeit zurückgenom¬ 
men oder für erledigt erklärt werden. Er kann auch auf 
einzelne Verfahrensstufen beschränkt werden. Die An¬ 
meldung nach der Anmeldeverordnung gilt als Antrag auf 
Rückübertragung oder auf Aufhebung der staatlichen Ver¬ 
waltung. 

(2) In den Fällen des § 6 Abs. 1 und des § 6b können die 
Parteien beantragen, die Entscheidung oder bestimmte 
Entscheidungen statt durch die Behörde durch ein 
Schiedsgericht nach § 38a treffen zu lassen. Die Behörde 
hat die Parteien auf diese Möglichkeit hinzuweisen, wenn 
nach ihren Ermittlungen Interessen Dritter durch die Ent¬ 
scheidung nicht berührt werden. Ein Antrag im Sinne des 
Satzes 1 kann auch noch gestellt werden, wenn das 
behördliche Verfahren bereits begonnen hat. 

(3) Steht der Anspruch in den Fällen des § 1 Abs. 7 im 
Zusammenhang mit einer verwaltungsrechtlichen Ent¬ 
scheidung, deren Aufhebung nach anderen Vorschriften 
erfolgt, so ist der Antrag nach Absatz 1 nur zulässig, wenn 
der Antragsteller eine Bescheinigung der für die Rehabi¬ 
litierung zuständigen Stelle über die Antragstellung im 
Rehabilitierungsverfahren vorlegt. 

§ 30a 

Ausschlußfrist 

(1) Rückübertragungsansprüche nach den §§ 3 und 6 
sowie Entschädigungsansprüche nach § 6 Abs. 7, §§ 8 
und 9 können nach dem 31. Dezember 1992, für beweg¬ 
liche Sachen nach dem 30. Juni 1993, nicht mehr ange¬ 
meldet werden. In den Fällen des § 1 Abs. 7 gilt dies nur 
dann, wenn die Entscheidung, auf der der Vermögensver¬ 
lust beruht, am 30. Juni 1992 bereits unanfechtbar auf¬ 
gehoben war. Anderenfalls treten die Wirkungen des Sat¬ 
zes 1 nach Ablauf von sechs Monaten ab Unanfechtbar¬ 
keit der Aufhebungsentscheidung ein. Diese Vorschriften 
finden auf Ansprüche, die an die Stelle eines rechtzeitig 
angemeldeten Anspruchs treten oder getreten sind, keine 
Anwendung. 

(2) Anträge auf Anpassung der Unternehmensrückgabe 
nach § 6 Abs. 8 können nur noch bis zum Ablauf von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten des Registerverfahrenbe¬ 
schleunigungsgesetzes gestellt werden. 

(3) In den Fällen der Beendigung der staatlichen Verwal¬ 
tung nach § 11a können Entscheidungen nach § 16 
Abs. 3, Abs. 6 Satz 3, § 17 Satz 2, §§ 20 und 21 nach dem 
in Absatz 2 genannten Zeitpunkt nicht mehr ergehen, 
wenn sie bis zu diesem Zeitpunkt nicht beantragt worden 
sind. Erfolgte*die Aufhebung der staatlichen Verwaltung 
durch bestandskräftigen Bescheid des Amtes zur Rege¬ 
lung offener Vermögensfragen und ist eine Entscheidung 
über die Aufhebung eines Rechtsverhältnisses der in § 16 
Abs. 3 oder § 17 bezeichneten Art oder über den Umfang 
eines zu übernehmenden Grundpfandrechtes ganz oder 
teilweise unterblieben, kann sie nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist nicht mehr beantragt werden. Artikel 14 
Abs. 6 Satz 1,2,4 und 5 des Zweiten Vermögensrechts¬ 
änderungsgesetzes gilt entsprechend. 

(4) Im Zusammenhang mit Ansprüchen auf Rücküber¬ 
tragung des Eigentums an Grundstücken können Anträge 
auf Einräumung von Vorkaufsrechten nach den §§ 20 und 
20a sowie Anträge auf Zuweisung von Ersatzgrund¬ 
stücken nach § 21 Abs. 1 nach Bestandskraft der Ent¬ 
scheidung über den Rückübertragungsanspruch nicht 


mehr gestellt werden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die 
staatliche Verwaltung durch Bescheid des Amtes zur 
Regelung offener Vermögensfragen bestandskräftig auf¬ 
gehoben worden ist. Ist in einem bestandskräftigen 
Bescheid über die Rückübertragung des Eigentums eine 
Entscheidung über die Aufhebung eines Rechtsverhältnis¬ 
ses der in § 16 Abs. 3 oder § 17 bezeichneten Art oder 
über den Umfang eines zu übernehmenden Grundpfand¬ 
rechtes ganz oder teilweise unterblieben, gilt Absatz 3 
Satz 2 entsprechend. 

§31 

Pflichten der Behörde 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts 
wegen, der Antragsteller hat hierbei mitzuwirken. Soweit 
die Behörde bei einem auf eine Geldleistung gerichteten 
Anspruch nach diesem Gesetz die für die Höhe des 
Anspruchs erheblichen Tatsachen nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand ermitteln kann, hat sie die 
Höhe des Anspruchs zu schätzen. Dabei sind alle 
Umstände zu berücksichtigen, die für die Schätzung von 
Bedeutung sind. Zu schätzen ist insbesondere, wenn der 
Antragsteller über seine Angaben keine ausreichende Auf¬ 
klärung zu geben vermag oder weitere Auskünfte ver¬ 
weigert. 

(1 a) Vergleiche sind zulässig. 

(lb) Ist nicht festzustellen, welcher Vermögenswert 
Gegenstand des Antrags ist, so fordert die Behörde den 
Antragsteller auf, innerhalb von vier Wochen ab Zugang 
der Aufforderung nähere Angaben zu machen. Die Frist 
kann verlängert werden, wenn dem Antragsteller eine frist¬ 
gerechte Äußerung aus von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen nicht möglich ist, insbesondere in den Fällen des 
§ 1 Abs. 6. Macht der Antragsteller innerhalb der gesetz¬ 
ten Frist keine näheren Angaben, so wird sein Antrag 
zurückgewiesen. 

(lc) Werden Ansprüche nach § 1 Abs. 6 geltend 
gemacht, so finden für die Todesvermutung eines Verfolg¬ 
ten § 180 und für den Nachweis der Erbberechtigung 
§ 181 des Bundesentschädigungsgesetzes entsprechen¬ 
de Anwendung. 

(2) Die Behörde hat die betroffenen Rechtsträger oder 
staatlichen Verwalter sowie Dritte, deren rechtliche Inter¬ 
essen durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden 
können, über die Antragstellung, auf Antrag unter Über¬ 
sendung einer Abschrift des Antrags und seiner Anlagen, 
zu informieren und zu dem weiteren Verfahren hinzuzuzie¬ 
hen. Ist der Vermögenswert im Bereich eines anderen 
Amtes oder Landesamtes zur Regelung offener Ver¬ 
mögensfragen belegen, so hat sie dieses unverzüglich 
unter genauer Bezeichnung des Antragstellers und des 
Vermögenswertes über die Antragstellung zu unterrichten. 

(3) Auf Verlangen hat der Antragsteller Anspruch auf 
Auskunft durch die Behörde über alle Informationen, die 
zur Durchsetzung seines Anspruches erforderlich sind. 
Hierzu genügt die Glaubhaftmachung des Anspruches. 
Die Auskunft ist schriftlich zu erteilen. Wird ein Antrag auf 
Rückgabe eines Unternehmens gestellt, so hat die Be¬ 
hörde dem Antragsteller, wenn er seine Berechtigung 
glaubhaft macht, zu gestatten, die Geschäftsräume des 
Unternehmens zu betreten und alle Unterlagen einzu¬ 
sehen, die für seinen Antrag Bedeutung haben können. 
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(4) Die Behörde ist berechtigt, vom Rechtsträger, der¬ 
zeitigen Eigentümer, staatlichen Verwalter sowie weiteren 
mit der Verwaltung von Vermögenswerten Beauftragten 
umfassende Auskunft zu fordern. 

(5) Die Behörde hat in jedem Stadium des Verfahrens 
auf eine gütliche Einigung zwischen dem Berechtigten 
und dem Verfügungsberechtigten hinzuwirken. Sie setzt 
das Verfahren aus, soweit ihr mitgeteilt wird, daß eine 
gütliche Einigung angestrebt wird. Kommt es zu einer 
Einigung, die den Anspruch des Berechtigten ganz oder 
teilweise erledigt, so erläßt die Behörde auf Antrag einen 
der Einigung entsprechenden Bescheid; § 33 Abs. 5 findet 
Anwendung. Die Einigung kann sich auf Gegenstände 
erstrecken, über die nicht im Verfahren nach diesem 
Abschnitt zu entscheiden ist. Absatz 2 bleibt unberührt. 
Der Bescheid wird sofort bestandskräftig, wenn nicht der 
Widerruf innerhalb einer in dem Bescheid zu bestimmen¬ 
den Frist, die höchstens einen Monat betragen darf, Vor¬ 
behalten wird. 

(6) Haben die Parteien einen Antrag nach § 30 Abs. 2 
Satz 1 Halbsatz 1 gestellt, so gibt die Behörde dem Antrag 
statt, wenn Interessen Dritter im Sinne des Absatzes 2 
nicht berührt sind. Die Behörde ist dem Schiedsgericht zur 
Auskunft über alle Informationen verpflichtet, die das 
Schiedsgericht für seine Entscheidung benötigt. Sie ist an 
die Entscheidung des Schiedsgerichts gebunden. 

(7) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, sind bis zum Erlaß entsprechender landesrechtlicher 
Bestimmungen die Vorschriften des Verwaltungsverfah¬ 
rensgesetzes, des Verwaltungszustellungsgesetzes und 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes anzuwenden. 

Entscheidung, Wahlrecht 

§32 

(1) Die Behörde hat dem Antragsteller die beabsichtigte 
Entscheidung schriftlich mitzuteilen und ihm Gelegenheit 
zur Stellungnahme binnen zwei Wochen zu geben. Dabei 
ist er auf die Möglichkeit der Auskunftserteilung gemäß 
§ 31 Abs. 3 sowie auf das Wahlrecht nach § 6 Abs. 7 oder 
§ 8 hinzuweisen. Dem Verfügungsberechtigten ist eine 
Abschrift der Mitteilung nach Satz 1 zu übersenden. 

(2) (weggefallen) 

(3) Hat der Antragsteller Auskunft verlangt, kann die 
Behörde über den Antrag frühestens einen Monat, nach¬ 
dem dem Antragsteller die Auskunft zugegangen ist, ent¬ 
scheiden. 

(4) Entscheidungen und Mitteilungen nach diesem 
Abschnitt, die eine Frist in Lauf setzen, sind den in ihren 
Rechten Betroffenen zuzustellen. 

(5) Jedem, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft dar¬ 
legt, können Namen und Anschriften der Antragsteller 
sowie der Vermögenswert mitgeteilt werden, auf den sich 
die Anmeldung bezieht. Jeder Antragsteller kann der Mit¬ 
teilung der ihn betreffenden Angaben nach Satz 1 wider¬ 
sprechen, die dann unbeschadet der nach anderen Vor¬ 
schriften bestehenden Auskunftsrechte unterbleibt. Das 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen weist jeden 
Antragsteller mit einer Widerspruchsfrist von zwei 
Wochen auf diese Möglichkeit hin, sobald erstmals nach 
Inkrafttreten dieser Vorschrift ein Dritter eine Mitteilung 
nach Satz 1 beantragt. 


§33 

(1) Ist die Rückübertragung ausgeschlossen oder hat 
der Antragsteller Entschädigung gewählt, entscheidet die 
Behörde über Grund und Höhe der Entschädigung. § 4 
des NS-Verfolgtenentschädigungsgesetzes bleibt unbe¬ 
rührt. 

(2) Wird der Entschädigungsfonds durch eine Ent¬ 
scheidung mit größerer finanzieller Auswirkung belastet, 
gibt die Behörde zuvor dem Bundesamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen Gelegenheit zur Stellungnahme. 
Die beabsichtigte Entscheidung ist dem Bundesamt zur 
Regelung offener Vermögensfragen über das Landes¬ 
amt zur Regelung offener Vermögensfragen zuzuleiten. 
Die Einzelheiten bestimmt das Bundesministerium der 
Finanzen. 

(3) Über Schadensersatzansprüche gemäß § 13 Abs. 2 
und 3 und § 14 ist eine gesonderte Entscheidung zu tref¬ 
fen; sie ist nicht Voraussetzung für die Rückübertragung 
des Eigentums oder die Aufhebung der staatlichen Ver¬ 
waltung. Entscheidungen über die Höhe der Entschädi¬ 
gung ergehen vorbehaltlich der Kürzungsentscheidung 
nach § 7 Abs. 3 des Entschädigungsgesetzes. 

(4) Über die Entscheidung ist den Beteiligten ein schrift¬ 
licher Bescheid zu erteilen und zuzustellen. Der Bescheid 
ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 

(5) Mit der Entscheidung ist den Beteiligten ein Über¬ 
gabeprotokoll zuzustellen. Dieses hat Angaben zum fest¬ 
gestellten Eigentums- und Vermögensstatus, zu getroffe¬ 
nen Vereinbarungen sowie zu sonstigen wesentlichen 
Regelungen in bezug auf die zu übergebenden Ver¬ 
mögenswerte zu enthalten. Bei der Rückgabe von Unter¬ 
nehmen muß das Übergabeprotokoll die in § 6b Abs. 4 
bezeichneten Angaben enthalten. 

(6) Die Entscheidung wird einen Monat nach Zustellung 
bestandskräftig, wenn kein Widerspruch eingelegt wird. 
Die §§ 58 und 60 der Verwaltungsgerichtsordnung bleiben 
unberührt. Die Entscheidung kann nach Maßgabe des 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 oder des § 80a Abs. 1 Nr. 1 der Ver¬ 
waltungsgerichtsordnung für sofort vollziehbar erklärt 
werden. 

§34 

Eigentumsübergang, 
Grundbuchberichtigung 
und Löschung von Vermerken 
über die staatliche Verwaltung 

(1) Mit der Unanfechtbarkeit einer Entscheidung über 
die Rückübertragung von Eigentumsrechten oder sonsti¬ 
gen dinglichen Rechten gehen die Rechte auf den Berech¬ 
tigten über, soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist. Satz 1 gilt für die Begründung von dinglichen 
Rechten entsprechend. Ist die Entscheidung für sofort 
vollziehbar erklärt worden, so gilt die Eintragung eines 
Widerspruchs oder einer Vormerkung als bewilligt. Der 
Widerspruch oder die Vormerkung erlischt, wenn die Ent¬ 
scheidung unanfechtbar geworden ist. 

(2) Bei der Rückübertragung von Eigentums- und son¬ 
stigen dinglichen Rechten an Grundstücken und Gebäu¬ 
den sowie bei der Aufhebung der staatlichen Verwaltung 
ersucht die Behörde das Grundbuchamt um die erforder¬ 
lichen Berichtigungen des Grundbuches. Dies gilt auch für 
die in § 1287 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
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bezeichnete Sicherungshypothek. Gebühren für die 
Grundbuchberichtigung und das Grundbuchverfahren in 
den Fällen des § 7a Abs. 3, der §§16 und 18a werden 
nicht erhoben. 

(3) Personen, deren Vermögenswerte von Maßnahmen 
nach § 1 betroffen sind, sowie ihre Erben sind hinsichtlich 
der nach diesem Gesetz erfolgenden Grundstückserwer¬ 
be von der Grunderwerbsteuer befreit. Dies gilt nicht für 
Personen, die ihre Berechtigung durch Abtretung, Ver¬ 
pfändung oder Pfändung erlangt haben, und ihre Rechts¬ 
nachfolger. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf die Rückgabe von Unter¬ 
nehmen und deren Entflechtung anzuwenden, soweit 
keine abweichenden Regelungen vorgesehen sind. Das 
Eigentum an einem Unternehmen oder einer Betriebsstät¬ 
te geht im Wege der Gesamtrechtsnachfolge über. 

(5) Absatz 2 gilt entsprechend für im Schiffsregister ein¬ 
getragene Schiffe und im Schiffsbauregister eingetragene 
Schiffsbau werke. 

§35 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Für die Entscheidung über Vermögenswerte in staat¬ 
licher Verwaltung ist das Amt zur Regelung offener Ver¬ 
mögensfragen zuständig, in dessen Bereich der Antrag¬ 
steller, im Erbfall der betroffene Erblasser, seinen letzten 
Wohnsitz hatte. Das gilt auch für Vermögenswerte, die 
beschlagnahmt und in Volkseigentum übernommen 
wurden. 

(2) In den übrigen Fällen ist das Amt zur Regelung offe¬ 
ner Vermögensfragen zuständig, in dessen Bereich der 
Vermögenswert belegen ist. 

(3) In den Fällen des § 3 Abs. 2 ist das Amt zur Regelung 
offener Vermögensfragen ausschließlich zuständig, in 
dessen Bereich der Vermögenswert belegen ist. Das Amt, 
dessen Zuständigkeit zunächst nach Absatz 1 begründet 
war, gibt sein Verfahren dorthin ab. 

(4) Ist der Antrag an ein örtlich unzuständiges Amt oder 
an eine andere unzuständige Stelle gerichtet worden, 
haben diese den Antrag unverzüglich an das zuständige 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen abzugeben 
und den Antragsteller zu benachrichtigen. 

§36 

Widerspruchsverfahren 

(1) Gegen Entscheidungen des Amtes zur Regelung 
offener Vermögensfragen kann Widerspruch erhoben 
werden, der nicht auf einen Verstoß gegen die Bestim¬ 
mungen über die Zuständigkeit gestützt werden kann. Der 
Widerspruch ist innerhalb eines Monats nach Zustellung 
der Entscheidung schriftlich bei dem Amt zu erheben, das 
die Entscheidung getroffen hat. Der Widerspruch soll 
begründet werden. Wird dem Widerspruch nicht oder 
nicht in vollem Umfang abgeholfen, ist er dem zuständi¬ 
gen Widerspruchsausschuß zuzuleiten. 

(2) Kann durch die Aufhebung oder Änderung der Ent¬ 
scheidung ein anderer als der Widerspruchsführer 
beschwert werden, so ist er vor Abhilfe oder Erlaß des 
Widerspruchsbescheids zu hören. 

(3) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit 
einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und zuzustellen. 


(4) Gegen die Entscheidung des Landesamtes nach 
§ 25 Abs. 1 und Entscheidungen des Bundesamtes nach 
§ 29 Abs. 2, die die Rückübertragung von Unternehmen 
betreffen, findet ein Widerspruchsverfahren nicht statt. 

§37 

Zulässigkeit des Gerichtsweges 

(1) Der Beschwerte kann gegen den Widerspruchsbe¬ 
scheid oder bei Ausschluß des Widerspruchsverfahrens 
nach § 36 Abs. 4 unmittelbar gegen den Bescheid der 
Behörde Antrag auf Nachprüfung durch das Gericht stel¬ 
len. § 36 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde 
gegen eine andere Entscheidung des Gerichts sind aus¬ 
geschlossen. Das gilt nicht für die Beschwerde gegen die 
Nichtzulassung der Revision nach § 135 in Verbindung mit 
§ 133 der Verwaltungsgerichtsordnung, die Beschwerde 
gegen Beschlüsse über den Rechtsweg nach § 17a Abs. 2 
und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes und die Be¬ 
schwerde gegen Beschlüsse über den Antrag auf Anord¬ 
nung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 der 
Verwaltungsgerichtsordnung. Auf die Beschwerde gegen 
die Beschlüsse über den Rechtsweg findet § 17a Abs. 4 
Satz 4 bis 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes entspre¬ 
chende Anwendung. 

§38 

Kosten 

(1) Das Verwaltungsverfahren einschließlich des Wider¬ 
spruchsverfahrens ist kostenfrei. 

(2) Die Kosten einer Vertretung trägt der Antragsteller. 
Die Kosten der Vertretung im Widerspruchsverfahren sind 
dem Widerspruchsführer zu erstatten, soweit die Zuzie¬ 
hung eines Bevollmächtigten zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung notwendig und der Widerspruch 
begründet war. Über die Tragung der Kosten wird bei der 
Entscheidung zur Sache mitentschieden. 

§ 38a 

Schiedsgericht; Schiedsverfahren 

(1) Die Einsetzung eines Schiedsgerichts für Entschei¬ 
dungen nach § 6 Abs. 1 oder die vorhergehende Entflech¬ 
tung nach § 6b erfolgt auf Grund eines Schiedsvertrags 
zwischen den Parteien (Berechtigter und Verfügungsbe¬ 
rechtigter). Das Schiedsgericht besteht aus einem Vorsit¬ 
zenden und zwei Beisitzern, von denen jede Partei einen 
ernennt. Der Vorsitzende, der die Befähigung zum Richter¬ 
amt haben muß, wird von den Beisitzern ernannt. 

(2) Auf den Schiedsvertrag und das schiedsgerichtliche 
Verfahren finden die Vorschriften der §§ 1025 bis 1047 der 
Zivilprozeßordnung Anwendung. § 31 Abs. 5 gilt ent¬ 
sprechend. Gericht im Sinne des § 1045 der Zivilprozeß¬ 
ordnung ist das nach § 37 zuständige Gericht. Die Nieder¬ 
legung des Schiedsspruchs oder eines schiedsrichter¬ 
lichen Vergleichs erfolgt bei der Behörde. 

(3) Gegen den Schiedsspruch kann innerhalb von vier 
Wochen Aufhebungsklage bei dem nach Absatz 2 Satz 3 
zuständigen Gericht erhoben werden. Wird die Auf¬ 
hebungsklage innerhalb dieser Frist nicht erhoben oder ist 
sie rechtskräftig abgewiesen worden oder haben die Par¬ 
teien nach Erlaß des Schiedsspruchs auf die Aufhebungs¬ 
klage verzichtet oder liegt ein schiedsrichterlicher Ver- 
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gleich vor, erläßt die Behörde einen Bescheid nach § 33 
Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit einem Übergabeprotokoll 
nach § 33 Abs. 5, in dem der Inhalt des Schiedsspruchs 
oder des schiedsrichterlichen Vergleichs festgestellt wird; 
dieser Bescheid ist sofort bestandskräftig und hat die 
Wirkungen des § 34. 

§39 

(Außerkrafttreten anderer Vorschriften) 

§40 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
und dem Bundesministerium für Raumordnung, Bau¬ 


wesen und Städtebau durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates weitere Einzelheiten des 
Verfahrens nach § 16 Abs. 5 bis 9, §§ 18 bis 18b, 20 und 
20a und Abschnitt VI, der Sicherheitsleistung oder der 
Entschädigung zu regeln oder von den Bestimmungen der 
Hypothekenablöseanordnung vom 14. Juli 1992 (BGBl. I 
S. 1257) abweichende Regelungen zu treffen. 

§41 

Überleitungsvorschrift 

§ 7 Abs. 7 Satz 4 Nr. 3 ist für den Zeitraum ab 1. Juli 
1994 auf Herausgabeansprüche nach § 7 Abs. 7 Satz 2 
anzuwenden, wenn über die Rückgabe des Vermögens¬ 
wertes am 9. Juli 1995 noch nicht bestandskräftig ent¬ 
schieden ist. 
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Bekanntmachung 

der Neufassung des Investitionsvorranggesetzes 

Vom 4. August 1997 


Auf Grund des Artikels 6 Satz 1 des Wohnraummodernisierungssicherungs¬ 
gesetzes vom 17. Juli 1997 (BGBl. I S. 1823) wird nachstehend der Wortlaut des 
Investittonsvorranggesetzes in der vom 24. Juli 1997 an geltenden Fassung 
bekanntgemacht. Die Neufassung berücksichtigt: 

1. den am 22. Juli 1992 in Kraft getretenen Artikel 6 des Zweiten Vermögens¬ 
rechtsänderungsgesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257, 1268, 1993 I 
S. 1811), 

2. den am 24. Juli 1997 in Kraft getretenen Artikel 1 des eingangs genannten 
Gesetzes. 


Bonn, den 4. August 1997 

Der Bundesminister der Justiz 
Schmidt-Jortzig 
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Gesetz 

über den Vorrang für Investitionen bei 
Rückübertragungsansprüchen nach dem Vermögensgesetz 
(Investitionsvorranggesetz - InVorG) 


Abschnitt 1 

Vorrang für Investitionen 
§1 

Grundsatz 

Grundstücke, Gebäude und Unternehmen, die Gegen¬ 
stand von Rückübertragungsansprüchen nach dem Ver¬ 
mögensgesetz sind oder sein können, dürfen nach Maß¬ 
gabe der nachfolgenden Vorschriften ganz oder teilweise 
für besondere Investitionszwecke verwendet werden. Der 
Berechtigte erhält in diesen Fällen einen Ausgleich nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. 

§2 

Aussetzung der Verfügungs¬ 
beschränkung, investive Maßnahmen 

(1) § 3 Abs. 3 bis 5 des Vermögensgesetzes ist nicht 
anzuwenden, wenn der Verfügungsberechtigte 

1. ein Grundstück oder Gebäude veräußert, vermietet 
oder verpachtet, 

2. an einem Grundstück oder Gebäude ein Erbbaurecht 
oder eine Dienstbarkeit bestellt, die, wenn dies keine 
unbillige Härte ist, auch zugunsten von Vorhaben auf 
anderen Grundstücken eingeräumt werden kann, 

3. an einem Grundstück oder Gebäude Teil- oder Woh¬ 
nungseigentum begründet und überträgt, 

4. auf einem Grundstück ein Bauwerk oder Gebäude 
errichtet, ausbaut, modernisiert, instandsetzt oder wie¬ 
derherstellt 

und durch einen Investitionsvorrangbescheid festgestellt 
wird, daß dies einem der hierfür bestimmten besonderen 
Investitionszwecke dient. Ein Ausbau eines Bauwerks 
oder Gebäudes liegt auch vor, wenn ortsfeste Produkti¬ 
onsanlagen und ähnliche Anlagen darin aufgestellt wer¬ 
den. 

(2) § 3 Abs. 3 bis 5 des Vermögensgesetzes ist nicht 
anzuwenden, wenn der Verfügungsberechtigte 

1. ein Unternehmen durch Übertragung seiner Anteile 
oder seiner Vermögenswerte veräußert oder dieses 
verpachtet oder 

2. selbst Maßnahmen durchführt, sofern er bereit ist, dem 
Unternehmen das hierfür erforderliche Kapital ohne 
Besicherung aus dem Unternehmen zuzuführen, und 
er dieses innerhalb einer festzusetzenden Frist zur Ver¬ 


fügung stellt und durch einen Investitionsvorrangbe¬ 
scheid festgestellt wird, daß dies einem der hierfür 
bestimmten besonderen Investitionszwecke dient. 

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 ist zugeführtes Eigenkapital in 
eine Kapitalrücklage einzustellen, die für die Dauer von 
fünf Jahren nach Einbringung nur zur Verrechnung mit 
Jahresfehlbeträgen verwendet werden darf. 

(3) Bei investiven Maßnahmen ist § 3 Abs. 3 bis 5 des 
Vermögensgesetzes jeweils für alle zur Durchführung des 
Vorhabens bestimmten rechtsgeschäftlichen und tatsäch¬ 
lichen Handlungen nicht anzuwenden. 

§3 

Besonderer tnvestitionszweck 

(1) Ein besonderer Investitionszweck liegt bei Grund¬ 
stücken und Gebäuden vor, wenn sie verwendet werden 
zur 

1. Sicherung oder Schaffung von Arbeitsplätzen, insbe¬ 
sondere durch Errichtung oder Erhaltung einer ge¬ 
werblichen Betriebsstätte oder eines Dienstleistungs¬ 
unternehmens, 

2. a) Schaffung neuen Wohnraums, 

b) Wiederherstellung abgegangenen oder vom Ab¬ 
gang bedrohten Wohnraums oder 

c) Durchführung baulicher Maßnahmen, die den Ge¬ 
brauchswert bestehenden Wohnraums nachhaltig 
erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf 
Dauer verbessern oder nachhaltige Einsparungen 
von Heizenergie oder Wasser bewirken, einschließ¬ 
lich Instandsetzungen, die mit Modernisierungs¬ 
maßnahmen verbunden werden, 

die Errichtung, Wiederherstellung oder Modernisierung 
einzelner Ein- und Zweifamilienhäuser in den Fällen der 
Buchstaben a bis c nur im Rahmen einer städtebau¬ 
lichen Maßnahme, 

3. Schaffung der für Investitionen erforderlichen oder 
hiervon veranlaßten Infrastrukturmaßnahmen. 

Das Grundstück oder Gebäude darf nur insoweit für den 
besonderen Investitionszweck verwendet werden, als 
dies für die Verwirklichung des Vorhabens erforderlich ist. 

(2) Bei Unternehmen und einem für dieses benötigten 
Grundstück des Unternehmens liegt ein besonderer inve¬ 
stitionszweck vor, wenn es verwendet wird, 

1. um Arbeitsplätze zu schaffen oder zu sichern oder die 
Wettbewerbsfähigkeit verbessernde Investitionen zu 
ermöglichen oder 
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2. weil der Berechtigte keine Gewähr dafür bietet, daß er 
das Unternehmen fortführen oder sanieren wird, oder 

3. um die Liquidation oder Gesamtvollstreckung eines 
Unternehmens bei nach kaufmännischer Beurteilung 
sonst auf Dauer nicht zu vermeidender Zahlungsun¬ 
fähigkeit oder Überschuldung zu verhindern. 

(3) Die Erteilung eines Investitionsvorrangbescheids für 
die beantragte investive Maßnahme kann nicht mit der 
Begründung versagt werden, daß anstelle der Veräuße¬ 
rung des Grundstücks oder Gebäudes die Bestellung 
eines Erbbaurechts oder die Begründung und Übertra¬ 
gung von Teil- oder Wohnungseigentum möglich wäre. 
Dies gilt entsprechend für die Möglichkeit der Vermietung 
oder Verpachtung, es sei denn, daß die Vermietung oder 
Verpachtung für Vorhaben der in Aussicht genommenen 
Art üblich ist. 

(4) Ein Investitionsvorrangbescheid für einen beson¬ 
deren Investitionszweck nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Buch¬ 
stabe c darf nur erteilt werden, wenn ein Verfahren nach 
§ 21b durchgeführt worden ist, ohne daß eine Rücküber¬ 
tragung erfolgt ist. 

Abschnitt 2 

Erteilung des Investitionsvorrangbescheids 

§4 

Verfahren 

(1) Die nach Absatz 2 zuständige Stelle stellt fest, ob die 
in den §§ 1 bis 3 genannten Voraussetzungen für das 
beabsichtigte Vorhaben vorliegen und der Vorhabenträger 
nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis¬ 
sen hinreichende Gewähr für die Verwirklichung des Vor¬ 
habens bietet, und erteilt darüber einen Investitionsvor¬ 
rangbescheid. 

(2) Den Investitionsvorrangbescheid erteilt, soweit in 
diesem Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist, der 
Verfügungsberechtigte. Ist dieser eine Privatperson, so 
wird der Bescheid von dem Landkreis oder der kreisfreien 
Stadt erteilt, in dessen oder deren Gebiet der Vermögens¬ 
wert liegt. Die für die Erteilung des Investitionsvorrang¬ 
bescheids zuständige Stelle ist auch für die in § 13 Abs. 2, 
§ 14 Abs. 1 und § 15 vorgesehenen Entscheidungen 
zuständig. 

(3) Vor der Erteilung des Investitionsvorrangbescheids 
muß eine Beschreibung der wesentlichen Merkmale des 
Vorhabens (Vorhabenplan) vorgelegt werden. Der Vorha¬ 
benplan muß mindestens den Vorhabenträger mit Namen 
und Anschrift, den betroffenen Vermögenswert, die vor¬ 
aussichtlichen Kosten der zugesagten Maßnahmen, ihre 
Art und die vorgesehene Dauer ihrer Ausführung, einen 
Kaufpreis sowie, je nach der Art des Vorhabens, angeben, 
wieviele Arbeitsplätze durch die Maßnahmen gesichert 
oder geschaffen und wieviel Wohnraum geschaffen oder 
wiederhergestellt werden soll. 

(4) Das Rückübertragungsverfahren nach Abschnitt II 
des Vermögensgesetzes wird durch ein Verfahren nach 
diesem Gesetz unterbrochen. Die Unterbrechung beginnt 
mit der Unterrichtung des Amtes zur Regelung offener 
Vermögensfragen über das Verfahren oder einer öffent¬ 
lichen Aufforderung zur Einreichung von Angeboten und 


endet mit dem Eintritt der Vollziehbarkeit der Entschei¬ 
dung, spätestens jedoch nach Ablauf von drei Monaten 
von dem Eingang der Unterrichtung an. Ist bei Ablauf die¬ 
ser Frist ein gerichtliches Verfahren des einstweiligen 
Rechtsschutzes über einen Investitionsvorrangbescheid 
anhängig, so wird das Rückübertragungsverfahren bis 
zum Abschluß dieses Verfahrens unterbrochen. 

(5) Wer, ohne Angehöriger des Anmelders zu sein, des¬ 
sen vermögensrechtlichen Anspruch durch Rechtsge¬ 
schäft oder in der Zwangsvollstreckung erwirbt, ist an Ver¬ 
fahren nach diesem Gesetz nicht beteiligt. 

§5 

Anhörung des Anmelders 

(1) Vor Erteilung des Investitionsvorrangbescheids hat 
die zuständige Stelle dem Amt zur Regelung offener Ver¬ 
mögensfragen und, soweit ein Unternehmen betroffen ist, 
dem Landesamt zur Regelung offener Vermögensfragen, 
in dessen Gebiet das Grundstück oder Gebäude belegen 
ist oder das Unternehmen seinen Sitz (Hauptniederlas¬ 
sung) hat, und demjenigen, dessen Antrag auf Rücküber¬ 
tragung nach dem Vermögensgesetz dieser Stelle be¬ 
kannt ist (Anmelder), mitzuteilen, daß der Vermögenswert 
für investive Zwecke nach § 3 verwendet werden soll. Der 
Mitteilung an den Anmelder ist der Vorhabenplan beizufü¬ 
gen. Anmelder, deren Antrag im Zeitpunkt der Anfrage 
nicht ordnungsgemäß präzisiert worden ist, erhalten keine 
Mitteilung. 

(2) Der Anmelder hat Gelegenheit, sich innerhalb von 
zwei Wochen ab Zugang von Mitteilung und Vorhabenplan 
zu dem Vorhaben und dazu zu äußern, ob er selbst eine 
Zusage investiver Maßnahmen beabsichtigt. Die Ent¬ 
scheidung darf vor Ablauf dieser Frist nicht ergehen, 
sofern nicht eine Äußerung vorher eingegangen oder auf 
die Einhaltung der Frist oder auf die Anhörung verzichtet 
worden ist. Nach deren Ablauf ist ein Vorbringen des 
Anmelders gegen das beabsichtigte Vorhaben nicht zu 
berücksichtigen. Das gleiche gilt, wenn die Berechtigung 
nicht innerhalb der Frist glaubhaft gemacht wird. 

(3) Hat der Anmelder ein eigenes Vorhaben angekün¬ 
digt, so ist dieses nur zu berücksichtigen, wenn es inner¬ 
halb von sechs Wochen ab Zugang der Mitteilung und des 
Vorhabenplans durch Einreichung eines eigenen Vorha¬ 
benplans des Anmelders dargelegt wird. Ein eigenes Vor¬ 
haben kann der Anmelder nicht einführen, wenn ein Ver¬ 
fahren nach § 21 b stattgefunden hat. 

(4) Die Anhörung des Anmelders kann unterbleiben, 
wenn die voraussichtliche Dauer des Verfahrens bis zu 
ihrer Durchführung den Erfolg des geplanten Vorhabens 
gefährden würde. 

§6 

Unterrichtung der Gemeinde 

(1) Ist bei einem Grundstück oder Gebäude Verfügungs¬ 
berechtigter nicht die Gemeinde, in der das Grundstück 
oder Gebäude liegt, so hat sie innerhalb von zwei Wochen 
ab Zugang einer entsprechenden Aufforderung Gelegen¬ 
heit, sich dazu zu äußern, ob ein Verfahren nach § 7 des 
Vermögenszuordnungsgesetzes eingeleitet oder vorbe¬ 
reitet ist. 

(2) Soweit ein Grundstück nach diesem Gesetz ver¬ 
äußert wird, besteht kein Vorkaufsrecht der Gemeinde 
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nach den Vorschriften des Bauplanungsrechts. Die Mittei¬ 
lungspflicht nach § 28 des Baugesetzbuchs entfällt. 

§7 

Entscheidung 

(1) Nach Abschluß ihrer Prüfung entscheidet die zustän¬ 
dige Stelle, ob der Investitionsvorrangbescheid für das 
beabsichtigte Vorhaben zu erteilen ist. Hierbei hat sie zu 
berücksichtigen, ob der Anmelder selbst fristgemäß glei¬ 
che oder annähernd gleiche investive Maßnahmen zusagt 
wie der Vorhabenträger und deren Durchführung glaub¬ 
haft macht. Der Anmelder genießt dann in der Regel den 
Vorzug. Sind mehrere Anmelder vorhanden, genießt der¬ 
jenige den Vorzug, der als erster von einem Vermögens¬ 
verlust betroffen war. Ein Vorhaben des Anmelders 
braucht bei unbebauten Grundstücken nicht berücksich¬ 
tigt zu werden, wenn ihm ein für seine Zwecke geeignetes 
gleichwertiges Ersatzgrundstück zu gleichen Bedingun¬ 
gen zur Verfügung gestellt wird. Die Sätze 2 bis 5 gelten 
nicht, wenn ein Verfahren nach § 21 b stattgefunden hat. 

(2) Im Zusammenhang mit einem Vorhaben für einen 
besonderen Investitionszweck kann in einem Investitions¬ 
vorrangbescheid festgestellt werden, daß die von an¬ 
zuhörenden Anmeldern beantragte Rückübertragung 
nach § 5 des Vermögensgesetzes ausgeschlossen ist. 
Das Amt zur Regelung offener Vermögensfragen ist an 
diese Feststellung gebunden, sofern der Anspruch im 
übrigen bestehen würde. 

Abschnitt 3 

Investitionsvorrang- 
bescheid und investier Vertrag 

§8 

Inhalt des Investitionsvorrang¬ 
bescheids und des investiven Vertrages 

(1) In dem Investitionsvorrangbescheid wird festgestellt, 
daß § 3 Abs. 3 bis 5 des Vermögensgesetzes für den 
betroffenen Vermögenswert nicht gilt. 

(2) Ist der Vermögenswert ein Grundstück oder Gebäu¬ 
de, muß der Investitionsvorrangbescheid dieses gemäß 
§ 28 der Grundbuchordnung bezeichnen und folgende 
Bestimmungen enthalten: 

a) eine Frist für die Durchführung der zugesagten Maß¬ 
nahmen, 

b) den Hinweis auf die Fristen nach den §§10 und 12, 

c) bei einer Veräußerung oder der Bestellung eines Erb¬ 
baurechts die Auflage, in den Vertrag eine Verpflich¬ 
tung zur Rückübertragung des Grundstücks oder 
Gebäudes im Falle des Widerrufs des Investitionsvor¬ 
rangbescheids aufzunehmen, und 

d) bei einem privatrechtlichen Verfügungsberechtigten 
die Auflage, für die Zahlung des Verkehrs wertes eine 
näher zu bezeichnende Sicherheit zu leisten. 

Der investive Vertrag muß eine in dem Bescheid zu be¬ 
zeichnende Vertragsstrafenregelung enthalten. 

(3) Ist der Vermögenswert ein Unternehmen, so ist der 
Vertrag nur wirksam, wenn er neben einer in dem 
Bescheid zu bezeichnenden entsprechenden Vertrags¬ 
strafenregelung eine Verpflichtung des Erwerbers enthält, 


das Unternehmen zurückzuübertragen, falls er die für die 
ersten zwei Jahre zugesagten Maßnahmen nicht durch¬ 
führt oder hiervon wesentlich abweicht. Die Frist beginnt 
mit der Übergabe des Vermögenswerts, spätestens mit 
dem Wirksamwerden des Vertrages. Das gilt auch für 
Grundstücke und Gebäude, die im Zusammenhang mit 
einem Unternehmen veräußert oder verpachtet werden. 

§9 

Bekanntgabe des 
investitionsvorrangbescheids 

(1) Der Investitionsvorrangbescheid ist den bekannten 
Anmeldern zuzustellen, und zwar auch dann, wenn sie auf 
ihre Anhörung verzichtet haben oder von ihrer Anhörung 
abgesehen worden ist. Das Amt zur Regelung offener Ver¬ 
mögensfragen, in dessen Gebiet das Grundstück oder 
Gebäude belegen ist oder das Unternehmen seinen Sitz 
(Hauptniederlassung) hat, erhält eine Abschrift des Inve¬ 
stitionsvorrangbescheids und benachrichtigt hierüber die 
mit der Rückgabe befaßte Stelle. Eine weitere Abschrift 
ist, außer wenn die Treuhandanstalt verfügt, dem Ent¬ 
schädigungsfonds zu übersenden. 

(2) Der Investitionsvorrangbescheid gilt nicht bekannten 
Anmeldern gegenüber als zugestellt, wenn 

a) der Bescheid auszugsweise unter Angabe der ent¬ 
scheidenden Stelle und ihrer Anschrift, der Rechtsbe¬ 
helfsbelehrung, des Vorhabenträgers, des bescheinig¬ 
ten Vorhabens und des betroffenen Vermögenswerts 
im Bundesanzeiger bekanntgemacht worden ist und 

b) zwei Wochen seit der Bekanntmachung gemäß Buch¬ 
stabe a verstrichen sind. 

§10 

Vollziehung des 
Investitionsvorrangbescheids 

Der Investitionsvorrangbescheid darf nicht vor Ablauf 
von zwei Wochen ab seiner Bekanntgabe vollzogen wer¬ 
den. Er darf nicht mehr vollzogen werden, wenn vor 
Abschluß des Rechtsgeschäfts oder Vornahme der inve¬ 
stiven Maßnahme vollziehbar entschieden worden ist, daß 
der Vermögenswert an den Berechtigten zurückzugeben 
ist, oder wenn der Berechtigte nach § 6a des Vermögens¬ 
gesetzes in ein Unternehmen eingewiesen worden ist. 

§11 

Wirkung des 

Investitionsvorrangbescheids 

(1) Der Investitionsvorrangbescheid ersetzt die Grund¬ 
stücksverkehrsgenehmigung nach der Grundstücksver¬ 
kehrsordnung und andere Genehmigungen oder Zustim¬ 
mungen, die für die Verfügung über eigenes Vermögen 
des Bundes, der Länder oder der Kommunen erforderlich 
sind, sowie das Zeugnis nach § 28 des Baugesetzbuchs. 

(2) Die Rückübertragung des Vermögenswerts nach 
Abschnitt II des Vermögensgesetzes entfällt im Umfang 
der Veräußerung auf Grund des Investitionsvorrangbe¬ 
scheids. Wird der Vermögenswert auf den Verfügungsbe¬ 
rechtigten wegen Aufhebung des Investitionsvorrangbe¬ 
scheids oder Nichtdurchführung des besonderen Investi¬ 
tionszwecks oder sonst zur Rückabwicklung des Rechts¬ 
geschäfts übertragen, lebt der Rückübertragungsan¬ 
spruch auf. 
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(3) Wird das Eigentum an einem für einen besonderen 
Investitionszweck vermieteten oder verpachteten Grund¬ 
stück oder Gebäude vor Ablauf der vereinbarten Miet¬ 
oder Pachtzeit nach dem Vermögensgesetz auf einen 
Berechtigten übertragen, gelten die §§ 571, 572, 573 
Satz 1, die §§ 574 bis 576 und 579 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs entsprechend. 

(4) Ist ein Erbbaurecht oder eine Dienstbarkeit bestellt 
worden, so kann der Berechtigte nur Rückgabe des bela¬ 
steten Grundstücks oder Gebäudes verlangen. Ist Teil¬ 
oder Wohnungseigentum begründet und übertragen wor¬ 
den, so kann der Berechtigte Rückübertragung nur der 
verbliebenen Miteigentumsanteile verlangen. 

(5) Führt der Verfügungsberechtigte die bescheinigten 
investiven Maßnahmen nach § 2 innerhalb der festgesetz¬ 
ten Frist selbst durch und hat er die nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
Buchstabe d bestimmte Sicherheit geleistet, entfällt ein 
Anspruch auf Rückübertragung insoweit, als das Grund¬ 
stück oder Gebäude für die investive Maßnahme nach 
dem Inhalt des Vorhabens in Anspruch genommen wurde. 
Bis zum Ablauf der Frist zur Durchführung der zugesagten 
Maßnahmen ist das Rückübertragungsverfahren nach 
dem Vermögensgesetz auszusetzen. 

(6) Entfällt eine Rückübertragung oder ist dies zu erwar¬ 
ten, so kann die Berechtigung im Verfahren nach Ab¬ 
schnitt VI des Vermögensgesetzes festgestellt werden. 

§12 

Rechtsschutz und 
Sicherung von Investitionen 

(1) Gegen den Investitionsvorrangbescheid ist, wenn die 
nächsthöhere Behörde nicht eine oberste Landes- oder 
Bundesbehörde ist, der Widerspruch und ansonsten die 
Anfechtungsklage zulässig; sie haben keine aufschieben¬ 
de Wirkung. 

(2) Anträge auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
können nur innerhalb von zwei Wochen ab Bekanntgabe 
des Investitionsvorrangbescheids gestellt werden. Neue 
Tatsachen können nur bis zu dem Zeitpunkt vorgebracht 
und berücksichtigt werden, in dem der Vorhabenträger 
nachhaltig mit dem Vorhaben begonnen hat; neue inve¬ 
stive Vorhaben können nicht geltend gemacht werden. 
Darauf ist der Anmelder in dem Investitionsvorrangbe¬ 
scheid hinzu weisen. 

(3) Bei Aufhebung eines Investitionsvorrangbescheids 
ist der Vermögenswert zurückzuübertragen. Bei Unter¬ 
nehmen bestimmen sich die Einzelheiten nach dem Ver¬ 
trag, bei Grundstücken und Gebäuden zusätzlich nach § 7 
der Grundstücksverkehrsordnung. Die Regelungen über 
den Widerruf des Investitionsvorrangbescheids bleiben 
unberührt. Ansprüche auf Rückübertragung und Wert¬ 
ersatz bestehen nicht, wenn 

1. a) der Anmelder nicht innerhalb von zwei Wochen ab 

Bekanntgabe des Investitionsvorrangbescheids 
einen Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung eines Widerspruchs oder einer Klage 
gestellt hat oder 

b) ein innerhalb der in Buchstabe a genannten Frist 
gestellter Antrag rechtskräftig abgelehnt wird und 

2. mit der tatsächlichen Durchführung der zugesagten 
Investition nachhaltig begonnen worden ist. 


Abschnitt 4 

Durchführung der Investition und 
Rückabwicklung fehlgeschlagener Vorhaben 

§13 

Grundsatz 

(1) Die investiven Maßnahmen sind fristgemäß durchzu¬ 
führen. Bei Unternehmen und den für diese benötigten 
Grundstücken genügt es, wenn die für die ersten beiden 
Jahre zugesagten Maßnahmen durchgeführt werden. Die 
investiven Maßnahmen gelten als durchgeführt, wenn sie 
im wesentlichen fertiggestellt sind, die Rückübertra¬ 
gungspflicht entfallen oder ein Widerruf gemäß § 15 Abs. 1 
ausgeschlossen ist. 

(2) Auf Antrag des Vorhabenträgers oder des Ver¬ 
fügungsberechtigten stellt die zuständige Stelle nach An¬ 
hörung der Beteiligten fest, daß der Vorhabenträger die 
zugesagten Maßnahmen vorgenommen oder das Vor¬ 
haben durchgeführt hat. Wird diese Feststellung unan¬ 
fechtbar, kann der Investitionsvorrangbescheid nicht 
widerrufen und Rückübertragung nicht wegen Nicht¬ 
durchführung der zugesagten Maßnahmen verlangt wer¬ 
den. 

§14 

Verlängerung der Durchführungsfrist 

(1) Die Frist zur Durchführung des Vorhabens kann 
durch die zuständige Behörde auf Antrag des Vorhaben¬ 
trägers nach Anhörung des Anmelders verlängert werden, 
wenn nachgewiesen wird, daß ohne Verschulden des 
Investors innerhalb der festgesetzten Frist das Vorhaben 
nicht durchgeführt werden kann und die Verlängerung vor 
dem Zeitpunkt beantragt worden ist, zu dem ein Antrag 
nach § 15 Abs. 1 bei der zuständigen Stelle eingegangen 
ist. Die Entscheidung über die Verlängerung ist dem 
Anmelder zuzustellen. 

(2) Bei investiven Verträgen über Unternehmen ist die 
Frist gehemmt, soweit der Erwerber aus von ihm nicht zu 
vertretenden Gründen die zugesagten Maßnahmen nicht 
durchführen kann, sofern ihre Ausführung ganz oder teil¬ 
weise noch möglich ist oder andere Maßnahmen durchge¬ 
führt werden können, die den Anforderungen an einen 
besonderen Investitionszweck im Sinne des § 3 Abs. 1 
entsprechen. Ist die Nichtdurchführung oder wesentliche 
Änderung des Vorhabens auf zum Zeitpunkt des Vertrags¬ 
schlusses nicht voraussehbare dringende, insbesondere 
betriebliche Erfordernisse zurückzuführen, so entfällt die 
Rückübertragungspflicht aus dem Vertrag. Dies gilt auch, 
wenn die investiven Maßnahmen oder ein nach den vor¬ 
stehenden Sätzen zulässiges anderes Vorhaben durch 
einen anderen als den im Investitionsvorrangbescheid 
bezeichneten Vorhabenträger verwirklicht werden. 

§15 

Widerruf des 

Investitionsvorrangbescheids 

(1) Wird das Vorhaben auf einem Grundstück oder an 
einem Gebäude nicht fristgemäß oder nicht innerhalb der 
nach § 14 Abs. 1 verlängerten Frist durchgeführt, so ist der 
Investitionsvorrangbescheid auf Antrag zu widerrufen. Der 
Antrag kann nur von dem Berechtigten oder, wenn noch 
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nicht über die Berechtigung entschieden ist, dem an¬ 
gehörten Anmelder, der seine Berechtigung glaubhaft 
macht, und in den Fällen des § 21 auch von dem Verfü¬ 
gungsberechtigten gestellt werden. Der Widerruf ist aus¬ 
geschlossen, wenn ein anderes Vorhaben durchgeführt 
wird, das den Anforderungen an einen besonderen Inve¬ 
stitionszweck im Sinne des § 3 Abs. 1 entspricht und die 
Nichtdurchführung oder Änderung auf dringenden, vom 
Vorhabenträger nicht zu vertretenden Gründen beruht. Er 
ist auch ausgeschlossen, wenn das Investitionsvorhaben 
oder ein im Sinne des Satzes 3 geändertes Vorhaben 
durch einen anderen als den im Investitionsvorrangbe¬ 
scheid genannten Vorhabenträger fristgemäß verwirklicht 
wird. 

(2) Ist ein Grundstück oder Gebäude für einen investiven 
Zweck vermietet oder verpachtet, kann der Verfügungs¬ 
berechtigte den auf Grund des Investitionsvorrangbe¬ 
scheids geschlossenen Vertrag ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen, wenn der Investitionsvorrang¬ 
bescheid gemäß Absatz 1 widerrufen worden ist. Die 
Bestimmungen über die Beendigung von Mietverhältnis- 
sen über Wohnraum bleiben unberührt. 

(3) Wird ein Investitionsvorrangbescheid gemäß Ab¬ 
satz 1 unanfechtbar widerrufen, so ist der Verfügungsbe¬ 
rechtigte über ein Grundstück oder Gebäude verpflichtet, 
von den auf Grund des Widerrufs sich ergebenden Rech¬ 
ten Gebrauch zu machen. Diese Rechte sind auf Antrag 
des Berechtigten durch das Amt zur Regelung offener 
Vermögensfragen auf diesen zu übertragen, wenn seine 
Berechtigung bestandskräftig festgestellt ist. 

(4) Wird ein zulässiger Antrag nach Absatz 1 Satz 1 
gestellt und liegen die in § 1 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 Nr. 1 
und 2 und Satz 2 der Grundstücksverkehrsordnung be- 
zeichneten Voraussetzungen nicht vor, erläßt die Behörde 
ein unanfechtbares Verfügungsverbot für die Dauer des 
Widerrufsverfahrens. § 135 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs gilt entsprechend. Das Verbot erlischt, wenn die 
Rückübertragung des Vermögenswertes wirksam ge¬ 
worden oder der Antrag auf Widerruf bestandskräftig ab¬ 
gelehnt worden ist. 

Abschnitt 5 

Ausgleich für den Berechtigten 
§16 

Anspruch des Berechtigten auf den 
Gegenwert des Vermögensgegenstandes 

(1) Ist dem Verfügungsberechtigten infolge seiner Ver¬ 
äußerung die Rückübertragung des Vermögenswertes 
nicht möglich, so kann jeder Berechtigte nach Feststel¬ 
lung oder Nachweis seiner Berechtigung von dem Verfü¬ 
gungsberechtigten die Zahlung eines Geldbetrages in 
Höhe aller auf den von ihm zu beanspruchenden Vermö¬ 
genswert entfallenden Geldleistungen aus dem Vertrag 
verlangen. Über diesen Anspruch ist auf Antrag des 
Berechtigten durch Bescheid des Amtes oder Landesam¬ 
tes zur Regelung offener Vermögensfragen zu entschei¬ 
den. Ist ein Erlös nicht erzielt worden, unterschreitet dieser 
den Verkehrswert, den der Vermögenswert in dem Zeit¬ 
punkt hat, in dem der Investitionsvorrangbescheid voll¬ 
ziehbar wird, oder hat der Verfügungsberechtigte selbst 
investive Maßnahmen durchgeführt, so kann der Berech¬ 
tigte Zahlung des Verkehrswerts verlangen. Wenn eine 


Dienstbarkeit bestellt wird, tritt an die Stelle des Verkehrs¬ 
werts des Grundstücks die Wertminderung, welche bei 
dem belasteten Grundstück durch die Bestellung der 
Dienstbarkeit eintritt. 

(2) Der Verfügungsberechtigte ist dem Berechtigten 
gegenüber verpflichtet, diesem die bis zur Rückübertra¬ 
gung des Eigentums aus dem Vermögenswert gezogenen 
Erträge aus einer Vermietung oder Verpachtung von deren 
Beginn an abzüglich der für die Unterhaltung des Vermö¬ 
genswerts erforderlichen Kosten herauszugeben. Dieser 
Anspruch wird mit Rückübertragung des Eigentums fällig. 
Jede Vertragspartei kann von der anderen für die Zukunft 
die Anpassung des Miet- oder Pachtzinses an die Entgelte 
verlangen, die in der betreffenden Gemeinde für vergleich¬ 
bare Vermögenswerte üblich sind. Ist eine Anpassung 
erfolgt, so kann eine weitere Anpassung erst nach Ablauf 
von drei Jahren nach der letzten Anpassung verlangt wer¬ 
den. Ist das Miet- oder Pachtverhältnis für eine bestimmte 
Zeit geschlossen, so kann der Mieter oder Pächter im Falle 
der Anpassung das Vertragsverhältnis ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. 

(3) Bei Bestellung eines Erbbaurechts oder der Begrün¬ 
dung von Teil- oder Wohnungseigentum kann der Berech¬ 
tigte auf die Rückgabe des Vermögenswerts oder der 
nicht veräußerten Miteigentumsanteile verzichten und 
Zahlung des Verkehrswerts verlangen, den das Grund¬ 
stück oder Gebäude im Zeitpunkt der Begründung des 
Erbbaurechts oder des Teil- und Wohnungseigentums 
hatte. 

(4) Wenn der Rückübertragungsanspruch wiederauf¬ 
lebt, ist der Verfügungsberechtigte ungeachtet der Rück¬ 
übertragung nach dem Vermögensgesetz zum Besitz des 
Vermögenswerts berechtigt, bis ihm an den Berechtigten 
erbrachte Zahlungen erstattet worden sind. 

(5) Könnte der Vorhabenträger als Nutzer nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz den Ankauf zu einem 
geringeren als dem vollen Bodenwert oder die Bestellung 
eines Erbbaurechts zu einem geringeren als dem vollen für 
die entsprechende Nutzung üblichen Zins verlangen, so 
beschränkt sich die Verpflichtung des Verfügungsberech¬ 
tigten, den Verkehrswert zu zahlen (Absatz 1 Satz 3 und 4, 
Absatz 3), auf das nach den §§ 43, 48, 68 bis 73 und 118 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes erzielbare Ent¬ 
gelt. 

(6) Berechtigt ist ein Anmelder, der ohne die Durch¬ 
führung des besonderen Investitionszwecks die Rück¬ 
übertragung des Vermögenswerts nach dem Vermögens¬ 
gesetz hätte verlangen können. Übernimmt die Bundes¬ 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben eine 
Verbindlichkeit nach dieser Vorschrift, bedarf es der 
Zustimmung des Gläubigers nach § 415 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs nicht. 

§17 

Wahlrecht des Berechtigten, Auskunftsanspruch 

(1) Soweit dem Berechtigten nach anderen Vorschriften 
eine Entschädigung zusteht, kann er diese wahlweise 
anstelle der in § 16 bezeichneten Rechte in Anspruch neh¬ 
men. 

(2) Der Anmelder kann von dem Verfügungsberechtig¬ 
ten Auskünfte über alle Tatsachen verlangen, die für die 
Wahrnehmung seiner Rechte nach diesem Gesetz erfor¬ 
derlich sind. 
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Abschnitt 6 
Besondere Verfahren 

§18 

Vorhaben in 

Vorhaben- und Erschließungsplänen 

(1) § 3 Abs. 3 bis 5 des Vermögensgesetzes ist ferner für 
Vorhaben nicht anzuwenden, die Gegenstand eines Vor¬ 
haben- und Erschließungsplans sind, der Bestandteil 
einer beschlossenen, nicht notwendig auch genehmigten 
Satzung nach § 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 des Baugesetz¬ 
buchs in Verbindung mit § 55 der Bauplanungs- und 
Zulassungsverordnung geworden ist. Ein Vorgehen nach 
den Abschnitten 1 bis 5 bleibt unberührt. 

(2) Anmelder sind nur nach Maßgabe von § 246a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6 des Baugesetzbuchs in Verbindung mit § 55 
Abs. 3 der Bauplanungs- und Zulassungsverordnung zu 
beteiligen. Sie können Einwände gegen das Vorhaben nur 
mit Rechtsbehelfen gegen die Satzung geltend machen. 
Das Amt zur Regelung offener Vermögensfragen, in des¬ 
sen Bezirk das Gebiet liegt, ist von der Einleitung des Ver¬ 
fahrens nach § 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 des Baugesetz¬ 
buchs in Verbindung mit § 55 der Bauplanungs- und 
Zulassungsverordnung zu benachrichtigen. Es unterrich¬ 
tet hierüber umgehend alle ihm bekannten Anmelder von 
Ansprüchen für die in dem Gebiet liegenden Grundstücke. 

(3) Das Rückübertragungsverfahren nach dem Ver¬ 
mögensgesetz ist bis zum Beschluß über die Satzung wei¬ 
terzuführen. Nach diesem Beschluß ist es bis zum Ablauf 
der zur Durchführung des Vorhabens bestimmten Frist 
auszusetzen, sofern die Satzung nicht vorher aufgehoben 
oder nicht genehmigt wird. 

(4) Die Satzung ersetzt die Grundstücksverkehrsgeneh¬ 
migung nach der Grundstücksverkehrsordnung und 
andere Zustimmungen oder Genehmigungen, die für die 
Verfügung über eigenes Vermögen des Bundes, der Län¬ 
der oder der Kommunen erforderlich sind. 

(5) Die §§ 11,16 und 17 gelten entsprechend. 

(6) § 12 gilt mit der Maßgabe entsprechend, daß an die 
Stelle eines Antrags auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung ein Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anord¬ 
nung gegen die beschlossene Satzung tritt. 

(7) In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind die 
Anmelder beizuladen, die dies innerhalb einer Frist von 
einem Monat von der Veröffentlichung eines entsprechen¬ 
den Gerichtsbeschlusses an beantragen. Der Beschluß ist 
im Bundesanzeiger und einer auch außerhalb des in Arti¬ 
kel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebietes erschei¬ 
nenden überregionalen Tageszeitung zu veröffentlichen. 
Der Beschluß ist unanfechtbar. 

§19 

Öffentliches Bieterverfahi'bn 

(1) Ist ein Antrag nach § 21 nicht gestellt, so können 
öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaften und die Treu¬ 
handanstalt Vorhabenträger öffentlich zur Unterbreitung 
von Investitionsangeboten auffordern (öffentliches Bieter¬ 
verfahren). Die Entscheidung über den Zuschlag hat 
gegenüber dem Anmelder die Wirkungen eines Investi¬ 
tionsvorrangbescheids. Ist in der Aufforderung eine Frist 
zur Einreichung von Angeboten gesetzt, so werden späte¬ 


re Angebote des Anmelders nicht berücksichtigt, es sei 
denn, daß anderen Vorhabenträgern die Gelegenheit 
gegeben wird, Angebote nachzureichen. 

(2) Die Aufforderung muß auch in einer außerhalb des 
Beitrittsgebiets erscheinenden überregionalen Tageszei¬ 
tung veröffentlicht werden und folgende Angaben enthal¬ 
ten: 

1. den Hinweis auf die Anforderungen des § 3, 

2. die Aufforderung an Anmelder, an dem Verfahren mit 

Angeboten teilzunehmen, 

3. den Hinweis, daß Anmelder bei gleichen oder an¬ 
nähernd gleichen Angeboten in der Regel den Vorrang 

genießen. 

(3) Der Verfügungsberechtigte hat sich bei dem Amt zur 
Regelung offener Vermögensfragen, in dessen Bezirk das 
Grundstück oder Gebäude liegt, darüber zu vergewissern, 
ob Anmeldungen vorliegen, und den ihm mitgeteilten oder 
sonst bekannten Anmeldern eine Abschrift der Aufforde¬ 
rung zu übersenden. 

(4) Eine besondere Anhörung des Anmelders entfällt. 
Der Zuschlag ist dem Anmelder, der seine Berechtigung 
glaubhaft gemacht hat, in der Regel auch dann zu erteilen, 
wenn sein Angebot dem des besten anderen Bieters 
gleich oder annähernd gleich ist. Soll ein anderes Angebot 
den Zuschlag erhalten, ist dies dem Anmelder unter Über¬ 
sendung des Vorhabenplans mitzuteilen; der Anmelder 
kann dann innerhalb von zwei Wochen seinen Plan nach- 
bessem. Der Zuschlag darf vorher nicht erteilt werden. 

(5) Angebote dürfen nur berücksichtigt werden, wenn 
sie einen Vorhabenplan umfassen. 

(6) Die Durchführung des Verfahrens kann einem Dritten 
übertragen werden. Der Zuschlag muß in diesem Fall von 
dem Verfügungsberechtigten bestätigt werden. Wider¬ 
spruch und Klage sind gegen den Verfügungsberechtig¬ 
ten zu richten. 

§20 

Vorhaben auf mehreren Grundstücken 

(1) Soll ein zusammenhängendes Vorhaben auf mehre¬ 
ren Grundstücken verwirklicht werden, die Gegenstand 
von Rückübertragungsansprüchen nach dem Vermö¬ 
gensgesetz sind, so kann der Investitionsvorrangbescheid 
für alle Ansprüche gemeinsam durch Gesamtverfügung 
erteilt werden. 

(2) Die Gesamtverfügung kann von jedem Betroffenen 
selbständig angefochten werden. In einem verwaltungs¬ 
gerichtlichen Verfahren sind die Anmelder beizuladen, die 
dies innerhalb einer Frist von einem Monat von der Ver¬ 
öffentlichung eines entsprechenden Gerichtsbeschlusses 
an beantragen. Der Beschluß ist im Bundesanzeiger und 
einer auch außerhalb des in Artikel 3 des Einigungsvertra¬ 
ges erscheinenden überregionalen Tageszeitung zu ver¬ 
öffentlichen. Der Beschluß ist unanfechtbar. 

(3) Die Anhörung des Anmelders kann dadurch ersetzt 
werden, daß die Unterlagen über das Vorhaben zur Ein¬ 
sicht ausgelegt werden. Den bekannten Anmeldern ist 
dies unter Angabe des Ortes der Auslegung mitzuteilen. 
Die Ausschlußfrist für den Anmelder beginnt in diesem Fall 
mit dem Zugang dieser Mitteilung. 

(4) Die fristgerechte Zusage investier Maßnahmen 
durch den Anmelder ist im Rahmen seines Vorrechtes nur 
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zu berücksichtigen, wenn die Maßnahmen dem Gesamt¬ 
vorhaben vergleichbar sind. 

§21 

Investitionsantrag des Anmelders 

(1) Unterbreitet der Anmelder dem Verfügungsberech¬ 
tigten über ein Grundstück oder Gebäude ein Angebot für 
eine Maßnahme nach den §§ 2 und 3, so ist der Ver¬ 
fügungsberechtigte verpflichtet, für das Vorhaben des 
Anmelders einen Investitionsvorrangbescheid nach Maß¬ 
gabe des Abschnitts 3 zu erteilen, wenn die Berechtigung 
glaubhaft gemacht ist und der Anmelder nach seinen per¬ 
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen hinreichende 
Gewähr für die Durchführung des Vorhabens bietet. Ist der 
Verfügungsberechtigte für die Erteilung des Investitions¬ 
vorrangbescheids nicht zuständig, so ist der Anmelder 
berechtigt, bei der zuständigen Stelle, wenn Verfügungs¬ 
berechtigter ein Treuhandunternehmen ist, bei der Treu¬ 
handanstalt, einen Investitionsvorrangbescheid zu bean¬ 
tragen. Der Verfügungsberechtigte ist nach Erteilung des 
Investitionsvorrangbescheids zum Abschluß des beschei¬ 
nigten investiven Vertrages verpflichtet. 

(2) § 3 Abs. 4 gilt nicht. 

(3) Sagt im Verfahren nach Absatz 1 ein anderer Anmel¬ 
der investive Maßnahmen zu, so genießt der Anmelder in 
der Regel den Vorzug, der zuerst von einem Vermögens¬ 
verlust betroffen war. 

(4) Der Verfügungsberechtigte kann die Zusage investi- 
ver Maßnahmen eines Vorhabenträgers, der nicht Anmel¬ 
der ist, nur innerhalb von drei Monaten von dem Eingang 
des Antrags an berücksichtigen. Der Anmelder genießt in 
diesem Falle in der Regel den Vorzug, wenn er gleiche 
oder annähernd gleiche investive Maßnahmen zusagt wie 
der andere Vorhabenträger. Gegenüber einem besonde¬ 
ren Investitionsvorhaben des Anmelders nach § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 genießen Angebote des Verfügungsberechtig¬ 
ten oder eines anderen Vorhabenträgers keinen Vorrang. 

(5) Der Anmelder kann verlangen, daß der Kaufpreis auf 
den Verkehrswert begrenzt und bis zur Entscheidung des 
Amtes zur Regelung offener Vermögensfragen über den 
Anspruch gestundet wird. Die nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
Buchstabe d zu leistende Sicherheit ist auf Verlangen des 
Anmelders durch eine Vereinbarung zu ersetzen, die § 21 b 
Abs. 4 inhaltlich entspricht. 

(6) Wenn ein Antrag nach Absatz 1 gestellt ist, kann ein 
selbständiges Verfahren nach den §§ 4, 21a zugunsten 
eines fremden Vorhabenträgers nicht eingeleitet werden. 
Ist ein Verfahren nach den §§ 4, 21a eingeleitet worden, 
kann ein Antrag nach Absatz 1 nicht gestellt werden. 

§ 21a 

Modernisierung von 
Wohnraum im vereinfachten Verfahren 

(1) Ein Investitionsvorrangbescheid ist auch zu erteilen, 
wenn der Verfügungsberechtigte durch einen Fachbetrieb 
oder eigene Fachkräfte Instandsetzungs-, Instandhal- 
tungs- oder Modernisierungsmaßnahmen an Wohngrund- 
stücken vornehmen will. 

(2) Wohngrundstück im Sinne dieser Vorschrift ist ein 
Grundstück, auf dem sich ein Gebäude mit mindestens 
drei Wohneinheiten befindet. Wohneinheit ist jede in sich 
abgeschlossene oder selbständig vermietbare Wohnung. 


Als Wohneinheit gilt auch jeder derartige Geschäfts- oder 
Gewerberaum, wenn mehr als die Hälfte der Einheiten 
Wohnungen sind. 

(3) Der Antrag auf Erteilung eines Investitionsvorrangbe¬ 
scheids nach Satz 1 ist nur zulässig, wenn vor Stellung 
des Antrags 

1. ein Verfahren nach § 21 b stattgefunden hat, ohne daß 
eine Rückübertragung erfolgt ist, und 

2. der Verfügungsberechtigte die nach Maßgabe des § 27 
der Zweiten Berechnungsverordnung in ihrer jeweili¬ 
gen Fassung umlagefähigen Betriebskosten auf die 
vorhandenen Mieter umgelegt hat. 

Die Kosten der Modernisierung nach dem von dem Ver¬ 
fügungsberechtigten vorzulegenden Plan dürfen auch bei 
mehrfacher Antragstellung im Durchschnitt 50 000 Deut¬ 
sche Mark für jede Wohneinheit nicht überschreiten. 

(4) Für das Verfahren gelten die Vorschriften der 
Abschnitte 2 und 3 sowie der §§ 13 und 14, soweit im fol¬ 
genden nichts Abweichendes bestimmt ist. § 4 Abs. 4 gilt 
nicht. Der Anmelder kann ein eigenes Vorhaben nicht ein¬ 
führen. Die beantragten Kosten der baulichen Maßnahme 
sind in dem Bescheid festzusetzen. 

(5) § 11 Abs. 5 ist nicht anzuwenden. Mit der Bestands¬ 
kraft des Investitionsvorrangbescheids gilt der Ver¬ 
fügungsberechtigte als von dem Anmelder beauftragt, die 
baulichen Maßnahmen durchzuführen und von den sich 
hieraus ergebenden Rechten nach dem Gesetz zur Rege¬ 
lung der Miethöhe Gebrauch zu machen. Nach erfolgter 
Rückübertragung hat der Anmelder die erbrachten Lei¬ 
stungen, höchstens jedoch den in dem Bescheid fest¬ 
gesetzten Betrag, zu ersetzen. Der Verfügungsberechtigte 
hat dem Anmelder Gewährleistung nach den Vorschriften 
über den Werkvertrag zu leisten oder Gewährleistungs¬ 
ansprüche in Ansehung der Modernisierungsmaßnahmen 
abzutreten. Im übrigen gelten die §§ 662 und 664 Abs. 1 
Satz 2 und 3 und Abs. 2 sowie die §§ 666 und 672 bis 674 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

§ 21b 

Vereinfachte Rückübertragung 

(1) Durch einen Investitionsvorrangbescheid, der eine 
Verpflichtung zur Durchführung von Investitionsmaßnah¬ 
men nicht enthält, kann einem Anmelder das Eigentum an 
dem Wohngrundstück (§ 21a Abs. 2) übertragen werden, 
dessen Rückübertragung er bei dem Amt oder Landesamt 
zur Regelung offener Vermögensfragen beantragt hat. Auf 
den Investitionsvorrangbescheid nach Satz 1 ist § 34 
Abs. 1 und 2 des Vermögensgesetzes entsprechend an¬ 
zuwenden. Der Investitionsvorrangbescheid ist auf Antrag 
des Verfügungsberechtigten zu erteilen, wenn der Rück¬ 
übertragungsanspruch nach dem Vermögensgesetz 
glaubhaft gemacht und der Anmelder nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 ermittelt worden ist. Mit der Übertragung 
des Eigentums ist dem Anmelder aufzugeben, bei Ableh¬ 
nung oder Rücknahme seines Rückübertragungsantrags 
nach dem Vermögensgesetz an den Verfügungsberech¬ 
tigten oder den Berechtigten den Betrag, den er nach 
Absatz 3 Satz 3 angeboten hat, mindestens aber den Ver¬ 
kehrswert, den das Wohngrundstück im Zeitpunkt der 
Erteilung des Investitionsvorrangbescheids hat, jeweils 
zuzüglich Zinsen in Höhe von 4 vom Hundert jährlich zu 
zahlen. Die Kosten eines erforderlichen Gutachtens trägt 
der Anmelder, auf den das Grundstück übertragen wird. 
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(2) Zur Ermittlung des Anmelders stellt die nach § 4 
Abs. 2 zuständige Stelle fest, welche Anmeldungen nach 
dem Vermögensgesetz bei dem Amt zur Regelung offener 
Vermögensfragen, in dessen Bezirk der Vermögenswert 
ganz oder überwiegend liegt, vorliegen oder diesem Amt 
mitgeteilt worden sind. Die hierbei festgestellten Anmelder 
lädt sie mit einer Frist von mindestens sechs Wochen zu 
einem Anhörungstermin. Innerhalb dieser Frist hat der 
Verfügungsberechtigte dem Anmelder Gelegenheit zur 
Besichtigung des Grundstücks und des Gebäudes zu 
geben. Jeder Anmelder kann sich in dem Termin von 
einem Bevollmächtigten vertreten lassen. § 5 Abs. 2 der 
Hypothekenablöseverordnung gilt entsprechend. 

(3) Erscheinen zu dem Anhörungstermin mehrere 
Anmelder, so fordert die zuständige Stelle die erschiene¬ 
nen Anmelder auf, den Vermögenswert gemeinsam zu 
übernehmen oder sich innerhalb einer Stunde darüber zu 
einigen, wer von ihnen den Vermögenswert übernehmen 
soll. Im Falle einer Einigung wird der Investitionsvorrang¬ 
bescheid zugunsten des Anmelders erlassen, der seine 
Berechtigung glaubhaft gemacht hat oder in dem Termin 
glaubhaft macht und auf den sich die Anmelder geeinigt 
haben. Kommt eine Einigung nicht zustande, so erläßt die 
zuständige Stelle den Investitionsvorrangbescheid zugun¬ 
sten des Anmelders, der seine Berechtigung glaubhaft 
gemacht und für den Fall der Ablehnung oder Rücknahme 
seines Rückübertragungsantrags nach dem Vermögens¬ 
gesetz die höchste Zahlungsverpflichtung angeboten hat. 
Will keiner der Anmelder den Vermögenswert überneh¬ 
men, stellt die Stelle fest, daß das Verfahren nach dieser 
Vorschrift stattgefunden hat. Sie kann auf entsprechen¬ 
den Antrag, in den Fällen des § 4 Abs. 2 Satz 1 auch von 
Amts wegen, ohne besondere Feststellung nach Satz 4 
das Verfahren mit dem Ziel fortsetzen, einen Investitions¬ 
vorrangbescheid nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c 
in Verbindung mit § 4 oder § 21a zu erlassen. 

(4) Mit der Rückübertragung nach Absatz 1 ist, wenn 
nicht der Anmelder vor Erteilung des Bescheides eine 
andere Sicherheit im Sinne des 2. Abschnitts der Hypo¬ 
thekenablöseverordnung geleistet hat, an dem Grund¬ 
stück eine Sicherungshypothek in Höhe des in Absatz 1 
Satz 4 bezeichneten Betrags zugunsten des Verfügungs¬ 
berechtigten zu begründen. Der Anmelder kann von dem 
Gläubiger die Bewilligung eines Rangrücktritts zugunsten 
von Pfandrechten verlangen, die der Finanzierung von 
Baumaßnahmen an dem Grundstück dienen. Die Siche¬ 
rungshypothek steht einem anderen Anmelder zu, wenn 
das Amt zur Regelung offener Vermögensfragen dessen 
Berechtigung feststellt. 

(5) Der Erwerb nach dieser Vorschrift ist von der Grund¬ 
erwerbsteuer befreit. Einer Unbedenklichkeitsbescheini¬ 
gung bedarf es nicht. Der Erwerb ist nicht als Anschaffung 
im Sinne des § 23 des Einkommensteuergesetzes zu 
behandeln. Die Sätze 1 und 3 gelten nicht, wenn der 
Erwerber nicht rückübertragungsberechtigt ist. 

Abschnitt 7 
Schlußbestimmungen 

§22 

Grundstücke und Gebäude nach Liste C 

Dieses Gesetz gilt nicht für Grundstücke und Gebäude, 
deren Grundakten mit einem Vermerk über die Eintragung 


in die Liste zu Abschnitt C der Gemeinsamen Anweisung 
der Minister der Finanzen und des Innern der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 11. Oktober 1961 über die 
Berichtigung der Grundbücher und Liegenschaftskataster 
für Grundstücke des ehern. Reichs-, Preußen-, Wehr- 
machts-, Landes-, Kreis- und Gemeindevermögens ge¬ 
kennzeichnet oder die aus dem Grundbuch als Synagoge 
oder Friedhof einer jüdischen Gemeinde zu erkennen sind. 

§23 

Gerichtliche Zuständigkeit 

(1) Für Streitigkeiten aus dem investiven Vertrag und 
nach § 16 ist, soweit nicht durch Bescheid entschieden 
wird, der ordentliche Rechtsweg, im übrigen der Verwal¬ 
tungsrechtsweg gegeben. Soweit der Verwaltungsrechts¬ 
weg gegeben ist, ist das Gericht örtlich zuständig, in des¬ 
sen Bezirk die Stelle, die den Investitionsvorrangbescheid 
erlassen hat, ihren Hauptsitz hat. 

(2) Die Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde 
gegen eine andere Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
sind ausgeschlossen. Das gilt nicht für die Beschwerde 
gegen die Nichtzulassung der Revision nach § 135 in Ver¬ 
bindung mit § 133 der Verwaltungsgerichtsordnung und 
die Beschwerde gegen Beschlüsse über den Rechtsweg 
nach § 17a Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfassungsgeset¬ 
zes. Auf die Beschwerde gegen die Beschlüsse über den 
Rechtsweg findet § 17a Abs. 4 Satz 4 bis 6 des Gerichts¬ 
verfassungsgesetzes entsprechende Anwendung. 

§24 

Zuständigkeitsregelungen, Abgabe 

(1) Mehrere zuständige Stellen können durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag (§ 54 des Verwaltungsver¬ 
fahrensgesetzes) vereinbaren, daß die nach diesem 
Gesetz zu treffenden Entscheidungen von einer öffent¬ 
lichen Stelle getroffen werden. Statt durch einen Vertrag 
kann die Zuständigkeit auch durch Konzentrationsver¬ 
fügung, die der Zustimmung der anderen Stelle bedarf, bei 
einer Stelle vereinigt werden. 

(2) Hat den Investitionsvorrangbescheid eine kreisan¬ 
gehörige Stadt oder Gemeinde zu erteilen, so kann sie das 
Verfahren innerhalb von zwei Wochen nach seiner Einlei¬ 
tung an den Landkreis, zu dem sie gehört, abgeben; die¬ 
ser ist an die Abgabe gebunden. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für investive Maßnahmen der Gemein¬ 
den, Städte, Landkreise und des Landes die Zuständigkeit 
dieser Stellen abweichend zu regeln. Die Landesregierun¬ 
gen können diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
auf eine oberste Landesbehörde übertragen. 

§25 

Sonderregelungen für die Treuhandanstalt 

(1) Die Treuhandanstalt handelt bei Vermögenswerten, 
die im Eigentum einer Kapitalgesellschaft stehen, deren 
sämtliche Geschäftsanteile oder Aktien sich unmittelbar 
oder mittelbar in der Hand der Treuhandanstalt befinden 
{Treuhandunternehmen), unbeschadet der Rechte deren 
Vorstands oder Geschäftsführers als gesetzlicher Vertre¬ 
ter. Sie haftet im Verhältnis zu dem Treuhandunternehmen 
nur, wenn sie ohne dessen Zustimmung verfügt. Sie ist 
dann für das Verfahren zuständig. 
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(2) Die Treuhandanstalt kann einzelne Verfahren, die 
Grundstücke, Gebäude und Betriebsteile eines Treuhand¬ 
unternehmens betreffen, an sich ziehen. Sie teilt dies dem 
Landkreis oder der kreisfreien Stadt mit, die mit Zugang 
der Mitteilung für das Verfahren nicht mehr zuständig ist 
und vorhandene Vorgänge an die Treuhandanstalt abgibt. 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für 
Grundstücke, Gebäude und Unternehmen der Parteien 
und Massenorganisationen, die Gegenstand von Rück¬ 
übertragungsansprüchen nach der in Anlage II Kapitel II 
Sachgebiet A Abschnitt III des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 {BGBl. 1990II S. 885,1150) aufgeführten 
Maßgabe d sind oder sein können. 

§26 

Anwendbarkeit anderer Gesetze 

Für das Verfahren zur Erteilung des Investitionsvorrang¬ 
bescheids sind bis zum Erlaß entsprechender landes¬ 
rechtlicher Bestimmungen auch durch Stellen dertänder 
das Verwaltungsverfahrensgesetz, das Verwaltungs¬ 
zustellungsgesetz und das Verwaltungsvollstreckungs¬ 
gesetz anzuwenden, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

§27 

Antragsfrist 

Ein Verfahren nach diesem Gesetz kann bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 1998 eingeleitet werden. Satz 1 gilt 
nicht für Verfahren nach den §§ 13 bis 15 und 21 bis 21b. 
Nach dem 31. Dezember 1998 gelten § 18 Abs. 1 bis 4, 6 
und 7 dieses Gesetzes und § 7 Abs. 8 des Maßnahmenge¬ 
setzes zum Baugesetzbuch in qler Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 28. April 1993 (BGBl. I S. 622) nur für Ver¬ 
fahren nach § 7 Abs. 5 des Maßnahmengesetzes zum 


Baugesetzbuch in Verbindung mit den genannten Vor¬ 
schriften. 

§28 

Überleitungsvorschrift 

(1) Investitionsbescheinigungen nach dem Investitions¬ 
gesetz in der Fassung des Gesetzes vom 22. März 1991 
(BGBl. I S. 766) und Entscheidungen nach § 3a des Ver¬ 
mögensgesetzes in der vor dem 22. Juli 1992 geltenden 
Fassung stehen Investitionsvorrangbescheiden gleich. 
Frühere Investitionsbescheinigungen haben die ihnen 
danach zukommende Wirkung; sie sind jedoch, auch 
wenn dies nicht besonders angeordnet war, sofort voll¬ 
ziehbar. 

(2) Dieses Gesetz ist auch auf Verfahren anzuwenden, 
die vor dem 22. Juli 1992 begonnen, aber noch nicht ver¬ 
waltungsintern abgeschlossen sind. Verwaltungsintern ist 
ein Verfahren abgeschlossen, wenn die letzte Verwal¬ 
tungsentscheidung erlassen ist. § 4 Abs. 5 des Investiti¬ 
onsvorranggesetzes ist auf den Empfänger der Abtretung 
eines Rückübertragungsanspruchs nicht anzuwenden, 
die vor dem 2. April 1992 erklärt und innerhalb von drei 
Monaten von diesem Zeitpunkt an dem Amt oder Landes¬ 
amt zur Regelung offener Vermögensfragen, in dessen 
Bezirk das Grundstück liegt, angezeigt worden ist. 

(3) § 11 Abs. 5 Satz 1 ist in der vom 24. Juli 1997 an 
geltenden Fassung nicht auf Vorhaben anzuwenden, 
denen ein Investitionsvorrangbescheid zugrunde liegt, der 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestandskräftig 
geworden ist. 

(4) § 15 Abs. 1 ist auch auf vor dem 24. Juli 1997 er¬ 
lassene Investitionsvorrangbescheide anzuwenden, soweit 
nicht über den Widerruf eines solchen Bescheids schon 
bestandskräftig entschieden ist. 
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Zweiundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung*) 

Vom 31. Juli 1997 


Auf Grund 

- des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 3 Buchstabe a und b des 
Straßenverkehrsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 9231-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, Nummer 1 geändert durch Arti¬ 
kel 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 13. Mai 1986 (BGBl. I 
S. 700) und Nummer 3 zuletzt geändert durch § 37 
Abs. 2 des Gesetzes vom 24. August 1965 (BGBl. I 
S. 927), verordnet das Bundesministerium für Verkehr, 

- des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d, Nr. 5a, Nr. 7 und 
Abs. 2a des Straßenverkehrsgesetzes, Absatz 1 Nr. 3 
Buchstabe d geändert durch Artikel 1 Nr. 5 des Geset¬ 
zes vom 6. April 1980 (BGBl. I S. 413), Absatz 1 Nr. 5a 
und Nr. 7 eingefügt durch § 70 Abs. 1 Nr. 1 des Geset¬ 
zes vom 15. März 1974 (BGBl. I S. 721) und Abs. 2a ein¬ 
gefügt gemäß Artikel 22 der Verordnung vom 26. No¬ 
vember 1986 (BGBl. I S. 2089, 2092), verordnen das 
Bundesministerium für Verkehr und das Bundesministe¬ 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 

- des § 38 Abs. 2 Satz 1 und des § 39 des Bundes-Immis¬ 
sionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 14. Mai 1990 (BGBl. I S. 880), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. April 
1997 (BGBl. I S. 805), hinsichtlich des § 38 Abs. 2 nach 
Anhörung der beteiligten Kreise, verordnen das Bun¬ 
desministerium für Verkehr und das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 


Artikel 1 

Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der Fas¬ 
sung der Bekanntmachung vom 28. September 1988 
(BGBl. I S. 1793), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Ver¬ 
ordnung vom 22. Juli 1997 (BGBl. I S. 1889), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 47 Abs. 3 werden am Ende von Nummer 5 das 
Komma durch das Wort „oder“ ersetzt und folgende 
Nummer 6 angefügt: 

„6. der Richtlinie 70/220/EWG in der Fassung der 
Richtlinie 96/69/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 8. Oktober 1996 (ABI. EG 
Nr. L 282 S. 64),“. 

2. In § 72 Abs. 2 werden die Übergangsbestimmungen zu 
§ 47 Abs. 1 (Abgasemissionen von Personenkraft¬ 
wagen und leichten Nutzfahrzeugen) wie folgt ge¬ 
ändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. ab dem 1. Januar 1997 hinsichtlich der Richt¬ 
linie 70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 
96/44/EG der Kommission vom 1. Juli 1996 
(ABI. EG Nr. L21 OS. 25),“. 


') Artikel 1 dient der Umsetzung der Richtlinien 96/44/EG der Kommission 
vom 1. Juli 1996 (ABI. EG Nr. L 210 S. 25) und 96/69/EG des Euro¬ 
päischen Parlaments und des Rates vom 8. Oktober 1996 (ABI. EG 
Nr. L 282 S. 64). 


b) Die Nummern 2 bis 4 werden durch folgende Num¬ 
mern 2 und 3 ersetzt: 

„2. a) ab dem 1. Januar 1996 auf Kraftfahrzeuge 
der Klasse M - ausgenommen: 

aa) Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 Sitzplät¬ 
zen einschließlich des Fahrersitzes, 

bb) Kraftfahrzeuge mit einer Höchstmasse 
von mehr als 2 500 kg -, 

ab dem 1. Januar 1997 auf Kraftfahrzeuge 
der Klasse N lP Gruppe I sowie die unter den 
Doppelbuchstaben aa und bb genannten 
Kraftfahrzeuge der Klasse M mit einer 
Bezugsmasse von 1 250 kg oder weniger 
und 

ab dem 1. Januar 1998 auf Kraftfahrzeuge 
der Klasse N,, Gruppen II und III sowie die 
unter den Doppelbuchstaben aa und bb 
genannten Kraftfahrzeuge der Klasse M mit 
einer Bezugsmasse von mehr als 1 250 kg, 

für die 

* 

- eine EWG-Typgenehmigung gemäß Arti¬ 
kel 4 Abs. 1 der Richtlinie 70/156/EWG 
oder 

- eine Allgemeine Betriebserlaubnis - so¬ 
weit nicty Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie 
70/156/EWG geltend gemacht wurde - 

erteilt wird, 

b) ab dem 1. Januar 1997 auf Kraftfahrzeuge 
der Klasse M - ausgenommen: 

aa) Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 Sitzplät¬ 
zen einschließlich des Fahrersitzes, 

bb) Kraftfahrzeuge mit einer Höchstmasse 
von mehr als 2 500 kg -, 

ab dem 1. Oktober 1997 auf Kraftfahrzeuge 
der Klasse N,, Gruppe I sowie die unter den 
Doppelbuchstaben aa und bb genannten 
Kraftfahrzeuge der Klasse M mit einer 
Bezugsmasse von 1 250 kg oder weniger 
und 

ab dem 1. Oktober 1998 auf Kraftfahrzeuge 
der Klasse N,, Gruppen II und III sowie die 
unter den Doppelbuchstaben aa und bb 
genannten Kraftfahrzeuge der Klasse M mit 
einer Bezugsmasse von mehr als 1 250 kg, 

die von diesem Tag an erstmals in den Ver¬ 
kehr kommen. 

3. Abweichend von Nummer 2 gelten bis zum 
30. September 1999 für die Erteilung der EG- 
Typgenehmigung oder der Allgemeinen Be¬ 
triebserlaubnis und für das erstmalige Inver¬ 
kehrbringen von Kraftfahrzeugen als Grenzwer¬ 
te für die Summen der Massen der Kohlenwas¬ 
serstoffe und Stickoxide und für die Partikel¬ 
massen von Fahrzeugen, die mit Selbstzün- 
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dungsmotor mit Direkteinspritzung ausgerüstet 
sind, die Werte, die in der Fußnote 1 der Tabelle 
in Abschnitt 5.3.1.4 des Anhangs I der Richt¬ 
linie 70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 
96/69/EG genannt sind.“ 

c) Der letzte Satz wird wie folgt gefaßt: 

„Für Kraftfahrzeuge der 

1. Klasse M - ausgenommen: 

a) Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 Sitzplätzen 
einschließlich des Fahrersitzes, 

b) Kraftfahrzeuge mit einer Höchstmasse von 
mehr als 2 500 kg -, 

für die vor dem 1. Januar 1996, 

2. Klasse N v die die Vorschriften der Richtlinie 
70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 
94/12/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. März 1994 über Maßnahmen 
gegen die Verunreinigung der Luft durch Emis¬ 
sionen von Kraftfahrzeugen und zur Änderung 
der Richtlinie 70/220/EWG (ABI. EG Nr. L 100 
S. 42) für die Gruppe I erfüllen, sowie die unter 
Nummer 1 Buchstabe a und b genannten Kraft¬ 
fahrzeuge der Klasse M mit einer Bezugsmasse 
von 1 250 kg oder weniger, für die vor dem 
1. Januar 1997, und 

3. Klasse N 1f die die Vorschriften der Richtlinie 
70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 
94/12/EG für die Gruppe II oder III erfüllen, sowie 
die unter Nummer 1 Buchstabe a und b genann¬ 
ten Kraftfahrzeuge der Klasse M mit einer 
Bezugsmasse von mehr als 1 250 kg, für die vor 
dem 1.Januar 1998 

eine 

- EWG-Typgenehmigung nach Artikel 4 Abs. 1 der 
Richtlinie 70/156/EWG oder 

- Allgemeine Betriebserlaubnis - soweit nicht Arti¬ 
kel 8 Abs. 2 der Richtlinie 70/156/EWG geltend 
gemacht wurde - 


erteilt wurde, bleiben § 47 Abs. 1 einschließlich der 
dazugehörenden Übergangsbestimmungen in § 72 
Abs. 2 in der vor dem 1. September 1997 geltenden 
Fassung anwendbar; dies gilt auch für Kraftfahr¬ 
zeuge der 

4. Klasse M - ausgenommen die unter Nummer 1 
Buchstabe a und b genannten Kraftfahrzeuge -, 
die vor dem 1. Januar 1997, 

5. Klasse N 1t die die Vorschriften der Richtlinie 
70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 
94/12/EG für die Gruppe I erfüllen, sowie die 
unter Nummer 1 Buchstabe a und b genannten 
Kraftfahrzeuge der Klasse M mit einer Bezugs¬ 
masse von 1 250 kg oder weniger, die vor dem 
1. Oktober 1997, und 

6. Klasse N,, die die Vorschriften der Richtlinie 
70/220/EWG in der Fassung der Richtlinie 
94/12/EG für die Gruppe II oder III erfüllen, sowie 
die unter Nummer 1 Buchstabe a und b genann¬ 
ten Kraftfahrzeuge der Klasse M mit einer 
Bezugsmasse von mehr als 1 250 kg, die vor 
dem 1. Oktober 1998 

erstmals in den Verkehr gekommen sind.“ 

3. Im Anhang zu § 47 Abs. 1 werden nach dem Buch¬ 
staben n der Punkt durch ein Komma ersetzt und fol¬ 
gende Buchstaben angefügt: 

„o) Richtlinie 96/44/EG der Kommission vom 1. Juli 
1996 (ABI. EG Nr. L 210 S. 25), 

p) Richtlinie 96/69/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 8. Oktober 1996 (ABI. EG 
Nr. L 282 S. 64).“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Ver¬ 
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 31. Juli 1997 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 

Hans Jochen Henke 


Die Bundesministerin 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
In Vertretung 
Jauck 
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Verordnung 

über Lebensmittelhygiene und zur Änderung 
der Lebensmitteltransportbehälter-Verordnung*) 

Vom 5. August 1997 


Auf Grund des § 10 Abs. 1 und des § 19a Nr. 2 Buch¬ 
stabe b und Nr. 3 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen¬ 
ständegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Juli 1993 (BG Bl. I S. 1169), von denen § 10 Abs. 1 durch 
Artikel 1 Nr. 3 und 4 des Gesetzes vom 25. November 
1994 (BGBl. I S. 3538) und § 19a durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1997 (BGBl. I S. 1925) zuletzt ge¬ 
ändert worden sind, verordnet das Bundesministerium für 
Gesundheit im Einvernehmen mit den Bundesministerien 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und für Wirt¬ 
schaft: 

Artikel 1 

Lebensmittelhygiene-Verordnung 

(LMHV) 

§1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die hygienischen Anforde¬ 
rungen an das gewerbsmäßige Herstellen, Behandeln und 
Inverkehrbringen von Lebensmitteln, mit Ausnahme des 
Gewinnens von Lebensmitteln. 

(2) Diese Verordnung gilt auch für die Durchführung 
betriebseigener Maßnahmen und Kontrollen. 

(3) Rechtsvorschriften des Bundes, die für das Herstel¬ 
len, Behandeln oder Inverkehrbringen bestimmter 
Lebensmittel von den Vorschriften dieser Verordnung 
abweichende oder zusätzliche hygienische Anforderun¬ 
gen vorschreiben, bleiben unberührt. Diese Verordnung 
gilt jedoch, soweit in anderen Rechtsvorschriften enthalte¬ 
ne hygienische Anforderungen an das Herstellen, Behan¬ 
deln oder Inverkehrbringen oder Anforderungen an 
betriebseigene Maßnahmen und Kontrollen, die Gegen¬ 
stand dieser Verordnung sind, nicht mindestens den Vor¬ 
schriften dieser Verordnung entsprechen. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung sind 

1. Betriebsstätten: 

a) Einrichtungen, in denen Lebensmittel hergestellt, 
behandelt oder in den Verkehr gebracht werden, 
mit Ausnahme der unter Buchstabe b genannten 
Betriebsstätten, und 


") Diese Verordnung dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 

1. Richtlinie 93/43/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über Lebens¬ 
mittelhygiene (ABI. EG Nr. L 175 S. 1), 

2. Richtlinie 96/3/EG der Kommission vom 26, Januar 1996 über 
eine Ausnahmeregelung von einigen Bestimmungen der Richt¬ 
linie 93/43/EWG des Rates über Lebensmittelhygiene für die 
Beförderung von Ölen und Fetten als Massengut auf dem Seeweg 
(ABI. EG Nr. 121 S. 42). 

Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 
28. März 1983 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der 
Normen und technischen Vorschriften (ABI. EG Nr. L 109 S. 8). zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 94/10/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. März 1994 (ABI. EG Nr. L 100 S. 30), und aus 
Artikel 7 der Richtlinie 93/43/EWG sind beachtet worden. 


b) ortsveränderliche oder nichtständige Einrichtungen 
wie Verkaufszelte, Marktstände, mobile Ver¬ 
kaufseinrichtungen, Verkaufsfahrzeuge sowie Ver¬ 
kaufsautomaten, in denen Lebensmittel hergestellt, 
behandelt oder in den Verkehr gebracht werden; 

2. nachteilige Beeinflussung: 

eine ekelerregende oder sonstige Beeinträchtigung der 
einwandfreien hygienischen Beschaffenheit von 
Lebensmitteln, wie durch Mikroorganismen, Verunrei¬ 
nigungen, Witterungseinflüsse, Gerüche, Tempera¬ 
turen, Gase, Dämpfe, Rauch, Aerosole, tierische 
Schädlinge, menschliche und tierische Ausscheidun¬ 
gen sowie durch Abfälle, Abwässer, Reinigungs-, Des¬ 
infektions-, Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämp¬ 
fungsmittel oder ungeeignete Behandlungs- und 
Zubereitungsverfahren; * 

3. leichtverderbliche Lebensmittel: 

Lebensmittel, die in mikrobiologischer Hinsicht in kur¬ 
zer Zeit leicht verderblich sind und deren Verkehrs¬ 
fähigkeit nur bei Einhaltung bestimmter Temperaturen 
oder sonstiger Bedingungen erhalten werden kann; 

4. Wasser: 

Wasser im Sinne des § 7 Abs. 1 der Trinkwasser-Ver¬ 
ordnung; § 7 Abs. 2 bis 4 der Trinkwasser-Verordnung 
bleibt unberührt. 

§3 

Allgemeine Hygieneanforderungen 

Lebensmittel dürfen nur so hergestellt, behandelt oder 
in den Verkehr gebracht werden, daß sie bei Beachtung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt der Gefahr einer 
nachteiligen Beeinflussung nicht ausgesetzt sind. Sie dür¬ 
fen dazu nur 

1. in Betriebsstätten 

a) nach § 2 Nr. 1 Buchstabe a unter Einhaltung der 
Anforderungen von Kapitel 1, 2 und 4 der Anlage 
oder 

b) nach § 2 Nr. 1 Buchstabe b unter Einhaltung der 
Anforderungen von Kapitel 3 und 4 und 

2. unter Einhaltung der Anforderungen von Kapitel 5 der 
Anlage 

hergestellt, behandelt oder in den Verkehr gebracht wer¬ 
den. 

§4 

Betriebseigene Maßnahmen und Kontrollen 

(1) Wer Lebensmittel herstellt, behandelt oder in Verkehr 
bringt, hat durch betriebseigene Kontrollen die für die Ent¬ 
stehung gesundheitlicher Gefahren durch Faktoren biolo¬ 
gischer, chemischer oder physikalischer Natur kritischen 
Punkte im Prozeßablauf festzustellen und zu gewähr¬ 
leisten, daß angemessene Sicherungsmaßnahmen fest¬ 
gelegt, durchgeführt und überprüft werden. Dies erfolgt 
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durch ein Konzept, das der Gefahrenidentifizierung und 
-bewertung dient, zu deren Beherrschung beiträgt und fol¬ 
genden Grundsätzen genügt: 

1. Analyse dieser Gefahren in den Produktions- und 
Arbeitsabläufen beim Herstellen, Behandeln und Inver¬ 
kehrbringen von Lebensmitteln, 

2. Identifizierung der Punkte in diesen Prozessen, an 
denen diese Gefahren auftreten können, 

3. Entscheidung, welche dieser Punkte die für die 
Lebensmitteisicherheit kritischen Punkte sind, 

4. Festlegung und Durchführung wirksamer Sicherungs¬ 
maßnahmen und deren Überwachung für diese kriti¬ 
schen Punkte und 

5. Überprüfung der Gefahrenanalyse, der kritischen 
Punkte und der Sicherungsmaßnahmen und deren 
Überwachung in regelmäßigen Abständen sowie bei 
jeder Änderung der Produktions- und Arbeitsabläufe 
beim Herstellen, Behandeln und Inverkehrbringen von 
Lebensmitteln. 

(2) Wer Lebensmittel herstellt, behandelt oder in Verkehr 
bringt, hat im Rahmen betriebseigener Maßnahmen zu 
gewährleisten, daß Personen, die mit Lebensmitteln 
umgehen, entsprechend ihrer Tätigkeit und unter Berück¬ 
sichtigung ihrer Ausbildung in Fragen der Lebensmittel¬ 
hygiene unterrichtet oder geschult werden. 

§5 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 53 Abs. 2 Nr. 1 Buch¬ 
stabe a des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständege¬ 
setzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
§ 3 Satz 1 Lebensmittel herstellt, behandelt oder in den 
Verkehr bringt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 2a des 
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift des § 4 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 über betriebseigene Kontrollen 
oder Maßnahmen zuwiderhandelt. 

Anlage 

(zu § 3 Satz 2) 

Kapitel 1 

Anforderungen an Betriebsstätten 
im Sinne des § 2 Nr. 1 Buchstabe a 

1. Betriebsstätten müssen so beschaffen sein, daß 

1.1 eine gute Lebensmitteihygienepraxis zum Schutz 
der Lebensmittel gegen nachteilige Beeinflussung 
gewährleistet ist; 

1.2 eine Reinigung und erforderlichenfalls eine Des¬ 
infektion möglich ist; 

1.3 geeignete Temperaturen für ein hygienisch ein¬ 
wandfreies Herstellen, Behandeln und Inverkehr¬ 
bringen von Lebensmitteln herrschen. 

2. Betriebsstätten müssen sauber und instand gehal¬ 
ten werden. 

3. Es müssen in ausreichender Zahl leicht erreichbare 
Handwaschbecken vorhanden sein, ebenso Toilet¬ 
ten mit Wasserspülung, bei denen eine einwand¬ 
freie Ableitung erfolgt. Toiletten müssen mit Hand¬ 
waschbecken ausgestattet sein und dürfen keinen 


direkten Zugang zu Räumen haben, in denen 
Lebensmittel hergestellt, behandelt oder in Verkehr 
gebracht werden. 

4. Für Handwaschbecken muß eine Warm- und Kalt¬ 
wasserzufuhr vorhanden sein. Darüber hinaus müs¬ 
sen Mittel zum hygienischen Reinigen und Trock¬ 
nen der Hände vorhanden sein. 

5. Es muß eine ausreichende natürliche oder mecha¬ 
nische Be- und Entlüftung vorhanden sein. Mecha¬ 
nische Luftströmungen aus einem unreinen zu 
einem reinen Bereich sind zu vermeiden. Lüftungs¬ 
systeme müssen so installiert sein, daß Filter und 
andere Teile, die gereinigt oder ausgetauscht wer¬ 
den müssen, leicht zugänglich sind. 

6. Alle sanitären Einrichtungen müssen über eine aus¬ 
reichende natürliche oder mechanische Be- und 
Entlüftung verfügen. 

7. Betriebsstätten müssen über eine ausreichende 
natürliche oder künstliche Beleuchtung verfügen. 

8. Die Abwasseranlagen müssen für den beabsichtig¬ 
ten Zweck ausreichend und so beschaffen sein, 
daß es nicht zu einer nachteiligen Beeinflussung 
von Lebensmitteln kommen kann. 

9. Für ausreichende Umkleidemöglichkeiten für das 
Personal ist, soweit erforderlich, zu sorgen. 

Kapitel 2 

Anforderungen an 
Räume, Vorrichtungen 
und Geräte in Betriebsstätten 
im Sinne des § 2 Nr. 1 Buchstabe a 

1. Räume in Betriebsstätten müssen folgenden Anfor¬ 
derungen genügen: 

1.1 Die Fußböden sind in einwandfreiem Zustand zu 
halten und müssen leicht zu reinigen und erforder¬ 
lichenfalls zu desinfizieren sein. Sofern erforderlich, 
sind dabei wasserundurchlässige, wasserabsto¬ 
ßende und abwaschbare Materialien zu verwenden. 
Gegebenenfalls muß auf den Fußböden eine ange¬ 
messene Ableitung des Abwassers möglich sein. 

1.2 Die Wandflächen sind erforderlichenfalls mit glatten 
Oberflächen bis zu einer für die entsprechenden 
Arbeitsvorgänge angemessenen Höhe zu versehen. 
Sie sind in einwandfreiem Zustand zu halten und 
müssen leicht zu reinigen und erforderlichenfalls zu 
desinfizieren sein. Sofern erforderlich, sind dabei 
wasserundurchlässige, wasserabstoßende und ab¬ 
waschbare Materialien zu verwenden. 

1.3 Die Decken und Deckenvorrichtungen müssen so 
beschaffen sein, daß Ansammlungen von Schmutz 
und Kondenswasser sowie unerwünschter Schim¬ 
melbefall und Ablösung von Materialien vermieden 
werden. 

1.4 Fenster und sonstige Öffnungen müssen so be¬ 
schaffen sein, daß Schmutzansammlungen vermie¬ 
den werden. Können Fenster oder Öffnungen ins 
Freie geöffnet werden, müssen sie erforderlichen¬ 
falls mit zu Reinigungszwecken leicht entfernbaren 
Insektengittern ausgestattet sein. 

1.5 Türen und Fenster müssen leicht zu reinigen und 
erforderlichenfalls zu desinfizieren sein. Sie müssen 
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erforderlichenfalls mit glatten und wasserabstoßen¬ 
den Oberflächen versehen sein. 

1.6 Oberflächen, einschließlich der Oberflächen von Ein¬ 
richtungen, die mit Lebensmitteln in Berührung kom¬ 
men, sind in einwandfreiem Zustand zu halten und 
müssen leicht zu reinigen und erforderlichenfalls zu 
desinfizieren sein. Sofern erforderlich, sind für Ober¬ 
flächen von Einrichtungen hygienisch unbedenkliche, 
glatte und abwaschbare Materialien zu verwenden. 

1.7 Räume dürfen nicht für betriebsfremde Zwecke 
benutzt werden. 

2. Zum Reinigen von Lebensmitteln müssen erforder¬ 
lichenfalls geeignete Vorrichtungen vorhanden sein. 
Reinigungsbecken und andere für das Reinigen von 
Lebensmitteln bestimmte Vorrichtungen müssen je 
nach Bedarf über eine angemessene Zufuhr von 
warmem oder kaltem Wasser verfügen und sauber¬ 
gehalten werden. Vorrichtungen zum Reinigen von 
Lebensmitteln müssen von den Handwaschbecken 
getrennt sein. 

3. Soweit erforderlich, müssen zum Reinigen und 
Desinfizieren von Arbeitsgeräten und Ausrüstungen 
geeignete Vorrichtungen vorhanden sein. Diese 
Vorrichtungen müssen aus korrosionsbeständigen 
Materialien bestehen, leicht zu reinigen sein und 
eine ausreichende Warm- und Kaltwasserzufuhr 
besitzen. 

4. Über die Vorschriften der Nummern 1 bis 3 hinaus 
müssen Räume in Betriebsstätten, in denen leicht¬ 
verderbliche Lebensmittel hergestellt oder unver¬ 
packt behandelt oder in Verkehr gebracht werden, 
folgenden Anforderungen genügen. 

4.1 Die Fußböden müssen wasserundurchlässig und 
zu desinfizieren sein. Sie müssen so beschaffen 
sein, daß eine angemessene Ableitung des Abwas¬ 
sers möglich ist. 

4.2 Die Wandflächen sind mit glatten, wasserundurch¬ 
lässigen und abwaschbaren Materialien zu ver¬ 
sehen. 

4.3 Die Decken und Deckenvorrichtungen müssen 
leicht zu reinigen sein. 

4.4 Fenster und Öffnungen, die ins Freie geöffnet werden 
können, müssen mit zu Reinigungszwecken leicht 
entfembaren Insektengittem ausgestattet sein. 

4.5 Türen und Fenster müssen mit glatten und wasser¬ 
abstoßenden Oberflächen versehen sein. 

4.6 Für Oberflächen von Einrichtungen, die mit Lebens¬ 
mitteln in Berührung kommen, sind glatte und 
abwaschbare Materialien zu verwenden. Die Ober¬ 
flächen müssen zu desinfizieren sein. 

4.7 Es müssen geeignete Vorrichtungen zum Reinigen 
und Desinfizieren von Arbeitsgeräten und Einrich¬ 
tungen vorhanden sein. Diese Vorrichtungen müs¬ 
sen aus korrosionsbeständigen Materialien beste¬ 
hen, leicht zu reinigen sein und eine ausreichende 
Warm- und Kaltwasserzufuhr besitzen. 

5. Die Nummern 1 bis 4 finden auf Gast- oder Spei¬ 
seräume und Eßbereiche in Einrichtungen zur 
Gemeinschaftsverpflegung oder auf Eßbereiche in 
Ladengeschäften ohne Sitzgelegenheit keine An¬ 
wendung. 


Kapitel 3 

Anforderungen an Betriebsstätten 
im Sinne des § 2 Nr. 1 Buchstabe b 

1. Betriebsstätten, ausgenommen Verkaufsautoma¬ 
ten und Transportfahrzeuge, müssen folgenden 
Anforderungen entsprechen: 

1.1 Sie müssen so beschaffen sein, daß sie sauber und 
instand gehalten werden können und eine gute 
Lebensmittelhygienepraxis zum Schutz der Le¬ 
bensmittel gegen nachteilige Beeinflussung ge¬ 
währleistet ist. 

1.2 Sie müssen so gelegen sein, daß eine nachteilige 
Beeinflussung der Lebensmittel vermieden wird. 

1.3 Betriebsstätten müssen sauber und instand gehal¬ 
ten werden. 

1.4 Sie müssen, sofern erforderlich, folgenden Anforde¬ 
rungen genügen: 

1.4.1 Es müssen geeignete Vorrichtungen zur Gewährlei¬ 
stung einer angemessenen Personalhygiene zur 
Verfügung stehen, insbesondere Einrichtungen 
zum hygienischen Reinigen und Trocknen der 
Hände, hygienische Sanitäreinrichtungen und Um¬ 
kleidemöglichkeiten. 

1.4.2 Oberflächen, die mit Lebensmitteln in Berührung 
kommen, sind in einwandfreiem Zustand zu halten 
und müssen leicht zu reinigen und zu desinfizieren 
sein. Dabei sind glatte und abwaschbare Materia¬ 
lien zu verwenden. 

1.4.3 Zum Reinigen und Desinfizieren von Arbeitsgeräten 
und Einrichtungen müssen geeignete Vorrichtun¬ 
gen vorhanden sein. 

1.4.4 Zum Reinigen von Lebensmitteln müssen geeigne¬ 
te Vorrichtungen vorhanden sein. Diese Vorrichtun¬ 
gen müssen von den Handwaschbecken getrennt 
sein. 

1.4.5 Es muß eine angemessene Warm- oder Kaltwas¬ 
serversorgung und Abwasserentsorgung vorhan¬ 
den sein. 

1.5 Über die Anforderungen von Nummer 1.1 bis 1.4 
hinaus müssen Betriebsstätten, in denen leichtver¬ 
derbliche Lebensmittel hergestellt oder unverpackt 
behandelt oder in Verkehr gebracht werden, folgen¬ 
den Anforderungen genügen: 

1.5.1 Es müssen geeignete Vorrichtungen zur Gewährlei¬ 
stung einer angemessenen Personalhygiene zur 
Verfügung stehen, insbesondere leicht erreichbare 
Handwaschbecken in ausreichender Zahl und Mit¬ 
tel zum hygienischen Reinigen und Trocknen der 
Hände. Handwaschbecken müssen eine ausrei¬ 
chende Warm- und Kaltwasserzufuhr haben. 

1.5.2 Oberflächen, die mit Lebensmitteln in Berührung 
kommen, sind in einwandfreiem Zustand zu halten 
und müssen leicht zu reinigen und zu desinfizieren 
sein. Dabei sind glatte und abwaschbare Materia¬ 
lien zu verwenden. 

1.5.3 Es müssen geeignete Temperaturen für ein hygie¬ 
nisch einwandfreies Herstellen, Behandeln und 
Inverkehrbringen von Lebensmitteln herrschen. 

2. Für Verkaufsautomaten und Transportfahrzeuge 
gelten die Anforderungen nach Nummer 1 sinn¬ 
gemäß. 
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Kapitel 4 

Anforderungen an 
Gegenstände und Ausrüstungen 

1. Gegenstände und Ausrüstungen, die mit Lebens¬ 
mitteln in Berührung kommen, müssen 

1.1 so beschaffen sein, daß sie sauber und instand 
gehalten und erforderlichenfalls desinfiziert werden 
können und von ihnen keine nachteilige Beeinflus¬ 
sung der Lebensmittel ausgeht, 

1.2 so installiert sein, daß das unmittelbare Umfeld 
angemessen gereinigt werden kann. 

2. Gegenstände und Ausrüstungen müssen sauber 
und instand gehalten werden. 

3. Vorrichtungen und Behälter, die der Lagerung oder 
Beförderung von Lebensmitteln dienen, müssen so 
ausgerüstet und ausgestattet sein, daß die für die 
Verkehrsfähigkeit der Lebensmittel erforderliche 
Temperatur eingehalten werden kann. Sie müssen 
so beschaffen sein, daß eine angemessene Reini¬ 
gung und, falls erforderlich, eine Desinfektion mög¬ 
lich ist. Sofern erforderlich, müssen angemessene 
Vorrichtungen zur Aufrechterhaltung und Über¬ 
wachung der Temperaturen vorhanden sein. 

4. Behälter für Lebensmittelabfälle und andere Abfälle 
müssen angemessen beschaffen, leicht zu reinigen 
und erforderlichenfalls zu desinfizieren sein. 

Kapitel 5 

Anforderungen beim Umgang 
mit Lebensmitteln und an das Personal 

1. Warenannahme und Überprüfung 

Lebensmittel dürfen von einer Betriebsstätte nicht 
angenommen werden, wenn sie erwiesenermaßen 
oder aller Voraussicht nach mit tierischen Schädlin¬ 
gen, pathogenen Mikroorganismen oder gesund¬ 
heitlich bedenklichen, verdorbenen oder fremden 
Stoffen derart verunreinigt sind, daß sie auch nach 
normaler Aussortierung oder nach einer in der 
Betriebsstätte hygienisch durchgeführten Vorbe¬ 
handlung oder Verarbeitung nicht für den Verzehr 
geeignet sind. 

2. Temperaturen 

Sind leichtverderbliche Lebensmittel mit einem Hin¬ 
weis auf die Einhaltung bestimmter Temperaturen 
gemäß § 7 oder § 7a der Lebensmittel-Kennzeich¬ 
nungsverordnung versehen, so müssen diese Tem¬ 
peraturen bis zur Abgabe an den Verbraucher ein¬ 
gehalten werden. Sofern eine nachteilige Beeinflus¬ 
sung der Lebensmittel vermieden wird, darf kurzfri¬ 
stig von den angegebenen Temperaturen abgewi¬ 
chen werden, wenn dies beim Be- und Entladen von 
Beförderungsmitteln, von Lagerungs- und Aufbe¬ 
wahrungseinrichtungen und bei der Beförderung in 
der Betriebsstätte aus Gründen der Zweckmäßig¬ 
keit erforderlich ist. Gleiches gilt für ein kurzfristiges 
Abweichen von den vorgesehenen Temperaturen 
für Kühlung oder Heißhaltung bei der Zubereitung 
und beim Bereitstellen zum Verzehr oder zum Ver¬ 
kauf. Lebensmittel, die einer Kühllagerung bedürfen 
oder die gekühlt serviert werden, sind nach erfolgter 


Erhitzung oder Zubereitung so schnell wie möglich 
auf eine Temperatur zu kühlen, durch die die Gefahr 
einer nachteiligen Beeinflussung vermieden wird. 

Lebensmittel in Selbstbedienung 

Zum Schutz vor nachteiliger Beeinflussung dürfen 
leichtverderbliche Lebensmittel im Wege der 
Selbstbedienung nur umhüllt oder abgepackt an 
den Verbraucher abgegeben werden. Dies gilt nicht 
für Lebensmittel, die in Schank- und Speisewirt¬ 
schaften, in Einrichtungen zur Gemeinschaftsver¬ 
pflegung und in Eßbereichen in Ladengeschäften 
ohne Sitzgelegenheit zum unmittelbaren Verzehr 
abgegeben werden sowie für Konsummilch und 
Salate aus Salattheken im Einzelhandel, sofern 
durch Beaufsichtigung oder Schutzvorrichtungen 
sichergestellt ist, daß die Lebensmittel nicht nach¬ 
teilig beeinflußt werden können. 

4. Schädlingsbefall 

Schädlingsbefall ist durch geeignete Verfahren zu 

kontrollieren, und der gegebenenfalls festgestellte 
Befall ist nach dem Stand der Technik sachgerecht 
zu bekämpfen. 

5. Lebensmittelabfälle, andere Abfälle, andere Stoffe 

und Zubereitungen 

5.1 Lebensmittelabfälle und andere Abfälle dürfen nicht 
in Räumen, in denen Lebensmittel hergestellt, 
behandelt oder in Verkehr gebracht werden, 
gesammelt werden, es sei denn, dies ist für den 
ordnungsgemäßen Betriebsablauf unvermeidbar. 
Sie müssen, soweit erforderlich, in verschließbaren 
Behältern gelagert werden. Die Behälter müssen in 
einwandfreiem Zustand gehalten werden. 

5.2 Für die Lagerung und Entsorgung von Lebens¬ 

mittelabfällen und anderen Abfällen müssen geeig¬ 
nete Vorkehrungen getroffen werden. Abfaliager 
müssen so beschaffen sein und geführt werden, 
daß sie sauber und frei von tierischen Schädlingen 
gehalten werden können und nachteilige Beeinflus¬ 
sungen von Lebensmitteln, des in den Betriebs¬ 
stätten verwendeten Wassers und der betrieblichen 
Vorrichtungen vermieden werden. 

5.3 Gefährliche oder ungenießbare Stoffe und Zuberei¬ 
tungen sind als solche auszuweisen und in abge¬ 
sonderten, verschlossenen Behältnissen aufzube¬ 
wahren. 

6. Lagerung und Beförderung 

6.1 Vorrichtungen und Behälter zur Lagerung und 
Beförderung von Lebensmitteln müssen sauber 
und instand gehalten werden. 

6.2 Werden zum Transport für Lebensmittel bestimmte 
Behälter zur Beförderung anderer Waren verwen¬ 
det, muß sichergestellt sein, daß es dadurch zu kei¬ 
ner nachteiligen Beeinflussung der Lebensmittel 
kommt. Werden in Behältern neben Lebensmitteln 
zusätzlich andere Waren befördert oder werden 
verschiedene Lebensmittel in einem Transport¬ 
behälter gleichzeitig befördert, so sind zur Vermei¬ 
dung einer nachteiligen Beeinflussung die verschie¬ 
denen Ladungsbeständteile erforderlichenfalls 
streng voneinander zu trennen. Behälter, die für die 
Beförderung anderer Waren oder für die Beförde¬ 
rung verschiedener Lebensmittel verwendet wer- 
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den, sind zwischen den einzelnen Ladungsvorgän¬ 
gen erforderlichenfalls zu reinigen und zu desinfizie¬ 
ren. 

7. Personalhygiene 

7.1 Personen, die Lebensmittel herstelien, behandeln 
oder in Verkehr bringen, haben ein hohes Maß an 
persönlicher Sauberkeit zu halten und müssen 
angemessene, saubere Kleidung und erforderli¬ 
chenfalls Schutzkleidung tragen. 

7.2 Personen mit infizierten Wunden, Hautinfektionen 
oder Geschwüren dürfen mit Lebensmitteln nicht 
umgehen, sofern die Möglichkeit besteht, daß 
Lebensmittel direkt oder indirekt mit pathogenen 
Mikroorganismen verunreinigt werden. 


Artikel 2 

Änderung der Lebensmittel¬ 
transportbehälter-Verordnung 

Die Lebensmitteltransportbehälter-Verordnung vom 
13. April 1987 (BGBl. I S. 1212), geändert durch Artikel 6 
Abs. 5 des Gesetzes vom 8. Juli 1994 (BGBl. I S. 1467), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Diese Verordnung gilt für die hygienischen 
Anforderungen an Tanks, Aufsetztanks, tankähn¬ 
liche Transporteinrichtungen und andere Trans¬ 
portgefäße oder Behälter (Transportbehälter) ein¬ 
schließlich dazugehöriger Be- und Entladevorrich¬ 
tungen, in denen unverpackte flüssige, granulat- 
oder pulverförmige Lebensmittel einschließlich der 
für Lebensmittel zugelassenen Zusatzstoffe als 
Massengut gewerbsmäßig befördert werden.“ 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b wird nach dem Wort 
„Anlage“ die Angabe „1“ eingefügt. 

3. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

,.§ 2a 

Ausnahmen 

(1) Abweichend von den §§ 2, 3 Nr. 5 und § 5 dürfen 
Öle und Fette, die als Lebensmittel bestimmt sind, als 
Massengut in Seeschiffen befördert werden, wenn die 
Vorschriften der Anlage 2 eingehalten werden. 

(2) Der Verantwortliche eines Schiffes, das in Behäl¬ 
tern flüssige Öle und Fette, die für den menschlichen 
Verzehr bestimmt oder als Lebensmittel geeignet sind, 
als Massengut befördert, muß Nachweise über die drei 
zuvor in diesen Behältern beförderten Ladungen sowie 
über die Wirksamkeit des zwischen den Ladungen 
angewandten Reinigungsverfahrens mit sich führen. 

(3) Im Falle einer Umladung muß der Verantwortliche 
des Empfängerschiffes zusätzlich zu den in Absatz 2 
verlangten Dokumenten Nachweise über das zwischen 
den Ladungen auf dem anderen Schiff angewandte 
Reinigungsverfahren sowie darüber mit sich führen, 
daß die Beförderung des flüssigen Öls oder Fettes als 


Massengut während der vorherigen Beförderung den 
Bestimmungen der Anlage 2 entsprach. 

(4) Der Verantwortliche eines Schiffes hat der 
zuständigen Behörde auf Verlangen die in den Absät¬ 
zen 2 und 3 vorgeschriebenen Nachweise vorzulegen.“ 

4. In § 3 Nr. 5 werden nach dem Wort „Lebensmitteltrans¬ 
porte“ die Worte „oder „Nur für Lebensmittel“ “ ein¬ 
gefügt. 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 54 Abs. 1 
Nr. 2a des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände¬ 
gesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen § 2a Abs. 2, 3 oder 4 einen Nachweis 
nicht mit sich führt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
vorlegt.“ 

6. § 7 wird gestrichen. 

7. Die Anlage wird zu „Anlage 1 

8. In Anlage 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „Flüssige" 
die Worte „, granulat- oder pulverförmige“ eingefügt. 

9. Nach Anlage 1 wird folgende Anlage 2 angefügt: 

„Anlage 2 
(zu § 2a) 

Beförderung von ölen und 
Fetten als Massengut in Seeschiffen 

1. öle oder Fette müssen in Behältern aus rostfreiem 
Stahl oder in Tanks mit einer Epoxidharz- oder 
technisch gleichwertigen Beschichtung befördert 
werden. Bei der unmittelbar zuvor in dem betreffen¬ 
den Tank beförderten Ladung muß es sich um ein 
Lebensmittel oder um eine Ladung handeln, die in 
der Liste der zulässigen vorherigen Ladungen des 
Anhangs aufgeführt ist. 

2. Werden Öle oder Fette in Behältern aus anderen als 
in Absatz 1 aufgeführten Materialien befördert, muß 
es sich bei den drei zuvor in diesen Behältern beför¬ 
derten Ladungen um Lebensmittel oder um eine La¬ 
dung handeln, die in der Liste der zulässigen vorhe¬ 
rigen Ladungen des Anhangs aufgeführt ist. 

3. Flüssige Öle oder Fette, die nicht weiter verarbeitet 
werden und für den menschlichen Verzehr 
bestimmt sind oder in Frage kommen, dürfen auf 
dem Seeweg in Behältern befördert werden, die 
nicht ausschließlich für die Beförderung von 
Lebensmitteln bestimmt sind, vorausgesetzt, die 
folgenden Bedingungen werden erfüllt: 

a) Der Behälter muß aus rostfreiem Stahl herge¬ 
stellt oder mit einer Epoxidharz- oder technisch 
gleichwertigen Beschichtung versehen sein und 

b) bei den drei zuvor im Behälter beförderten 
Ladungen muß es sich um Lebensmittel han¬ 
deln. 
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4. Liste der zulässigen vorherigen Ladungen 


Substanz 

CAS Nr.-) 

Essigsäure (Ethansäure; Weinessig, 
Methan-Carbonsäure) 

64-19-7 

Aceton - (Dimethylketon; 2-Propanon) 

Saueröle und Fettsäuredestillate - aus 
Pflanzenölen und -fetten u/o Gemischen 
daraus und Fetten und ölen tierischer und 
mariner Herkunft 

67-64-1 

Ammoniumhydroxid (Ammoniumhydrat; 
Ammoniaklösung; Aqua ammonia) 

Öle und Fette tierischer, mariner und 
pflanzlicher Herkunft (außer Cashewnuß- 
und rohesTallöl) 

1336-21-6 

Bienenwachs 

8012-89-3 

Benzylalkohol - (nur NF und Reagenzien) 

100-51-6 

n-Butylacetat sec-Butylacetat tert- 

123-86-4 

Butylacetat 

105-46-4 

540-88-5 

Calciumchloridlösung 

Calciumlignosulfonat 

10043-52-4 

Candelillawachs 

8006-44-8 

Carnaubawachs (Brasilwachs) 

8015-86-9 

Cyclohexan (Hexamethylen; Naphthen; 
Hexahydrobenzol) 

110-82-7 

Cyclohexanol (Hexahydrophenol) 

108-93-0 

Sojabohnenöl, epoxidiert (mit mind. 7 % 
Oxiransauerstoffgehalt) 

8013-07-8 

Ethanol (Ethylalkohol) 

64-17-5 

Ethylacetat - (Essigester) 

141-78-6 

2-Ethylhexanol (2-Ethylhexylalkohol) 

Fettsäuren: 

104-76-7 

Buttersäure - (n-Buttersäure; Butansäure; 
Ethylessigsäure; Propylameisensäure) 

107-92-6 

Valeriansäure (n-Pentansäure) 

109-52-4 

Capronsäure - (n-Hexansäure) 

142-62-1 

Enanthsäure - (n-Heptansäure) 

111-14-8 

Caprylsäure - (n-Octansäure) 

124-07-2 

Perlargonsäure - (n-Nonansäure) 

112-05-0 

Caprinsäure - (n-Decansäure) 

334-48-5 

Laurinsäure - (n-Dodecansäure) 

143-07-7 

Lauroleinsäure - (Dodecensäure) 

4998-71-4 

Myristinsäure - (n-Tetradecansäure) 

544-63-8 

Myristoleinsäure - (n-Tetradecensäure) 

544-64-9 

Palmitinsäure - (n-Hexadecansäure) 

57-10-3 

Palmitoleinsäure - ((Z)-Hexadec-9-ensäure) 

373-49-9 

Stearinsäure - (n-Oktadecansäure) 

57-11-4 

Rizinolsäure - (cis-12-Hydroxyoctadec-9- 
ensäure; Rizinusölsäure) 

141-22-0 

Ölsäure - (Oleinsäure, n-Oktadecensäure) 

112-80-1 

Linolsäure - (Leinölsäure, 9,12-Okta- 
decadiensäure) 

60-33-3 

Linolensäure - (9,12,15-Oktadecatrien- 
säure) 

463-40-1 

Arachinsäure - (Eicosansäure) 

506-30-9 

Behensäure - (Docosansäure) 

112-85-6 


Substanz 

CAS Nr7) 

Erucasäure - ((Z)-Docos-13-ensäure) 

112-86-7 

Fettalkohole - natürliche Alkohole 


Butylalkohol - (Butan-1 -ol) 

71-36-3 

Caproylalkohol - (Hexan-1 -ol; Hexylalkohol) 

111-27-3 

Enanthylalkohol - (Heptan-1 -ol; Heptyl- 
alkohol) 

110-70-6 

Hexylalkohol - (Hexan-1 -ol) 

111-87-5 

Nonylalkohol - (Nonan-1 -ol; Pelargon- 
alkohol; Oktylcarbinol) 

143-08-8 

Decylalkohol - (Decan-1 -ol) 

112-30-1 

Laurylalkohol - (Dodecan-1 -ol; Dodecyl- 
alkohol) 

112-53-8 

iso-Tridecanol - (lsotridecan-1-ol) 

27458-92-0 

Myristylalkohol - (1 -Tetradecanol; Tetra- 
decanol) 

112-72-1 

Cetylalkohol - (Alkohol C-16; Hexa- 
decan-1-ol; Palmitylalkohol; n-Primär- 
Hexadecylalkohol) 

36653-82-4 

Stearylalkohol - (Oktadecan-1 -ol) 

112-92-5 

Oleylalkohol - ((Z)-Oktadec-9-enol) 

143-28-2 

Lauryl-Myristylalkohol - (C12-C14- 
Mischung) 


Cetyl-Stearylalkohol - (CI 6-C18- 
Mischung) 


Fettsäureester - alle Ester, die in Kombi¬ 
nation einer der oben angeführten Fett¬ 
säuren und einer der oben angeführten 
Fettalkohole entstanden sind. Beispiele 
dafür sind Butylmyristat, Oleylpalmitat und 
Cetylstearat 


Fettsäure-Methylester 

Methyllaurat - (Methyldodecanoat) 

111-82-0 

Methylpalmitat - (Methylhexadecanoat) 

112-39-0 

Methylstearat - (Methyloktadecanoat) 

112-61-8 

Methyloleat - (Methyloctadecenoat) 

112-62-9 

Ameisensäure - (Methansäure; Wasserstoff¬ 
carbonsäure) 

64-18-6 

Glycerin - (Glycerol) 

Glykole 

56-81-5 

Butandiol(e) - (1,3-Butandiol; 1,3 Butylen- 
glykol; 1,4-Butylenglykol; 1,4-Butandiol; 

2.3- Butylenglykol; Butylenglykol; 

2.3- Butandiol) 

107-88-0 

110-63-4 

513-85-9 

Polypropylenglykol - (Molekulargewicht 
größer als 400) 

25322-69-4 

Propylenglykol - (1,2-Propylenglykol; 

1,2-Propandiol; 1,2-Dihydroxypropan; 
Monopropylenglykol (MPG); Methylglykol) 

57-55-6 

1.3- Propylenglykol - (Trimethylenglykol; 

1.3- Propandiol) 

504-63-2 

n-Heptan 

142-82-5 

n-Hexan (technische Qualität) 

110-54-3 

Naphtha (petroleum), hydrotreated light 

64742-59-0 

iso-Butanol - (2-Methylpropan-1 -ol) 

78-83-1 

iso-Butylacetat 

110-19-0 

iso-Decanol - (Isodecylalkohol) 

25339-17-7 

iso-Nonanol (Isononylalkohol) 

27458-94-2 
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Substanz 

CAS Nr.') 

iso-Oktanol - (Isooctylalkohol) 

26952-21-6 

iso-Propanol - (Isopropylalkohol; IPA) 

67-63-0 

Limonen - (Dipenten) 

138-86-3 

Magnesiumchloridlösung 

7786-30-3 

Methanol - (Methylalkohol) 

67-56-1 

Methylethylketon - (2-Butanon) 

78-93-3 

Methylisobutylketon - (4-Methyl-2- 
Pentanon) ' 

108-10-1 

(tert-ßutyl)Methylester - (TBME) 

1634-04-4 

Kieselgur (Diatomeenerde) 

7631-86-9 

Melasse 

57-50-1 

Montanwachs 

8002-53-7 

Nonan 

111-84-2 

Paraffin (eßbare Qualität) 

Pentan 

109-66-0 

Phosphorsäure - (Orthophosphorsäure) 

7664-38-2 

Kaliumhydroxid - (Ätzkali) 

1310-58-3 

n-Propylacetat 

109-60-4 

Natriumhydroxid (Ätznatron; Natronlauge) 

1310-73-2 

Sorbitol (D-Sorbitol; 6-wertiger Alkohol; 
D-Sorbit; D-Glucitol) 

50-70-4 

Schwefelsäure 

7664-93-9 

Hamstoffammoniaknitratlösung 


Weingeläger - (Bodensatz; Trub; Drusen; 
Rohweinstein; Weinstein; rohes Kalium¬ 
bitartrat; rohes Kaliumbiturat; Kalium- 
hydrogentartrat) 

868-14-4 


■) CAS = Chemical Abstracts Service Registry Number.“ 


Artikel 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
sechs Monate nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 
§§ 4 und 5 Abs. 2 und Artikel 2 treten zwölf Monate nach 
der Verkündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der Verordnung 
entsprechend Absatz 1 Satz 1 treten die auf Grund des 
§ 10 Abs. 2 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände¬ 
gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften der Länder außer 
Kraft, insbesondere: 

1. Baden-Württemberg 

1.1 Verordnung der Landesregierung Baden-Württem¬ 
berg über die Hygiene im Verkehr mit Lebensmitteln 
tierischer Herkunft vom 16. Februar 1977 (GBL 
S. 53), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
17. März 1992 (GBl. S. 221); 

1.2 Verordnung der Landesregierung Baden-Württem- 9.2 
berg über den Verkehr mit Back- und Konditorei¬ 
waren (Bäckerei-Hygiene-Verordnung) vom 14. Juni 
1977 (GBl. S. 255), geändert durch Verordnung 
vom 17. März 1992 (GBl. S. 221); 

2. Bayern 

2.1 Verordnung des Landes Bayern über den Verkehr 
mit Lebensmitteln tierischer Herkunft vom 24. Fe¬ 
bruar 1976 (Bayerische Rechtssammlung 2125-5- 
2-1, zuletzt geändert durch § 1 der Verordnung vom 


22. September 1993 im Bayerischen Gesetz- und 
Verordnungsblatt Nr. 25 S. 760); 

2.2 Verordnung des Landes Bayern über den Verkehr 
mit Backwaren, Konditoreiwaren und Speiseeis 
vom 24. Februar 1976 (Bayerische Rechtssamm¬ 
lung 2125-5-1 -I, zuletzt geändert durch § 2 der Ver¬ 
ordnung vom 22. September 1993 im Bayerischen 
Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 25 S. 760); 

3. Berlin 

3.1 Lebensmittelhygieneverordnung des Landes Berlin 
vom 24. Mai 1988 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 851); 

4. - Brandenburg 

4.1 Verordnung des Landes Brandenburg über die 
Überwachung und Einhaltung lebensmittelhygie¬ 
nischer Vorschriften vom 1. September 1994 (Ge¬ 
setz- und Verordnungsblatt für das Land Branden¬ 
burg Teil II Nr. 63 S. 756); 

5. Bremen 

5.1 Verordnung des Landes Bremen über das hygieni¬ 
sche Herstellen, Behandeln und Inverkehrbringen 
von Lebensmitteln vom 24. Oktober 1989 (Gesetz¬ 
blatt der Freien Hansestadt Bremen Nr. 47 S. 365); 

6. Hamburg 

6.1 Verordnung des Landes Hamburg über die Hygiene 
beim Verkehr mit Lebensmitteln tierischer Herkunft 
vom 17. Dezember 1991 (Hamburgisches Gesetz - 
und Verordnungsblatt Nr. 66 S. 467); 

6.2 Verordnung des Landes Hamburg über die Hygiene 
beim Herstellen, Behandeln und Inverkehrbringen 
von Speiseeis und Speiseeishalberzeugnissen 
(Speiseeis-Hygiene-Verordnung) vom 17. Dezem¬ 
ber 1991 (Hamburgisches Gesetz- und Verord¬ 
nungsblatt Nr. 66 S. 464); 

7. Hessen 

7.1 Hessische Lebensmittelhygiene-Verordnung vom 
31. Mai 1988 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen Teil I Nr. 16 S. 246); 

8. Mecklenburg-Vorpommern 

8.1 Lebensmittelhygiene-Verordnung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern vom 17. September 
1991 (GS Mecklenburg-Vorpommern, Gl.-Nr. B 
2125-40-1, Nr. 21 S. 392); 

9. Niedersachsen 

9.1 Verordnung des Landes Niedersachsen über die 
hygienische Behandlung von Lebensmitteln tieri¬ 
scher Herkunft vom 27. Januar 1976 (Niedersächsi¬ 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 3 S. 19, 
geändert im Niedersächsischen Gesetz- und Ver¬ 
ordnungsblatt 1980 Nr. 41 S. 382); 

Speiseeis-Hygieneverordnung des Landes Nieder¬ 
sachsen vom 7. November 1975 (Niedersächsi¬ 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 28 
S. 342); 

10. Nordrhein-Westfalen 

10.1 Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über 
die hygienische Behandlung von Lebensmitteln tie¬ 
rischer Herkunft vom 30. November 1982 (Gesetz - 
und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen Nr. 69 S. 765); 
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11. Rheinland-Pfalz 

11.1 Landesverordnung Rheinland-Pfalz über die Hygie¬ 
ne in Verkaufsräumen des Lebensmitteleinzelhan¬ 
dels vom 10. Mai 1976 (GVBI. S. 166); 

11.2 Landesverordnung Rheinland-Pfalz über den Ver¬ 
kehr mit Lebensmitteln tierischer Herkunft vom 
8. Juli 1977 (GVBI. S. 244, berichtigt S. 260), geän¬ 
dert durch Erste Landesverordnung zur Änderung 
der Landesverordnung über den Verkehr mit 
Lebensmitteln tierischer Herkunft vom 14. August 
1986 (GVBI. S. 216); 

11.3 Landesverordnung Rheinland-Pfalz über den Ver¬ 
kehr mit Bäcker- und Konditorwaren (Backwaren- 

’ Verordnung) vom 26. März 1980 (GVBI. S. 76), geän¬ 
dert durch Landesverordnung vom 8. Februar 1982 
(GVBI. S. 68), Landesverordnung vom 9. Februar 
1984 (GVBI. S. 40) und Dritte Landesverordnung zur 
Änderung der Backwarenverordnung vom 30. Ok¬ 
tober 1985 (GVBI. S. 258); 

12. Saarland 

12.1 Verordnung des Saarlandes über die hygienische 
Behandlung von Lebensmitteln vom 8. Oktober 
1979 (Amtsblatt des Saarlandes S. 851); 

12.2 Verordnung des Saarlandes über Speiseeis vom 
22. Mai 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 949); 

13. Sachsen-Anhalt 

13.1 Lebensmittelhygiene-Verordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt vom 14. Dezember 1994 (Gesetz - 
und Verordnungsblatt für das Land Sachsen-Anhalt 
Nr. 55 S. 1046); 


14. Schleswig-Holstein 

14.1 Lebensmittelhygiene-Verordnung des Landes 
Schleswig-Holstein vom 21. August 1991 (GS 
Schl.-H. II, Gl.-Nr. B 2125-40-2, Nr. 17 S. 402); 

15. Thüringen 

15.1 Thüringer Lebensmittelhygiene-Verordnung vom 
11. Mai 1992 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Thüringen Nr. 11 S. 161). 

(3) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der Verordnung 
entsprechend Absatz 1 Satz 1 tritt folgendes Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik, das gemäß Artikel 9 
Abs. 1 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in 
Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 
1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 892) in Sachsen fortgilt, außer 
Kraft: 

1. Vierte Durchführungsbestimmung zum Lebensmittel¬ 
gesetz - Verkehr mit Lebensmitteln - vom 6. De¬ 
zember 1985 (GBl. I Nr. 3 S. 25); 

2. Anordnung über hygienische Anforderungen an die 
Verarbeitung von Eiern und Eiprodukten für Feinback- 
und Konditoreiwaren vom 10. Januar 1979 (GBl. I Nr. 4 
S. 49); 

3. Anordnung über die Hygiene in Küchen der Gemein¬ 
schaftsverpflegung in Gaststätten - Gemeinschafts¬ 
küchen AO - vom 30. April 1986 (GBl. I Nr. 20 S. 293); 

4. Anordnung über den Verkehr mit Speiseeis vom 
17. Oktober 1986 (GBl. I Nr. 35 S. 444); 

5. Anordnung über den Verkehr mit Feinkosterzeugnis¬ 
sen vom 4. Januar 1989 (GBl. I Nr. 4 S. 83). 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 5. August 1997 


Der Bundesminister für Gesundheit 
Horst Seehofer 
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Anordnung 

über die Ernennung und Entlassung der Bundesbeamten 
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 

Vom 23. Juli 1997 

I. 

Auf Grund des Artikels 1 Abs. 1 der Anordnung des Bundespräsidenten über 
die Ernennung und Entlassung der Bundesbeamten und Richter im Bundes¬ 
dienst vom 14. Juli 1975 (BGBl. I S. 1915), geändert durch die Anordnungen 
vom 21. Juni 1978 (BGBl. I S. 921), vom 28. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2491), 
vom 12. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1698) und vom 11. November 1996 
(BGBl. I S. 1772), übertrage ich die Ausübung des Rechtes zur Ernennung und 
Entlassung der Bundesbeamten bis zur Besoldungsgruppe A 15 auf 

- den Deutschen Wetterdienst, 

- das Oberprüfungsamt für die höheren technischen Verwaltungsbeamten, 

- die Bundesanstalt für Straßenwesen, 

- das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie, 

- das Kraftfahrt-Bundesamt, 

- das Luftfahrt-Bundesamt, 

- das Bundesamt für Güterverkehr, 

- die Bundesanstalt für Gewässerkunde, 

- die Bundesanstalt für Wasserbau, 

- das Eisenbahn-Bundesamt, 

bis zur Besoldungsgruppe A13 (gehobener Dienst) auf 

- die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen, 
jeweils für ihren Geschäftsbereich. 


II. 

Auf Grund des Artikels 1 Abs. 2 der unter I. genannten Anordnung übertrage 
ich die Ausübung des Rechtes zur Ernennung und Entlassung der Beamten des 
Bundeseisenbahnvermögens der Besoldungsordnung A auf den Präsidenten 
des Bundeseisenbahnvermögens mit dem Recht, diese Befugnisse hinsichtlich 
der Beamten bis zur Besoldungsgruppe A15 auf die unmittelbar nachgeordneten 
Behörden weiter zu übertragen. 


III. 

Diese Anordnung tritt am 23. Juli 1997 in Kraft. Gleichzeitig tritt meine Anord¬ 
nung vom 13. Januar 1994 (BGBl. I S. 120) über die Ernennung und Entlassung 
der Bundesbeamten im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 
außer Kraft. 


Bonn, den 23. Juli 1997 


Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 

Hans Jochen Henke 
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Berichtigung 
der Fünften Verordnung 
zur Änderung der Patentanmeldeverordnung 

Vom 23. Juli 1997 

Die Fünfte Verordnung zur Änderung der Patentanmeldeverordnung vom 
27. Juni 1997 (BGBl. I S. 1595) ist wie folgt zu berichtigen: 

In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 11 Abs. 2 die Angabe „1786/92“ durch die Angabe 
„1768/92“zu ersetzen. 


München, den 23. Juli 1997 

Der Präsident des Deutschen Patentamts 
Norbert Haugg 


Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 114-1, veröffentlichten bereinigten Fassung 
wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich hingewiesen: 


Datum und Bezeichnung der Verordnung 


Bundesanzeiger Tag des 

Seite (Nr. vom) Inkrafttretens 


4. 7. 97 Zehnte Verordnung des Luftfahrt-Bundesamts zur Änderung 


der Einhundertvierzehnten Durchführungsverordnung zur Luft¬ 
verkehrs-Ordnung (Festlegung von Flugverfahren für An- und 
Abflüge nach Instrumentenflugregeln zum und vom Verkehrs- 



flughafen München) 

96 - 1 - 2-114 

9249 

(136 

25. 7. 97) 

14. 8. 97 

15. 7. 97 

Achte Verordnung des Luftfahrt-Bundesamts zur Änderung 
der Flundertsechsunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zur Luftverkehrs-Ordnung (Festlegung von Flugverfahren für 
An- und Abflüge nach Instrumentenflugregeln zum und vom 
Verkehrsflughafen Braunschweig) 

96 - 1 - 2-136 

9593 

(141 

1.8. 97) 

14.8. 97 

15. 7. 97 

Neunte Verordnung des Luftfahrt-Bundesamts zur Änderung 
der Flundertachtunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zur Luftverkehrs-Ordnung (Festlegung von Flugverfahren für 
An- und Abflüge nach Instrumentenflugregeln zum und vom 
Flughafen Hannover) 

96 - 1 - 2-138 

9594 

(141 

1.8. 97) 

14. 8. 97 

16.7.97 

Zweite Verordnung des Luftfahrt-Bundesamts zur Änderung 
der Hundertsiebenundsiebzigsten Durchführungsverordnung 
zur Luftverkehrs-Ordnung (Festlegung von Flugverfahren für 
An- und Abflüge nach Instrumentenflugregeln zum und vom 
Flughafen Frankfurt am Main) 

96 - 1 - 2-177 

9697 

(143 

5. 8. 97) 

14. 8. 97 

17. 7.97 

Erste Verordnung der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Nordwest zur Änderung der Verordnung für den Schutz-, 
Sicherheits- und Bauhafen Borkum (Hafenordnung Borkum) 

9698 

(143 

5. 8. 97) 

6. 8. 97 


9511-27 
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Bundesgesetzblatt 
Teil II 

Nr. 32, ausgegeben am 1. August 1997 

Tag Inhalt Seite 

16. 7. 97 Verordnung zur Berichtigung 2 und zur Änderung 1 der Revision 1 der ECE-Regelung Nr. 83 über ein¬ 
heitliche Bedingungen für die Genehmigung der Fahrzeuge hinsichtlich der Emission gasförmiger 
Schadstoffe aus dem Motor entsprechend den Kraftstofferfordernissen des Motors (Verordnung zur 
Berichtigung 2 und Änderung 1 der Revision 1 der ECE-Regelung Nr. 83). 1438 

23. 7. 97 Verordnung zu dem Abkommen vom 9. Dezember 1996 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland und der Regierung der Republik Kroatien über die deutschen Kriegsgräber in der 
Republik Kroatien. 1439 

24. 6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens von New York vom 31. März 1953 

über die politischen Rechte der Frau . 1443 

24. 6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge 1444 

24. 6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens zur Durchführung des Teiles XI des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 . 1445 

25. 6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich der Konvention über die Verhütung und Bestrafung des 

Völkermordes. 1445 

25. 6. 97 Bekanntmachung über das Inkrafttreten der Akte zur Revision von Artikel 63 des Europäischen 

Patentübereinkommens. 1446 

30. 6. 97 Bekanntmachung zu dem Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von Marken .... 1447 

30.6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Protokolls zum Übereinkommen von 1979 über 
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend die langfristige Finanzierung des 
Programms über die Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der weiträumigen Übertragung 
von luftverunreinigenden Stoffen in Europa (EMEP). 1447 

30. 6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Übereinkommens über Feuchtgebiete, insbesondere 

als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung. 1448 

30. 6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich von Änderungen des Übereinkommens über Feucht¬ 
gebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung .... 1448 

30. 6. 97 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Übereinkommens zur Gründung des Europäischen Büros 

für Funkangelegenheiten (ERO) . 1449 

30. 6. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Abkommens über die Internationale Finanz-Corpo¬ 
ration (IFC) . 1450 

1. 7. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Abkommens zur Erhaltung der Kleinwale in der Nord- 

und Ostsee. 1450 

1. 7. 97 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Zusatzabkommens zum Warschauer Abkommen zur 
Vereinheitlichung von Regeln über die von einem anderen als dem vertraglichen Luftfrachtführer aus¬ 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben. 

Aufgeführt werden nur die Verordnungen der Gemeinschaften, die im Inhaltsverzeichnis 
des Amtsblattes durch Fettdruck hervorgehoben sind. 




Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 

ABI. EG 

- Ausgabe in deutscher Sprache - 
Nr./Seite vom 



Vorschriften für die Agrarwirtschaft 



8. 7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1313/97 der Kommission zur Anpassung der im 
Wirtschaftsjahr 1997/98 geltenden Anpassungs- und Zusatzbeihilfe für 
die Raffination von Zucker 

L 180/11 

9. 7. 97 

9. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1324/97 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EG) Nr. 1325/96 zur Schätzung des Bedarfs für die Versor¬ 
gung der Kanarischen Inseln mit Erzeugnissen des Reis Sektors und 
zur Regelung der Anpassung der für Gemeinschaftserzeugnisse zu 
gewährenden Beihilfen 

L 182/13 

10. 7. 97 

9. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1326/97 der Kommission zur Vorausschätzung 
des Bedarfs der Kanarischen Inseln an bestimmten pflanzlichen ölen 

L 182/16 

10. 7. 97 

10. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1331/97 der Kommission zur Abweichung von 
der Verordnung (EG) Nr. 1223/94 über besondere Durchführungs¬ 
vorschriften für Vorausfestsetzungsbescheinigungen für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang II 
des Vertrags fallenden Waren ausgeführt werden, sowie zur Ab¬ 
weichung von der Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 über gemeinsame 
Durchführungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirt¬ 
schaftlichen Erzeugnissen 

L 183/4 

11. 7. 97 

10. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1332/97 der Kommission zur Abweichung von 
den für Melonen festgelegten Vermarktungsnormen in Portugal 

L 183/6 

11. 7. 97 

11. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1341/97 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EG) Nr. 1222/94 zur Festlegung der gemeinsamen Durch¬ 
führungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen und 
der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter 
Anhang II des Vertrages fallenden Waren ausgeführt werden 

L 184/12 

12. 7. 97 

14. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1346/97 der Kommission zur Festsetzung des 
Mindestpreises sowie der Produktionsbeihilfe für Verarbeitungserzeug¬ 
nisse aus Tomaten/Paradeisern im Wirtschaftsjahr 1997/98 

L 185/7 

15.7.97 

15. 7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1351/97 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 3388/81 über besondere Durchführungsvorschrif¬ 
ten für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Wein 

L 186/5 

16.7.97 



Andere Vorschriften 



8. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1322/97 der Kommission zur Festsetzung von 
Durchschnittswerten je Einheit für die Ermittlung des Zollwerts 
bestimmter verderblicher Waren 

L 182/6 

10. 7. 97 

9. 

7. 97 

Verordnung (EG) Nr. 1325/97 der Kommission zur Änderung der Ver¬ 
ordnung (EWG) Nr. 2257/92 mit Durchführungsvorschriften für die 
Sonderregelung für die Versorgung Madeiras mit pflanzlichen Ölen und 
über die Bedarfsvorausschätzung 

L 182/15 

10. 7.97 

7. 

7. 97 

Verordnung (EGKS, EG, Euratom) Nr. 1329/97 des Rates zur An¬ 
gleichung des auf die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten 
und sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften in 
Griechenland anzuwendenden Berichtigungskoeffizienten 

L 183/1 

11. 7. 97 
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ABI. EG 

Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift - Ausgabe in deutscher Sprache - 

Nr./Seite vom 

17. 6. 97 Entscheidung Nr. 1336/97/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Leitlinien für transeuropäische Telekommunikationsnetze L 183/12 11. 7. 97 

11. 7. 97 Verordnung (EG) Nr. 1340/97 der Kommission zur Änderung des An¬ 
hangs I der Verordnung (EG) Nr. 1808/95 des Rates zur Eröffnung und 
Verwaltung von im GATT gebundenen Gemeinschaftszollkontingenten 
und bestimmten anderen Gemeinschaftszollkontingenten für einige 
landwirtschaftliche und gewerbliche Erzeugnisse sowie Fischerei¬ 
erzeugnisse und zur Einführung eines Verfahrens zur Änderung oder 

Anpassung dieser Zollkontingente L 184/10 12.7.97 


Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 2271/96 des Rates vom 
22. November 1996 zum Schutz vor den Auswirkungen der extraterri¬ 
torialen Anwendung von einem Drittland erlassener Rechtsakte sowie 
von darauf beruhenden oder sich daraus ergebenden Maßnahmen 

(ABI. Nr. L 309 vom 29. 11. 1996) L 179/10 8.7.97 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 71/97 des Rates vom 
10. Januar 1997 zur Ausweitung des mit der Verordnung (EWG) 

Nr. 2474/93 auf Fahrräder mit Ursprung in der Volksrepublik China ein¬ 
geführten endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter 
Fahrradteile aus der Volksrepublik China und zur Erhebung des ausge¬ 
weiteten Zolls auf derartige gemäß der Verordnung (EG) Nr. 703/96 

zollamtlich erfaßte Einfuhren (ABI. Nr. L 16 vom 18. 1. 1997) L 179/11 8.7.97 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 779/97 des Rates vom 
24. April 1997 zur Einführung einer Regelung zur Steuerung des 

Fischereiaufwands in der Ostsee (ABI. Nr. L 113 vom 30. 4. 1997) L 179/11 8.7.97 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 418/97 der Kommission vom 
4. März 1997 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 210/69 über die 
gegenseitigen Mitteilungen der Mitgliedstaaten und der Kommission 

im Sektor Milch und Milcherzeugnisse (ABI. Nr. L 64 vom 5. 3. 1997) L 179/11 8. 7. 97 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1064/97 der Kommission vom 
12. Juni 1997 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1556/96 zur 
Anwendung von Einfuhrlizenzen auf bestimmtes aus Drittländern ein¬ 
geführtes Obst und Gemüse (ABI. Nr. L 156 vom 13. 6.1997) L 179/12 8.7.97 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1169/97 der Kommission 
vom 26. Juni 1997 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) 

Nr. 2202/96 des Rates zur Einführung einer Beihilferegelung für Erzeu¬ 
ger bestimmter Zitrusfrüchte (ABI. Nr. L 169 vom 27. 6. 1997) 



L 182/55 


10. 7. 97 





